Zu TOP 3.1

(5. Tagung der Il. Landessynode vom 27. — 29. Februar 2020)

Kirchengesetz Uber das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland (Kirchbaugesetz — KBauG)

Hinweis:

Der Text, der der Landessynode zur Beschlussfassung vorgelegt wurde, wurde durch
Beschluss der Landessynode abgeandert. Daher stimmt insoweit der Text der amtlichen
Begriindung der nachfolgenden Originalvorlage nicht mehr mit dem beschlossenen Text
Uberein.

TOP 3.1 und TOP 3.2 wurden zunéchst zusammen aufgerufen, da sie in einem sachlichen
Zusammenhang stehen.

Der Gesetzesentwurf zum Kirchbaugesetz ist durch die Landessynode auf ihrer Tagung vom
27. bis 29. Februar 2020 in gednderter Textfassung beschlossen worden (siehe dazu auch
; die amtliche Begriindung der Vorlage kann insofern nur begrenzt herangezogen
werden. Aus diesem Grunde wurde an die Synodalvorlage ein Auszug in angepasster
Fassung mit nichtamtlichem Hinweis angeflgt:

1. In 88 4 Absatz 2, 20 Absatz 1 und 3 wurden die Worte ,teilhabeférdernde* bzw.
»Teilhabeférderung” und ,der Teilhabeférderung” eingefligt.

Begriindung zu 1.:

Der Teilhabeausschuss der Landessynode stellte in der Befassung mit der Gesetzesvorlage
fest, dass die Aspekte der Teilhabeférderung starker herausgestellt werden missen. Die
Teilhabefdrderung ist ein thematischer Schwerpunkt der amtierenden Landessynode. Die
Teilhabeférderung hat zum Ziel, Themen und Anliegen unterschiedlicher Menschen in den
Fokus zu nehmen und diese in Beratungen und Planungen einzubeziehen. Dies kénnen
Belange z.B. auf Grund des Alters, korperlicher oder geistiger Voraussetzungen sein, aber
auch auf Grund der sozialen Lage, der Herkunft oder des Geschlechts. Ein Einbezug dieser
mdoglichen Bedarfe soll im baulichen Beraten und Handeln beachtet werden.
Teilhabeférderung umfasst mehr als z.B. die Barrierefreiheit.

2.1n 8 12 Absatz 1 wurde Satz 2 wie folgt gefasst:

2.1 ,Es bindet die zustandigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege nach MalRgabe der
Bestimmungen der Staatskirchenvertrage und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen
Bundeslander ein und fihrt die Benehmensherstellung bzw. die partnerschaftliche
Zusammenarbeit mit diesen zum frithestmdglichen Zeitpunkt durch."”

2.2. In Absatz 3 wurde Satz 1 wie folgt gefasst:



.Das Landeskirchenamt hat den Eingang des Antrags schriftich zu bestatigen und
unverziglich die Benehmensherstellung bzw. die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit
den zustandigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege herbeizufiihren.*

3. In 8 13 wurde Satz 1 wie folgt gefasst:

3.1 ,Die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 gilt als erteilt, wenn die
Benehmensherstellung bzw. die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den zustandigen
Stellen der _staatlichen Denkmalpflege stattgefunden hat und das Landeskirchenamt nicht
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollstandigen und mangelfreien
Antragsunterlagen einen Bescheid erlassen hat (denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion).”

3.2. Es wurde folgender Satz 2 neu eingeflgt:

JAuBRert die zustandige Stelle der staatlichen Denkmalpflege gegeniiber dem
Landeskirchenamt Bedenken, die nicht innerhalb der Frist nach Satz 1 auszurdumen sind,
oder halt das Landeskirchenamt bei der Prifung des Antrags weitere Untersuchungen fir
notwendig, ruht die Frist, bis das Landeskirchenamt hinsichtlich der geauf3erten Bedenken
eine Entscheidung getroffen oder die Untersuchungen abgeschlossen hat.”

3.3 Satz 2 und 3 alter Fassung wurden Satz 3 und 4.

Begrindung zu 2. und 3. (88 12 und 13):

In Gesprachen mit Vertretern der zustéandigen Ministerien der Freien und Hansestadt
Hamburg sowie den Bundesléandern Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern
wurde von den Behérdenvertretern zum Ausdruck gebracht, dass unklar geblieben sei, wie
und zu welchem Zeitpunkt die Benehmensherstellung bzw. partnerschaftliche
Zusammenarbeit des Landeskirchenamtes mit der jeweiligen staatlichen
Denkmalpflegebehdrde gewahrleistet sein soll. Dies sollte ausdricklich in den 8§ 12 und
13 Kirchbaugesetz Eingang finden.

Die Formulierungen in den 88 12 und 13 Kirchbaugesetz enthalten nunmehr die
notwendigen Differenzierungen in den Staatskirchenvertrdgen mit der Freien und
Hansestadt Hamburg sowie den Bundeslandern Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern und finden die Zustimmung der zustandigen Ministerien.

4. Durch Streichung von 8§ 20 des Gesetzesentwurfs wurde eine neue Paragraphenzahlung
erforderlich; 88 21 bis 24 wurden 88§ 20 bis 23. In § 21 wurde Nummer 10 gestrichen, die
bisherige Nummer 11 wurde Nummer 10; der Klammerzusatz in Nummer 10 ,8 21" wurde
korrigiert in ,8 20“. In § 23 Absatz 1 wurde ,8 21* ersetzt durch ,§ 20"

Inhaltlich wurde der bisherige & 20 in der nachfolgenden Kirchbaurechtsverordnung
aufgenommen.

5. In § 21 Nummer 9 wurden im Klammerzusatz die Worte ,Absatz 2" gestrichen.



Fur weiterfihrende Erlauterungen zu den abgeanderten Textstellen konnen die
Tagungsberichte der Landessynode auf www.nordkirche.de eingesehen werden.

A.: G:LKND:121 — BM6/RGO


http://www.nordkirche.de/
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TOP 3.1

5. Tagung der Il. Landessynode 02/2020

Landeskirchenamt
Az.: G: LKNK 37 — BM6/RGO

Vorlage
der Kirchenleitung
far die Tagung der Landessynode vom 27.- 29.02.2020

Gegenstand: Kirchengesetz Gber das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Norddeutschland (Kirchbaugesetz — KBauG)

Beschlussvorschlag:

Der Landessynode wird folgender Beschluss empfohlen:

1.) Die Landessynode beschliefl3t das ,Kirchengesetz Uber das Bauen in der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland”, Anlage 1

2.) Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, zur Tagung der Landessynode im Sep-
tember 2024 nach Anhérung der Kirchenkreise um die Vorlage eines Evaluierungsbe-
richts Uber die Erfahrungen mit dem Kirchbaugesetz, insbesondere zu den Fragen

- der Trennung von kirchenaufsichtlicher und denkmalrechtlicher Genehmigung,

- der Genehmigungsfiktion,

- dem Verzicht auf kirchenaufsichtliche Genehmigungen,

- der Ubertragung der Zustandigkeit der Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung,

- der Bestellung und Beauftragung von Sachverstandigen sowie

- der Wertgrenzenregelungen in der Kirchbaurechtsverordnung.

Zeitnah nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes sollen Kriterien des Verwaltungshan-
delns zu den Punkten 3 und 4 erarbeitet werden, die ebenfalls entsprechend zu evaluie-
ren sind.

Veranlassung:

Auswirkungen der Fusion zur Nordkirche; Agenda der Ersten Kirchenleitung

Beteiligt wurden/noch zu beteiligen sind:

Bauabteilungen der Kirchenkreise, PG Bauen am: 19.03.2019
Kontaktpersonen Kirchenleitung am: 10.04.,25.06. und 27.06.2019
AG der Verwaltungsleitenden am: 11.04.2019

Nordkirche_ll. Landessynode_5. Tagung_TOP 3.1 Kirchbaugesetz



Andere Dezernate: R (laufend); T

Treffen der Kirchenkreisrate

Dezernat Recht (R Le Rechtsférmlichkeit, laufend)
Rechtsausschuss der Landessynode

Gender- und Gleichstellungsstelle

Gliedkirchliche Zusammenschliisse

Finanzielle Auswirkungen: keine
Zeitplanung:
Beratung Erste Kirchenleitung

Beratung Rechtsausschuss
Beratung Landessynode

Anlagen:

am:
am:
am:
am:
am:
am:

am:
am:
am:

15.04.2019

09.05.2019

28.03. und 01.07.2019
13.06. und 08.08.2019
30.04.2019 - Zustimmung
22.11.2019 - Zustimmung

23./24.08.2019 und 13./14.09.2019
08.08.und 03.09.2019
27.- 29.02.2020

Nr. 1: Entwurf des Kirchengesetzes liber das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen

Kirche in Norddeutschland
Nr. 2: Begrindung
Nr. 3: Synopse KBauG - KBauVO



Anlage 2
Begrindung:

Allgemeines:

Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen regeln Bauwesen und Denk-
malpflege auf unterschiedlichen Ebenen der Normenhierarchie. Eigens fir diese Sachberei-
che wurden in manchen Gliedkirchen kirchliche Gesetze, Verordnungen oder Verwaltungs-
vorschriften erlassen. Denkmalschutzrechtliche Normen finden sich zudem in Kirchenvertra-
gen zwischen den Bundeslandern und den evangelischen Landeskirchen. So stellt es sich
auch in den ehemaligen Landeskirchen, aus denen die heutige Evangelisch-Lutherische
Kirche in Norddeutschland hervorgegangen ist, dar.

Bereits Anfang 2017 war in Ausfihrung der Agenda der Ersten Kirchenleitung ein erster
Entwurf eines Nordkirchen-Kirchbaugesetzes erarbeitet worden. Diese Vorlage wurde je-
doch zurtickgestellt, da die Erste Kirchenleitung — im Nachgang zu einem Vorschlag aus den
Kirchenkreisen Mecklenburg und Pommern zum ,Bauen aus einer Hand" - eine intensivere
Beratung und Einbindung aller Kirchenkreise zur Neuregelung des kirchlichen Baurechts fur
notwendig erachtete. Ein vom Landeskirchenamt initiierter Beratungsprozess unter Einbin-
dung der Kirchenkreise und der Leitung der Stabsstelle Organisationsberatung brachte nicht
den erwiinschten Durchbruch. Die Erste Kirchenleitung entschied daher, eine externe Bera-
tungsfirma mit einem umfanglichen Beratungsprozess zu beauftragen. Nach einer ersten
Befragung der Kirchenkreise wurde dem externen Berater der Auftrag erteilt, im Rahmen der
von ihm erstellten ,Analyse von Bauprozessen an Denkmalen und gottesdienstlich genutz-
ten Gebauden und Empfehlungen fur die Gestaltung dieser Prozesse* Verfahrensvorschlage
zu entwickeln und zu erarbeiten. Begleitend dazu wurde seitens der Ersten Kirchenleitung
eine aus Kirchenkreisvertreterinnen und Kirchenkreisvertretern sowie Vertreterinnen und
Vertretern des Landeskirchenamts paritatisch besetzte ,Projektgruppe Bauen® berufen, die
zur Aufgabe hatte, die Empfehlungen weiter zu konkretisieren und die Grundlagen fir die
Ausgestaltung der zukinftigen Normen zu Baufragen in der Nordkirche zu legen.

Die ,Projektgruppe Bauen® hatte zum Ziel, die Strukturen des Zusammenwirkens der lan-
deskirchlichen und kirchenkreislichen Bauverwaltungen so effektiv wie moglich zu gestalten
und einen Rahmen fir die Ausgestaltung des Nordkirchen-Kirchbaugesetzes vorzugeben.

Die vorliegende Beschlussvorlage zum Baugesetz nimmt die Ergebnisse dieses Prozesses
auf. Parallel dazu werden die entsprechenden Anderungen der Verfassung zur Beschluss-
fassung vorgelegt. Die ausfiihrliche Beschreibung der Genese des Prozesses sowie der dar-
aus resultierenden Anderungen der Verfassung finden sich in der entsprechenden Vorlage.

Verfassungsrechtliche Vorgaben:

1. Durch die Nordkirchenverfassung werden, insbesondere durch Artikel 26 und 54, Rah-
menbestimmungen geschaffen, die sich in erster Linie auf die Genehmigungspflichten von
Beschlissen zu Bau- und GestaltungsmalRnahmen an kirchlichen Gebauden und Veréande-
rungen an Kunst- und Ausstattungsgegenstéanden beziehen.

Nach Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der Verfassung unterliegen insbesondere Beschlisse
zu Bau- und GestaltungsmafRnahmen an und in Kirchen, den weiteren gottesdienstlich ge-
nutzten Gebauden und eingetragenen Kulturdenkmalen der Kirchengemeinden sowie an
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Freianlagen und Gebauden in deren Umgebungsbereich, nach Artikel 54 der Verfassung
entsprechende Beschlisse zu MalRnahmen an Gebauden der Kirchenkreise, der kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung des Landeskirchenamtes. Ebenso unterliegen Beschlisse Uber
MalRnahmen an Glocken und Orgeln an Kirchen und den weiteren zum Zwecke des Gottes-
dienstes gewidmeten Geb&uden sowie der Erwerb, die VerdauRerung, Ausleihe und Veréan-
derung von Kunst- und Ausstattungsgegenstanden von besonderem Wert dieser Genehmi-
gungspflicht. Diese Verfassungsbestimmung stellt eine kircheneigene kirchenaufsichtliche
Genehmigungspflicht dar, die nicht die staatliche Baugenehmigung ersetzt und die nicht die
Grundlage fur die denkmalrechtliche Genehmigung an Denkmalen der kirchlichen Korper-
schaften durch das Landeskirchenamt sein kann.

Alle anderen Beschliisse zu Bau- und Gestaltungsmafinahmen an kirchlichen Gebauden der
Kirchengemeinden unterliegen nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 der Verfassung der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung des Kirchenkreises.

Die Zustandigkeit fur die Genehmigung denkmalrechtlicher MalRnahmen an kirchlichen
Denkmalen wurde durch die Staatskirchenvertrage mit den jeweiligen Bundeslandern den
ehemaligen Landeskirchen und damit in Rechtsnachfolge dem Landeskirchenamt der Nord-
kirche tibertragen.

2. Zukunftig wird starker zwischen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach Artikel 26
Absatz 2 und der — deklaratorisch aufgenommenen — Regelung zur denkmalrechtlichen Ge-
nehmigung nach Absatz 3 unterschieden.

3. Ergénzend zu der bereits bestehenden Genehmigungszustandigkeit des Kirchenkreises
geht jetzt auch die kirchenaufsichtliche Genehmigungszustandigkeit fir Bau- und Gestal-
tungsmaflnahmen an Denkmalen, die keine Kirchen sind, sowie fir Freianlagen und den
Umgebungsbereich von kirchlichen Gebauden nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 auf den
Kirchenkreis Uber. Die kirchenaufsichtliche Genehmigung des Landeskirchenamtes wird ,auf
Bau- und Gestaltungsmal3nahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten Gebauden* beschrankt. Zudem wird eine Ermdachtigung einge-
fuhrt, nach der das Landeskirchenamt mit Einwilligung des Kirchenkreises diese Genehmi-
gungskompetenz im Einzelfall auf den Kirchenkreis Ubertragt.

Beide Mallnahmen dienen dazu, die Prozesse innerhalb der Verwaltungsebenen zu verein-
fachen und Genehmigungsverfahren zu beschleunigen.

4. Weitere MalRnahmen zur Vereinfachung von Ablaufen sind vorgesehen:

Zum einen wird die Erméachtigung eingefuhrt, dass die jeweils genehmigende Stelle auf die
Beantragung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung verzichten kann. Zum anderen wird
geregelt, dass eine Genehmigungsfiktion eintritt, wenn ein Antrag auf kirchenaufsichtliche
oder denkmalrechtliche Genehmigung nicht innerhalb einer durch das Kirchbaugesetz
(KBauG) zu bestimmenden Frist bearbeitet wird.

Zum Gesetz im Einzelnen:
Zu 8 1 Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

Zu Absatz 1:

Das kirchliche Bauwesen dient dem Auftrag der Kirche zur Verkiindigung des Evangeliums.
Mit 8 1 Absatz 1 soll die breite Verantwortung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland fur den ihr anvertrauten Gebaudebestand, besonders fiir die Kirchen, die weite-
ren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten Gebaude und die Kulturdenkmale verdeut-
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licht werden. Aber auch das Bauen an den sonstigen kirchlich genutzten Gebauden wie Pas-
toraten, Gemeindehdusern oder Kindertagesstatten dient unmittelbar oder mittelbar der
kirchlichen Verkindigung. Die Verantwortung, die die Institution Kirche hier fir kirchliche
Gebéaude im Allgemeinen und fur Kulturgut im Speziellen Gbernimmt, soll deutlich herausge-
stellt werden. Die Ubernahme dieser Verantwortung unterstreicht die Bedeutung des kirchli-
chen Bauens fur das Leben der Kirche und ihrer Gemeinden in der Gesellschaft. Martin Lu-
ther! hat gepredigt: ,Der Kirchbau dient dazu, dass unser lieber Herr selbst mit uns rede
durch sein heiliges Wort, und wir wiederum mit ihm reden durch Gebet und Lobgesang.“ Alle
kirchlichen Geb&ude dienen somit durch Gebrauch unmittelbar oder mittelbar der Verkindi-
gung des Evangeliums. Im Johannes-Evangelium? heit es: ,In meines Vaters Haus sind
viele Wohnungen.” Dies verdeutlicht, dass das kirchliche Bauwesen unterschiedliche Mog-
lichkeiten bieten und verschiedenen Bedurfnissen gerecht werden muss.

Absatz 1 Ubernimmt Elemente aus der Prdambel des Kirchbaugesetzes der ehemaligen
Nordelbischen Kirche und dem 8 1 des Kirchbaugesetzes der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs. Die Verkindigung und Bezeugung des Evangeliums in Wort
und Tat erfolgen vor allem durch Gottesdienst und Gebet, aber auch durch Kirchenmusik
und Kunst. Die kirchlichen Gebaude dienen dieser Verkiindigung, wie es sich aus Artikel 1
Absatz 5 Satz 2 der Verfassung ergibt.

Zu Absatz 2:

Dieses Kirchengesetz gilt fir die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland und
ihre kirchlichen Kérperschaften sowie fir die ortlichen Kirchen, fir die in Teil 4 § 56 des Ein-
fuhrungsgesetzes besondere Regelungen getroffen wurden. Das Kirchengesetz gilt nicht
unmittelbar fir rechtlich selbststéndige Einrichtungen der Diakonie, aul3er in den Fallen von
§ 5 Absatz 4 und § 12 Absatz 10.

Fur den Bereich der Baulasten, wie noch im ehemaligen mecklenburgischen Recht zu fin-
den, besteht kein Regelungsbedarf, da diese bereits in Artikel 25 Absatz 3 Nummer 7 der
Verfassung in Verbindung mit Teil 1 § 11 des Einfuhrungsgesetzes aufgenommen sind.

Zu Absatz 3:

Nach dem Wortlaut von Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 und Absatz 2 sowie Artikel 54 der
Verfassung unterfallen samtliche Beschlisse Uber Bau- und GestaltungsmalRhahmen an
kirchlichen Objekten, die im Eigentum kirchlicher Kdrperschaften stehen, der Genehmi-
gungspflicht als Ausdruck kirchlicher Aufsicht.

Eine Einschrankung auf eine — wie auch immer geartete — ,,unmittelbare kirchliche* Nutzung
z. B. in Abgrenzung zu gewerblicher Nutzung lasst sich der Verfassung nicht entnehmen.
Der Geltungsbereich des Kirchbaugesetzes erstreckt sich daher auf alle Bau- und Gestal-
tungsmal3nahmen an allen kirchlichen Objekten, sofern sie im Eigentum einer kirchlichen
Kdrperschaft stehen oder diesen jeweils ein entsprechendes Nutzungsrecht vertraglich ein-
geraumt wurde.

Das Kirchbaugesetz findet keine Anwendung, sofern eine kirchliche Kérperschaft fur eine
oder einen Erbbauberechtigten an einem in ihrem Eigentum befindlichen Grundsttick ein
Erbbaurecht bestellt hat und es sich bei diesen um Dritte, (das heift: nicht kirchliche Kérper-
schaften) handelt. In diesem Fall geht das Eigentum an dem kirchlichen Objekt auf die oder
den Erbbauberechtigten Uber.

Zu § 2 Kirchliche Objekte

! Luther, Martin: Predigt am 5. Oktober 1544 bei der Einweihung der Torgauer Schlosskapelle, in: WA 49, S. 588ff (588)
2 Johannes Kapitel 14,Vers 2
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§ 2 definiert den Begriff des kirchlichen Objektes, der in § 1 Abs. 3 eingefthrt wird und damit
Begriffe, die in diesem Gesetz zur Anwendung kommen. Somit wird auch definiert, was Ge-
genstand der kirchenaufsichtlichen Genehmigung ist. Die Regelung in § 1 Absatz 3 wird
somit konkretisiert.

Zu Absatz 1:

Der Begriff der kirchlichen Objekte kniipft an die jeweiligen Eigentums- oder Nutzungsver-
haltnisse an. Absatz 1 beschreibt die kirchlichen Objekte, fur die die Vorschriften des Geset-
zes gelten. Dies sind insbesondere Gebaude und Geb&udeteile. Dazu gehdren auch bauli-
che Anlagen wie z.B. Mobilfunk-, Antennen-, und Solaranlagen. Diese verbleiben in der Re-
gel im Eigentum Diritter, die diese Anlagen auf vertraglicher Basis insbesondere mit den Kir-
chengemeinden an einer Kirche, einem sonstigen kirchlichen Gebaude oder auf einem kirch-
lichen Grundstuck, ggf. auch im Umgebungsbereich eines Denkmals, aufstellen. Zwar be-
steht hier die Unterhaltungspflicht nicht in Bezug auf die bauliche Anlage selbst und deren
Funktionsfahigkeit. Sie besteht jedoch hinsichtlich der mit dem (Ein-)Bau notwendigen Mal3-
nahmen und die dauerhaften Auswirkungen in Bezug auf das Gebaude, das Grundstiick und
die Umgebung. Kunst- und Ausstattungsgegenstande werden in Absatz 2 konkreter defi-
niert.

Der Begriff Freianlage soll in erster Linie die Begrifflichkeit fur Kirchhofe, Pfarrhdfe und
Friedhofe klaren. Es sind damit aber auch z.B. Flachen um ein Kirchengebdude herum ge-
meint. Eine Regelung fur Freianlagen ist erforderlich, da der Begriff Friedhof in den Gebieten
der Nordkirche unterschiedlich verwendet wird (Friedhof, Pfarrhof, Kirchhof). Freianlagen
bzw. Friedhdfe pp. kdnnen noch Bestattungszwecken dienen oder bereits fir Bestattungs-
zwecke aufgegeben worden sein. Gebaude auf dem Friedhof, z. B. Friedhofskapellen, sind
bereits von Absatz 1 erfasst. Auch die Umgebungsflache eines Kirchengebaudes (z. B. einer
Kirche aus den 1960er Jahren), die nie zu Bestattungszwecken gewidmet war, unterfallt
dem Kirchbaugesetz.

Bestimmende Elemente von Freianlagen konnen z.B. pragendes GroR3griin (Baume, He-
cken), Wegefuihrung, Weggestaltung (Material), Einfriedungen (Mauern, Zaune) und techni-
sche Ausrlstung (Beleuchtung) sein.

Dem Kirchbaugesetz unterfallen die genannten Flachen auch in Bezug auf die MalRnahmen
der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege. Da die Freiflachen durch die Verfassungsénderung
nun im Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 aufgehen, muss an dieser Stelle noch einmal darauf
hingewiesen werden, dass diese Flachen ebenfalls einer Genehmigungspflicht unterfallen.
Nicht erfasst werden die normalen zur Bewirtschaftung eines Friedhofes notwendigen Mal3-
nahmen, wie die Umlegung von Wegen und Hecken und weitere gartnerischen Malinahmen,
sofern diese nicht unter Denkmalschutz stehen. Diese werden in der Verwaltungsvorschrift
fur Friedhofe in kirchlicher Tragerschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland (Friedhofsverwaltungsvorschrift — FrivwV) vom 20. August 2019 (KABI. S. 438)
geregelt.

Zu Absatz 2:

Es wurde fir sinnvoll erachtet, Kunst- und Ausstattungsgegenstéande im Kirchbaugesetz
exemplarisch aufzufiihren. Nicht immer ist auf den ersten Blick erkennbar, ob es sich bei
dem betreffenden Objekt um einen kinstlerisch wertvollen Gegenstand handelt, der des
Erhalts und der besonderen Pflege bedarf. Hier soll der gesonderte Hinweis dazu beitragen,
die Sensibilitdt im Umgang mit Kunst- und Ausstattungsgegenstanden zu fordern. In Absatz
2 werden die Kategorien benannt, die fir die Festlegung des besonderen Wertes der Kunst-
und Ausstattungsgegenstidnde malfigeblich sind. Zudem werden Raumfassungen, Wand-
und Deckenmalereien gesondert aufgefinhrt.
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Zu § 3 Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

Zu Absatz 1 und 3:

8 3 regelt, was unter Bau- und Denkmalpflege sowie Kunstpflege konkret zu verstehen ist,
definiert die Begriffe und stellt fest, dass die regelmafiige Gebaudezustandsbegehung der
Baupflege unterféllt. Der Gebaudezustandsbegehung unterfallen auch Freianlagen, da sie
nach § 2 ebenfalls zu den kirchlichen Objekten gehoren. Diese regelméRige Geb&udezu-
standsbegehung ist flr den Bereich der Kirchengemeinden bereits in Teil 4 8§ 64 EGVerf
(Kirchengemeindeordnung) geregelt:

Teil 4 8§ 64 EGVerf (Kirchengemeindeordnung)
Bewirtschaftung von Liegenschaften, Gebauden und Inventar

(1) Der Kirchengemeinderat ist verantwortlich fiir die Gebaude der Kirchengemeinde und der ortlichen
Kirche, fur die ordnungsgeméRe Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher Grundstiicke und fur
die Friedhofspflege.

(2) Gebéaude sind laufend in ordnungsgeméafiem baulichen Zustand zu erhalten. Der Kirchengemeinde-
rat hat fir eine regelmaRige Bauunterhaltung Sorge zu tragen. Vor der Aufstellung jedes Haushaltes
veranlasst der Kirchengemeinderat eine Besichtigung der Gebaude, um die etwa notwendigen baulichen
MaRnahmen zu veranschlagen und in den Haushalt aufnehmen zu kénnen. Uber die Begehung ist ein
Protokoll zu fiihren. Verénderungen im Zustand der Gebdude und bauliche Mé&ngel, die den Bestand des
Gebaudes gefahrden, sind unverzuglich der Kirchenkreisverwaltung zu melden.

(3) Die Erhaltung und die Pflege von Gegenstéanden mit besonderem geschichtlichem, kiinstlerischem
und wissenschaftlichem Wert sind besonders zu beachten.

(4) Das Inventar ist pfleglich zu behandeln, ein Inventarverzeichnis ist nach MaRgabe einer Verwal-
tungsvorschrift zu fihren.

Zu Absatz 2:
Absatz 2 verweist auf die Verpflichtung, nhach MalRgabe der jeweiligen Staatskirchenvertrage
auch die jeweiligen Denkmalschutzgesetze der Bundeslander zu beriicksichtigen.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bezieht sich auf die in § 2 Absatz 2 genannten kirchlichen Objekte und dient dazu,
deutlich zu machen, dass all diese Bestandteile der Ausstattung pfleglicher Behandlung be-
darfen und MalBnahmen an diesen Gegenstanden ggf. auch zu genehmigen sind.

Zu § 4 Bauberatung

Zu Absatz 1:

Der Wortlaut der Verfassung enthalt keine Vorgaben hinsichtlich einer Bauberatung, son-
dern stellt auf die Genehmigungspflichten ab. Jedoch erwahnt die Kirchengemeindeordnung
in den 88 84 und 85 die Beratung als einen Teil der Aufsicht.

Die Bauberatung soll ehrenamtliches Engagement durch professionelles Wissen erganzen
und dadurch die kirchlichen Kérperschaften dabei unterstitzen, die anstehenden Bauaufga-
ben moglichst optimal durchzufiihren. Die Bauberatung dient als vorbeugender Teil der Auf-
sicht nicht der Sanktionierung oder Korrektur, sondern soll helfen, Fehler von vornherein zu
vermeiden. Deshalb ist jegliche BaumafRnahme zu beraten, egal ob sie auf eine genehmi-
gungspflichtige MaRnahme hinauslauft oder nicht. In Absatz 1 wird festgelegt, dass die Bau-
beratung grundsatzlich bei der kirchenkreislichen Ebene angesiedelt ist. Dies ist auf Grund
der Ortlichen Nahe der Bauverwaltungen der Kirchenkreise sinnvoll und entspricht auch der
Aufgabenzuschreibung, die als Ergebnis des externen Beratungsprozesses festgelegt wur-
de.

Auch nach der Genehmigung des Baubeschlusses, also wahrend der Durchfihrung einer



8

Baumalinahme, ist die Bauberatung wichtig, z.B., um Stérungen im Bauablauf rechtzeitig zu
erkennen und Gegenmalinahmen ergreifen zu kénnen. Die Begleitung bis zum Ende der
Bau- und GestaltungsmafRnahme ist Pflichtaufgabe der Kirchenkreise gegeniuber den Kir-
chengemeinden geman Pflichtleistungskatalog Nr. 3 Nummer 3.2. und 3.4 des Kirchenkreis-
verwaltungsgesetzes.

Denkmalpflegerische Aspekte sind zwar vorwiegend der denkmalrechtlichen Abstimmung
(siehe § 5) zuzuordnen, sollen aber, da sie nicht im Pflichtleistungskatalog des KKVwWG er-
fasst sind, hier mit aufgefuihrt werden; in vielen Fallen treten sie schon bei der ersten Bera-
tung zu Tage.

Zu Absatz 2:

Die Bauberatung an Gebauden der Kirchengemeinden und des Kirchenkreises ist, bis auf
wenige Sachverhalte (siehe die Erlauterungen zu Absatz 3), durch den Kirchenkreis zu leis-
ten und hat die Aufgabe, die zustandigen kirchlichen Kérperschaften in fachlicher, insbeson-
dere architektonischer, bautechnischer, kiinstlerischer, verwaltungsrechtlicher, energetischer
und wirtschaftlicher Hinsicht in Planung, Durchfiihrung und Abwicklung von Baumaf3nahmen
Zu begleiten und zu unterstiitzen.

Ein wichtiger Grund fiir die Bauberatung ist der finanzielle Aspekt. Die zur Verfliigung ste-
henden Baumittel sind zu grof3en Teilen Zuweisungen aus dem Kirchensteueraufkommen,
den Beitragen der Solidargemeinschaft. Diese Solidargemeinschaft hat Erwartungen und
Anspriche an den verantwortungsvollen Umgang mit den finanziellen Ressourcen. Die Ma-
ximen, die sich daraus ergeben, heil3en zum einen Nachhaltigkeit, zum anderen Preiswir-
digkeit — was sowohl ,billige* als auch ,luxuridse” Lésungen per se ausschliel3t.

Auch denkmalpflegerische Aspekte sind bei der Bauberatung durch den Kirchenkreis zu
bertcksichtigen, da die Landeskirche sich im Rahmen der Staatskirchenvertrage zur Be-
ricksichtigung denkmalpflegerischer Belange auf allen Ebenen verpflichtet hat.

Den Grundsatzen von Subsidiaritat und Solidaritat geman Artikel 5 der Verfassung folgend
kann das Landeskirchenamt um Unterstiitzung gebeten werden, sowohl vom Kirchenkreis
als auch von der beratenen Kirchengemeinde. Die Bauberatung erfolgt in Form von Ortster-
minen, aber auch in Form von Besprechungen, Telefonaten, Schriftverkehr bzw. schriftlichen
Stellungnahmen u. &.. Der Inhalt der Bauberatung ist zu dokumentieren, in der Regel durch
die genehmigende Stelle.

Zu Absatz 3:

Der Kirchenkreis ist das organisatorische Bindeglied des Kommunikationsflusses im Zu-
sammenhang mit einer Bau- und Gestaltungsmalinahme. Aufgrund seiner Fachkenntnis ist
er in der Lage und steht in der Pflicht, kirchliche Kérperschaften bei der Prozessgestaltung
kompetent zu beraten, so auch hinsichtlich einer ggfs. notwendigen Einbindung des Lan-
deskirchenamtes. Die Information des Kirchenkreises an das Landeskirchenamt kann form-
los telefonisch, per Email oder schriftlich erfolgen. Gegenstand der Information sollten fol-
gende Punkte sein:

Objekt

Gegenstand der Ma3nahmen
Ggf. besondere Dringlichkeit
Geplanter Ablauf
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Diese Informationen sollen dazu dienen, das Landeskirchenamt in die Lage zu versetzen,
einzuschatzen, ob und wie seine Beratung erforderlich ist. Die kirchenaufsichtliche Baubera-
tung durch das Landeskirchenamt ist in der Regel auf liturgische Belange und die Wahrung
des gesamtkirchlichen Interesses beschrankt. Die in der Verfassung hinsichtlich der geistli-
chen Leitung des Kirchenkreises, des Sprengels oder der Landeskirche festgelegten Zu-
standigkeiten bleiben unberihrt. Bedarf es nach Einschatzung des Landeskirchenamtes
seiner Einbindung nicht und bestehen Kirchenkreis oder Kirchengemeinde ebenfalls nicht
auf eine Mitwirkung, kann das Landeskirchenamt auf seine weitere Beteiligung verzichten.

Zu Absatz 4:

Es ist sinnvoll, dass eine Kirchengemeinde ihre Wiinsche oder Pléane zu Bau- und Gestal-
tungsmaflinahmen mdoglichst friihzeitig mit dem Kirchenkreis berat. Zum einen werden so
von Anfang an die finanziellen Moglichkeiten in den Blick genommen. Zum anderen kdnnen
grundsétzliche Erfordernisse, z.B. hinsichtlich der Geb&audestrukturplanung des Kirchenkrei-
ses oder hinsichtlich bestimmter Vorschriften, von vornherein geklart werden. Die friihzeitige
Bauberatung ebnet den Weg fiir die nachfolgenden Genehmigungsprozesse und verhindert,
dass eine Kirchengemeinde in eine Richtung plant, die sich im weiteren Verlauf als nicht
genehmigungsfahig herausstellt — sei dies kirchenrechtlich, baurechtlich oder denkmalrecht-
lich.

Zu Absatz 5:

Die Einschrankung der Bauberatung auf gewisse Gebaudetypologien entspricht den Vorga-
ben des ,Pflichtleistungskatalogs Bau“ des Kirchenkreisverwaltungsgesetzes. Sie ist jedoch
nicht ausschlief3lich gemeint. Den Anwendern des Gesetzes soll damit analog zum ,Pflicht-
leistungskatalog Bau“ des Kirchenkreisverwaltungsgesetzes eine Hilfestellung gegeben
werden, welche Gebaude vorrangig zu beraten sind. Nach EGVerf Teil 4 § 58 verwaltet der
Kirchenkreis das Vermogen der ortlichen Kirche fir alle Objekte der drtlichen Kirche und ist
damit auch fir deren gesamte Bauverwaltung verantwortlich.

Zu Absatz 6:

Die Regeln aus den vorhergehenden Absétzen gelten entsprechend fir Bau- und Gestal-
tungsmafnahmen an kirchlichen Objekten des Kirchenkreises, sofern diese einer Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt nach Artikel 54 der Verfassung bedirfen. Die Baubera-
tung des Landeskirchenamtes beschrankt sich aber auch in diesen Féllen auf die Wahrung
des gesamtkirchlichen Interesses oder liturgischer Belange, es sei denn, der Kirchenkreis
wlnscht ausdricklich eine erweitere Beratung.

Zu Absatz 7:

Es hat sich als sinnvoll erwiesen, die Planung einer Bau- und GestaltungsmafRnahme erst
nach erfolgter Bauberatung zur Beschlussfassung und Genehmigung zu bringen. Jegliche
Anderungen, die an einer Bauplanung vorgenommen werden miissen, z.B. um eine Ge-
nehmigungsreife zu erlangen, sind zu einem maglichst friihen Zeitpunkt im Projekt am sinn-
vollsten, da hier durch Anderungen am wenigsten Kosten verursacht werden. Daher ist die
Einschatzung durch die beratende bzw. genehmigende Stelle, ob das Projekt die Genehmi-
gungsreifeerreicht hat, wichtig, um von vornherein einen reibungslosen Genehmigungsab-
lauf und nachfolgend auch Bauablauf sicherzustellen. Die Genehmigungsreife einer Planung
wird durch die Bauabteilung des Kirchenkreises eingeschatzt.

Bei Mafinahmen des Kirchenkreises ist es bei entsprechender Zustandigkeit (liturgische
Belange und Wahrung des gesamtkirchlichen Interesses) Aufgabe des Landeskirchenamtes,
die Genehmigungsreife einzuschatzen.

Zu 8§ 5 Denkmalrechtliche Abstimmung
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Zu Absatz 1:

Die denkmalrechtliche Abstimmung ergibt sich aus den Rechten und Pflichten, die der Lan-
deskirche aufgrund der Staatskirchenvertrdge mit den Bundeslandern Brandenburg, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein tGbertragen wurden. Sie dient nicht
nur der Einschatzung, ob eine Malihahme eine realistische Chance auf eine denkmalrechtli-
che Genehmigung hat, sondern auch dazu, Denkmaleigentiimer zu beraten, wie sie eine
solche Genehmigung erlangen kénnen. Sie dient somit auch dem reibungslosen Ablauf von
Genehmigungsprozessen. Dabei werden im Rahmen der denkmalrechtlichen Abstimmung
sowohl das vorgelegte Planungskonzept als auch die Anregungen, die aus der Bauberatung
des Kirchenkreises resultieren, berlicksichtigt. Die denkmalrechtliche Abstimmung dient dar-
Uber hinaus der partnerschaftlichen Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und staatlichen
Stellen der Denkmalpflege bzw. der Herstellung des Benehmens.

Die denkmalrechtliche Abstimmung obliegt dem Landeskirchenamt und ist nicht delegierbar.
Dies ergibt sich aus den Bestimmungen der jeweiligen Staatskirchenvertrage im Zusam-
menhang mit der Rolle der Nordkirche als Rechtsnachfolgerin der jeweiligen Landeskirchen.

Zu Absatz 2:

Die denkmalrechtliche Abstimmung soll sicherstellen, dass alle Beratungsaspekte, die nach
der denkmalfachlichen Einschatzung des Landeskirchenamtes und der beteiligten staatli-
chen Denkmalbehdérde notwendig sind, auch beraten werden. Das Ergebnis dieser Abstim-
mung wird in der Regel durch das Landeskirchenamt dokumentiert.

Auch im Prozess der denkmalrechtlichen Abstimmung ist eine frihzeitige Klarung der Pla-
nung mit der genehmigenden Stelle z.B. durch friihzeitige Informationen und ggf. Zurverfi-
gungstellung erster Unterlagen und Planungsideen sinnvoll, dhnlich wie bei der Bauberatung
im Vorfeld einer kirchenaufsichtlichen Genehmigung. Die denkmalrechtliche Abstimmung
kann aber auch erst mit der formellen Antragstellung auf Erteilung einer denkmalrechtlichen
Genehmigung initiiert werden.

Zu Absatz 3:

Die Verantwortung fur das Einreichen einer genehmigungsreifen Planung liegt bei der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller. Die Ergebnisse der denkmalrechtlichen Abstimmung
sind hier Hilfestellung fiir das Erreichen der Genehmigungsreife.

Zu Absatz 4:

Dieser Absatz betrifft rechtlich selbststandige Dienste, Werke und Einrichtungen, die dem
Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche vom 29. November 2005 (GVOBI. 2006 S.181), dem sog. ,Hamburger
Staatskirchenvertrag” unterfallen®. Der Hamburger Staatskirchenvertrag nimmt aufgrund
besonderer Vereinbarung zum Staatskirchenvertrag eine Reihe von rechtlich selbststandi-
gen Diensten, Werken und Einrichtungen der Nordkirche mit in seinen Geltungsbereich auf.
Fir diese erteilt das Landeskirchenamt ebenfalls die denkmalrechtliche Genehmigung nach
§ 12 i.V.m. dem Denkmalschutzgesetz der Freien und Hansestadt Hamburg.

Eine Beteiligung der Kirchenkreise ist hier nicht vorgesehen, da es sich um rechtlich selbst-
standige Dienste, Werke und Einrichtungen handelt.

Zu 8 6 Kosten- und Finanzierungsplane:

Zu Absatz 1;

3 Vgl. Schlussprotokoll zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
vom 29. November 2005 (GVOBI. 2006 s.181)
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Da Bauvorhaben zu einem grof3en Teil aus Kirchensteuermitteln finanziert werden, verant-
wortet die jeweilige kirchliche Kérperschaft als Bauherr die Ausgaben auch gegentiber den
Gemeindegliedern. Dies gilt in gleicher Weise flr die durch andere kirchliche oder staatliche
Stellen und weitere Fordergeber zur Verfiigung gestellten Mittel. Daher ist dem Antrag auf
kirchenaufsichtliche Genehmigung einer Bau- und Gestaltungsmafl3nahme bzw. weiterer
MalRnahmen nach Artikel 26 und 54 der Verfassung auch ein entsprechender Kosten- und
Finanzierungsplan beizuftgen.

Die in 8 4 KBauG der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs
vorgesehene ,Bauobjektliste® wird im Nordkirchenrecht nicht verpflichtend eingefunhrt.
Gleichwonhl ist der Kirchenkreis im Rahmen seiner Satzungshoheit berechtigt, diese Materie
z. B. in seiner Finanzsatzung zu regeln, da es sich um ein rein kirchenkreisinternes Verfah-
ren der Baufinanzierung handelt. Dies gilt insbesondere auch fir die 6rtlichen Kirchen nach
Teil 4 8§ 56 des Einfuhrungsgesetzes. Nach Teil 1 § 11 Absatz 2 des Einfiilhrungsgesetzes
kann der Kirchenkreis Mecklenburg durch Kirchenkreissatzung den Verfahrensablauf fir
Bauvorhaben der 6rtlichen Kirchen regeln.

Zu Absatz 2:

Stellt sich wahrend der Durchfiihrung einer Bau- oder GestaltungsmafRnahme bzw. weiterer
Malnahmen nach Artikel 26 und 54 der Verfassung heraus, dass der urspringlich geplante
Kostenrahmen nicht eingehalten werden kann, sondern dass es zu einer wesentlichen An-
derung (in der Regel Verteuerung) kommt, so sind die zugrundeliegenden Beschliisse neu
zu fassen, und es ist auch jeweils erneut eine (ergénzende) kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung unter Beifligung des aktualisierten Kosten- und Finanzierungsplans zu beantragen. Es
obliegt dem Kirchenkreis, im Rahmen der erneuten Bauberatung dartiber zu entscheiden, ob
es sich um eine wesentliche Anderung/Verteuerung handelt.

Zu 8§ 7 Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschliisse und denkmalrechtlich
genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmafnahmen:

§ 7 hat deklaratorischen Charakter und soll den Blick auf das kirchliche Bauen hinsichtlich
der maf3geblichen Regelungen der Verfassung abrunden.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 wiederholt die Regelung in Artikel 26 Absatz 1 Nr. 9 der Verfassung, wonach Be-
schlisse des Kirchengemeinderates Uber ,Baumaflinahmen, wenn sie nicht nach Absatz 2
Nummer 2 zu genehmigen sind“, der Genehmigung des Kirchenkreises bedurfen. Im Um-
kehrschluss bedeutet dies, dass alles, was nicht nach Artikel 26 Absatz 2 der Verfassung
dem Landeskirchenamt zur Genehmigung zugewiesen ist, der Genehmigung des Kirchen-
kreises unterfallt und damit auch Beschliisse zu Freianlagen und Gebauden im Umge-
bungsbereich von Kirchen und gottesdienstlich gewidmeten Geb&uden.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 wiederholt den Wortlaut von Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 der Verfassung,
also den Katalog der Beschlisse des Kirchengemeinderates, die dem Landeskirchenamt zur
kirchenaufsichtlichen Genehmigung vorzulegen sind (deklaratorisch).

Zu Absatz3:
Absatz 3 wiederholt die Neufassung von Artikel 26 Absatz 3 der Verfassung (deklaratorisch).

Zu Absatz 4:

Absatz 4 wiederholt den Wortlaut von Artikel 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 der Verfassung,
also den Katalog der Beschlisse des Kirchenkreisrates, die dem Landeskirchenamt zur Kir-
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chenaufsichtlichen Genehmigung vorzulegen sind (deklaratorisch).

Zu Absatz 5:
Absatz 5 wiederholt die Neufassung von Artikel 54 Absatz 2 der Verfassung (deklaratorisch).

Zu 8 8 Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

Das in der Verfassung der Nordkirche und in einfachen Kirchengesetzen normierte Baurecht
der Nordkirche zeichnet sich dadurch aus, dass diverse Genehmigungstatbestande unter-
schiedlichen Ebenen zugeordnet sind. In die Genehmigung einer Bau- und Gestaltungs-
mafnahme der Kirchengemeinden ist jedenfalls immer der jeweilige Kirchenkreis, ggfs. die
landeskirchliche Ebene und ggf. auch das jeweilige Bundesland involviert. Insofern erfolgt
die Genehmigung in einer komplexen Struktur:

a) Kirchenaufsichtliche Genehmigung

Nach Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der Verfassung unterliegen Bau- und Gestaltungsmaf3-
nahmen an Kirchen und weiteren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmete oder zu wid-
menden Geb&uden der Kirchengemeinden, nach Artikel 54 Absatz 1 Nummer 2 der Verfas-
sung Bau- und Gestaltungsmalinahmen an entsprechenden Gebauden des Kirchenkreises,
der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Landeskirchenamtes. Alle anderen kirchlichen
Gebaude der Kirchengemeinden unterliegen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des
Kirchenkreises nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 der Verfassung.

b) Denkmalrechtliche Genehmigung

Bei kirchlichen Denkmalen erteilt das Landeskirchenamt nach Artikel 26 Absatz 3 und nach
Artikel 54 Absatz 2 der Verfassung aul3erdem die denkmalrechtliche Genehmigung, sofern
diese Kompetenz nach den Bestimmungen der Staatskirchenvertrage auf das Landeskir-
chenamt als Oberbehotrde tbertragen ist. Das Landeskirchenamt hat in jedem Fall die jewei-
ligen Landesamter fir Denkmalpflege einzubinden.

¢) Finanzierungsgenehmigung

Dariiber hinaus unterliegen die Vergabe von Darlehen, die Ubernahme von Biirgschaften,
die auRerordentliche und den Bestand verdndernde Nutzung des Vermdgens sowie die
Verwendung kirchlicher Mittel zu anderen als bestimmungsgeméalen Zwecken der Kirchen-
gemeinden nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 7 und 11 der Verfassung der kirchenaufsichtli-
chen Genehmigung (Finanzierungsgenehmigung) durch den Kirchenkreis.

Im Einzelnen:

Zu Absatz 1:

Absatz 1 benennt den Zweck der kirchenaufsichtlichen Genehmigung. Zur Prifung der
RechtmaRigkeit gehort die Einhaltung staatlicher und kirchlicher Vorschriften, insbesondere,
ob die zustandigen Vertretungsorgane rechtmafige Beschlisse gefasst haben.

Dazu gehdrt fiir den Bereich der Kirchengemeinde inshesondere die Beschlussfassung nach
§ 35 der Kirchengemeindeordnung; diese Regelung gilt fur alle kirchlichen Kdrperschaften
entsprechend. Rechtswidrige Beschliisse kdnnen schlechterdings nicht genehmigt werden.
Nach Art. 106 Abs. 2 der Verfassung umfasst die Aufsicht des Landeskirchenamtes die
Rechtsaufsicht und die Wahrung des gesamtkirchlichen Interesses. Eine entsprechende
Formulierung findet sich fur die Aufsichtsrechte der Kirchenkreise gegeniiber den Kirchen-
gemeinden in § 85 Abs. 1 Satz 3 KGO wieder, wonach die Aufsicht des Kirchenkreises in
Selbstverwaltungsangelegenheiten der Kirchengemeinden ebenfalls auf die Rechtsaufsicht
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und die Wahrung des gesamtkirchlichen Interesses beschrénkt ist. Den Begriff des gesamt-
kirchlichen Interesses hat der Verfassungsgeber nicht naher definiert, so dass im Einzelfall
eine Prifung vorzunehmen ist, ob durch einen konkreten Sachverhalt das gesamtkirchliche
Interesse berihrt sein konnte. In diesen Fallen wird es sich oft um Fragen von kirchenpoliti-
scher Bedeutung handeln, es kdnnen aber auch Zweckmafigkeitserwdgungen eine Rolle
spielen. (Gdldner/Blaschke, Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche
- Erlauterungen -, 1. Aufl. 1978, Art. 103, S. 291 f.) Hierbei sind insbesondere die Norm, aus
der sich das Genehmigungserfordernis ergibt, die Rechtsstellung der Beteiligten und der
Zweck des Genehmigungserfordernisses zu bertcksichtigen (Munsonius, Kriterien kirchen-
aufsichtlicher Genehmigungen, Zeitschrift fiir evangelisches Kirchenrecht 2007, S. 666 ff.).
Die jeweilige Kirchengemeinde steht nicht fiir sich allein, sondern ist in die Gemeinschaft
aller eingebunden, woraus ein Wechselverhéltnis zwischen Selbstandigkeit und Verbunden-
heit aller Untergliederungen folgt. Zwischen allen Kirchengemeinden besteht eine Solidar-
gemeinschaft, die Auswirkungen auf die Gestaltung der kirchlichen Ordnung hat. Ein Aus-
druck dieser gemeinsamen Verantwortung sind insbesondere die Finanzausgleichssysteme
und die Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen. Daraus ergibt sich u. A. das gesamitkirchli-
che Interesse.

Zweck der Genehmigungserfordernisse ist neben der Schutz- und Unterstiitzungsfunktion
die Wahrung der kirchlichen Ordnung und die Gewahrleistung dieser kirchlichen Ordnung in
den Bezligen zum staatlichen Recht. Dem Zweck der Schutz- und Unterstitzungsfunktion
unterfallen u.a. Genehmigungsvorbehalte, die die Vermdgensdisposition betreffen und die
aufgrund des Volumens oder der Laufzeit eine Belastung des Vermdgens der Kirchenge-
meinde Uber langere Dauer und damit eine Belastung der Solidargemeinschaft bewirken
(Beachtung u.a. der Grundsatze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit).

Die kirchliche Ordnung gewabhrleistet die Solidargemeinschaft. Damit darf diese Ordnung
nicht in das Belieben der jeweiligen Kirchengemeinde gestellt werden, sondern bedarf der
Stabilisierung durch die kirchliche Aufsicht. Bestimmte Beschlisse einzelner Kirchgemein-
den kdnnen Auswirkungen auf die gesamte Landeskirche oder einen einzelnen Kirchenkreis
haben (Wirkung der Kirche als Institution nach auf3en, liturgische Belange). Die kirchliche
Aufsichtsbehdrde muss daher eine Genehmigung verweigern kénnen, wenn z.B. uber die
ortliche oder regionale kirchliche Gemeinschaften hinaus erhebliche negative Auswirkungen
zu befirchten sind.

Das kirchenaufsichtliche Genehmigungsverfahren dient dartiber hinaus auch der Wahrung
liturgischer Belange. Die Begriffsbestimmung ist zwar durchaus umstritten, nach dem evan-
gelisch-lutherischen Gottesdienstverstandnis (nach der sog. Torgauer Formel)* ist ein luthe-
rischer Gottesdienst aber immer dann gegeben, wenn ,Gott zu uns spricht und wir antworten
mit Gebet und Lobgesang.” Demzufolge ware nur das von liturgischem Belang, was dem
unmittelbar zuzuordnen ist. Es gibt jedoch inzwischen auch Kriterien, die weitere liturgische
Gegenstande und Materialien hinzutreten lassen. ,Liturgische Belange” umfassen also all
das, was fur die Durchfiihrung eines Gottesdienstes nach der Agende unserer Kirche von
Noten ist. Das bedeutet grundséatzlich die Betrachtung des Innenraumes eines gottesdienst-
lich genutzten Gebaudes als Gesamtkunstwerk und die darauf bezogene Beratung von lan-
deskirchlicher Seite bei beabsichtigten Veranderungen.

Absatz 2 beschreibt die jeweils zustandige Stelle, der der Baubeschluss zur Genehmigung
vorzulegen ist. Er gibt auch einen Hinweis auf den einzuhaltenden Dienstweg.

Absatz 3 verpflichtet die genehmigende Stelle, den Eingang eines Antrages unverziiglich
gegenuber der Antragstellerin oder dem Antragsteller zu bestatigen. Der Tag des Eingangs
ist der Beginn von Fristen. Es wird vorausgesetzt, dass der Beschluss der kirchlichen Kor-

4 Vgl. Zitat zu Ful3note 1
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perschaft als Bauherr mit sémtlichen fur eine Entscheidung bzw. Genehmigung erforderli-
chen Unterlagen eingereicht wird (im Einzelnen werden diese in der Kirchbaurechtsverord-
nung benannt). Wird festgestellt, dass der Antrag auf kirchenaufsichtliche Genehmigung
gleichwohl unvollstandig eingereicht wurde, ist er zundchst zu vervollstandigen. Kommt die
Antragstellerin oder der Antragssteller der Aufforderung auf Vervollstandigung nicht nach, ist
davon auszugehen, dass der Antrag zuriickgezogen wurde.

Die Frage nach der Vollstandigkeit oder Mangelhaftigkeit des Antrages ist von der genehmi-
genden Stelle (Kirchenkreis bzw. Landeskirchenamt) als erstes nach Eingang innerhalb von
4 Wochen zu prifen. Die Vollstandigkeit bezieht sich auf die in der Kirchbaurechtsverord-
nung beschriebenen einzureichenden Unterlagen. Ist eine Unterlage zwar fristgerecht einge-
reicht, jedoch formal nicht korrekt oder nicht aussagekraftig (ist z.B. eine Bauzeichnung oder
eine MalRnahmebeschreibung nicht genau genug), liegt ein Mangel vor, der zu Nachforde-
rungen Anlass gibt und die Frist hemmit.

Zu Absatz 4:

Handelt es sich um einen durch das Landeskirchenamt zu genehmigenden Vorgang, hat der
Kirchenkreis - u.a. hach dem Kirchenkreisverwaltungsgesetz und als aufsichtfiihrende Stelle
- die Kirchengemeinde dahingehend zu beraten, welche Unterlagen zun&chst beizubringen
sind, bevor der Antrag durch den Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weitergeleitet wird
(Dienstweg). Abweichend von Absatz 3, in dem die Fristen fir die Antragstellerin oder den
Antragsteller beschrieben sind, geht es hier um die Frist fur den Kirchenkreis, der fur die
Antragstellerin oder den Antragsteller tatig wird.

Zu Absatz 5:

Die Stellungnahme des Kirchenkreises dient dazu, dass dem Landeskirchenamt die Aspek-
te, die Bestandteil der Bauberatung durch den Kirchenkreis waren, kommuniziert werden.
Sie soll das Landeskirchenamt, insbesondere in den Fallen, in denen es auf Mitwirkung bei
der Bauberatung verzichtet hat, in die Lage versetzen, die geplante Bau- und Gestaltungs-
malnahme einschatzen und eine qualifizierte Entscheidung hinsichtlich der Genehmigungs-
fahigkeit des Beschlusses treffen zu kénnen.

Die Stellungnahme beinhaltet auch, ob das Vorhaben mit den Vorgaben kirchenkreislicher
Finanz- und weiterer Planungen (Haushalt, Kirchenkreissynodenbeschliisse pp.) vereinbar
ist und die Finanzierung der Bau- und GestaltungsmafRnahme sichergestellt ist.

Zu Absatz 6:

Der Kirchenkreis bzw. das Landeskirchenamt haben eine kirchenaufsichtliche Genehmigung
zu erteilen, wenn keine Rechtsvorschriften der Nordkirche oder solche, die aufgrund des
Kirchbaugesetzes zu prifen sind, entgegenstehen. Da die Aufsicht die Prifung der Recht-
malfiigkeit von Beschliissen beinhaltet, kann auch bei Vorliegen einer Verletzung von sonsti-
gen offentlich-rechtlichen Vorschriften eine Genehmigung versagt werden; dies gilt gleich-
ermalien, wenn die der beantragte Genehmigung zugrundeliegende Bau- und Gestaltungs-
mallnahme das gesamitkirchliche Interesse verletzt bzw. liturgische Belange beeintrachtigt.

Zu Absatz 7:

Dieser Absatz soll dazu dienen, dass Beschliisse zu Mal3hahmen, bei denen z.B. noch eine
Forderzusage eines Fordermittelgebers aussteht, trotzdem genehmigt werden kdnnen. Kann
also die Erklarung zur Sicherstellung der Finanzierung zu diesem Zeitpunkt nicht gegeben
werden, kann das Landeskirchenamt gleichwohl die kirchenaufsichtliche Genehmigung ertei-
len, allerdings dann z.B. unter der Bedingung, dass vor Baubeginn die Finanzierung gesi-
chert sein muss und dass das Landeskirchenamt hiertiber in Kenntnis gesetzt wird. Hinsicht-
lich der Nebenbestimmungen wird auf die einschldgigen Bestimmungen des VVZG-EKD
verwiesen.
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Zu Absatz 8:

Da das Gebiet der Orgel- und Glockenkunde eine besondere Fachkenntnis erfordert, soll
durch die Stellungnahme der Sachverstéandigen gewéhrleistet werden, dass den Anforde-
rungen dieser Fachgebiete ausreichend Rechnung getragen wird.

Zu Absatz 9:

Stellt sich noch vor oder wahrend der Durchfiihrung einer Bau- und GestaltungsmalRnahme
heraus, dass die urspriinglich geplante und genehmigte MaRnahme wesentlich geandert
werden soll, sind die zugrundeliegenden Beschllisse neu zu fassen, und es ist auch jeweils
erneut eine (erganzende) kirchenaufsichtliche (und ggf. denkmalrechtliche) Genehmigung zu
beantragen. Der jeweils genehmigenden Stelle obliegt im Rahmen der erneuten Baubera-
tung die Entscheidung dariiber, ob es sich um eine wesentliche Anderung handelt, die eine
erneute Beschlussfassung und in der Regel auch eine Uberarbeitung der Finanzierung er-
fordert.

Absatz 10 hat Uberwiegend deklaratorischen Charakter, weist aber auch darauf hin, dass
kirchenaufsichtliche und denkmalrechtliche Genehmigungen voneinander zu unterscheiden
sind, auch wenn sie teilweise von ein und derselben genehmigenden Stelle (Landeskirchen-
amt) erteilt werden.

8 9 Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion:

8 9 schlie3t an § 8 Absatz 3 an. Liegt ein vollstdndiger Antrag auf kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung vor, so hat die genehmigende Stelle (Kirchenkreis oder Landeskirchenamt) in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang dieser Unterlagen einen Bescheid zu erlassen.
Erfolgt dies nicht, so wird zur Vereinfachung und Beschleunigung der Genehmigungsvor-
gange eine zeitliche Genehmigungsfiktion eingefihrt.

Der Begriff ,Genehmigungsfiktion* ist ein aus 8§ 42a Absatz 1 Satzl VwVerfG des Bundes
entliehener Begriff: ,Eine beantragte Genehmigung gilt nach Ablauf einer fur die Entschei-
dung festgelegten Frist als erteilt, wenn dies durch Rechtsvorschrift angeordnet und der An-
trag hinreichend bestimmt ist.“ Er wird als verwaltungsrechtliches Steuerungselement im
Bereich des hoheitlichen Handelns verwandt. Mit der Genehmigungsfiktion hat der staatliche
Gesetzgeber ein Instrument geschaffen, welches Beschleunigungs- und Kontrollinteressen
in grundsatzlich angemessener Weise zum Ausdruck bringt. Wesentlich ist allerdings, dass
die Anforderungen an den Genehmigungsantrag und seine Vollstandigkeit eindeutig gefasst
werden, um der Antragstellerin oder dem Antragsteller kein unkalkulierbares Risiko hinsicht-
lich des Eintritts der Genehmigungsfiktion zuzuweisen. Die positiven Erfahrungen mit dem
Instrument der Genehmigungsfiktion im staatlichen Bereich haben dazu gefihrt, dieses In-
strument auch im kirchenaufsichtlichen und denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren
einzufihren, zumal es auch z.B. in den Denkmalschutzgesetzen der Bundeslander Schles-
wig-Holstein (8 13 Absatz 1 DSchG SH) und Hamburg (8§ 11 Absatz 1 DSchG HH) vorgese-
hen ist.

8§ 9 sieht daher vor, dass die genehmigende Stelle gegentber der Antragstellerin bzw. dem
Antragssteller den Tag des Antragseingangs schriftlich bestatigen muss. Ab diesem Zeit-
punkt beginnt die Frist friihestens zu laufen (siehe Erlauterungen zu § 8 Absatz 3). Sie be-
ginnt tatséchlich jedoch erst, wenn die Unterlagen vollstandig eingereicht wurden, d.h. mit
der letzten nachgeforderten Unterlage, die die Antragstellerin bzw. der Antragsteller beizu-
bringen hat. Voraussetzung fur den Eintritt der kirchenaufsichtlichen Genehmigungsfiktion ist
das Vorliegen der denkmalrechtlichen Genehmigung (einschlielich der denkmalrechtlichen
Genehmigungsfiktion) der beschlossenen Bau- und Gestaltungsmalinahme, sofern diese
der denkmalrechtlichen Genehmigung bedarf. Auf Anforderung der Antragstellerin oder des
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Antragstellers ist der Eintritt der Genehmigungsfiktion nach § 9 Satz 3 schriftlich zu bestati-
gen.

§ 10 Ubertragung der Zustandigkeit fiir die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigung:

Das Landeskirchenamt hat von Gesetzes wegen seine Zustandigkeit hinsichtlich der Ertei-
lung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung von Bau- und GestaltungsmalRhahmen z.B. an
Kirchen auf den Kirchenkreis zu ubertragen, sofern liturgische Belange und das gesamt-
kirchliche Interesse nicht beriihrt sind. Die Zustandigkeit geht auf den Kirchenkreis uber,
sofern dieser der Ubertragung nicht ausdriicklich widerspricht. Naheres regelt die Kirchbau-
rechtsverordnung. Auch diese Mdglichkeit dient der Beschleunigung und Vereinfachung von
Bauvorhaben. Voraussetzung fur die Ubertragung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
ist, dass die ggf. erforderliche denkmalrechtliche Genehmigung erteilt wurde. Ein Beispiel fir
die Moglichkeit der Ubertragung wére eine Gebaudesanierung in mehreren Bauabschnitten,
fir die bereits eine denkmalrechtliche Genehmigung vorliegt. Durch die Ubertragung der
kirchenaufsichtlichen Genehmigung vom Landeskirchenamt auf den Kirchenkreis kann in
den nachfolgenden Bauabschnitten das Verwaltungshandeln auf zwei Ebenen (Kirchenge-
meinde, Kirchenkreis) beschrankt werden.

8 11 Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung:

Zu Absatz 1:

Kirchenkreis und Landeskirchenamt haben die Méglichkeit, jeweils auf das Erfordernis einer
kirchenaufsichtlichen Genehmigung zu verzichten, wenn es sich bei der Bau- und Gestal-
tungsmafinahme lediglich um eine MaRnahme handelt, die nicht erwarten lasst, dass es zu
einer Schadigung des kirchlichen Objekts kommen kann. Entsprechendes gilt fir sogenann-
te Schonheitsreparaturen. Auch im Fall der Immobilienbewirtschaftung, also von Bau- und
Gestaltungsmalinahmen an Gebauden, die sich finanziell selbst tragen missen und die
nicht aus dem Kirchensteueraufkommen finanziert werden, kann auf die Durchflihrung des
kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahrens verzichtet werden.

Zu Absatz 2:

Wird auf die Durchfiihrung eines formellen Genehmigungsverfahrens verzichtet, gilt damit
die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 bzw. Absatz 2
Nummer 2 bis 4 der Verfassung bzw. 8 7 Absatz 1 und 2 Nummer 1 bis 3 als erteilt (Ge-
nehmigungsfiktion). Gleichwohl miissen aber auch in diesen Fallen die Voraussetzungen
nach § 4 Absatz 1 bis 6 und Absatz 7 Satz 1 erfillt sein. Auf die Erfullung zu achten ist Auf-
gabe der aufsichtfiUhrenden Stelle.

Zu 8§ 12 Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

Zu Absatz 1:

Die Bestimmung hat deklaratorischen Charakter, da diese Kompetenzen des Landeskir-
chenamtes sich aus der Verfassung, aus den jeweiligen Staatskirchenvertrdgen und aus den
sich daraus ergebenden Vereinbarungen ergeben.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 beschreibt die Stelle, bei der der Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung ein-
zureichen ist. Der Dienstweg ist einzuhalten.
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Zu Absatz 3:

Nach Absatz 3 ist das Landeskirchenamt verpflichtet, den Eingang eines Antrages unver-
zuglich gegenuber der Antragstellerin oder dem Antragsteller zu bestatigen. Der Tag des
Eingangs ist der Beginn von Fristen. Es wird vorausgesetzt, dass der Antrag der kirchlichen
Korperschaft mit samtlichen fur eine Entscheidung bzw. Genehmigung erforderlichen Unter-
lagen eingereicht wird (im Einzelnen werden diese in der Kirchbaurechtsverordnung be-
nannt). Die Frage nach der Vollstandigkeit des Antrages ist vom Landeskirchenamt als ers-
tes nach Eingang innerhalb von 4 Wochen zu prufen. Wird festgestellt, dass der Antrag auf
denkmalrechtliche Genehmigung gleichwohl unvollsténdig eingereicht wurde, ist er zunachst
zu vervollstandigen. Kommt die Antragstellerin oder der Antragssteller der Aufforderung auf
Vervollstandigung nicht nach, ist davon auszugehen, dass der Antrag zurlickgezogen wurde.

Zu Absatz 4:

Der Kirchenkreis hat u.a. nach dem Kirchenkreisverwaltungsgesetz und als aufsichtflihrende
Stelle die Kirchengemeinde dahingehend zu beraten, welche Unterlagen zunéchst beizu-
bringen sind, bevor der Antrag durch den Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterge-
leitet wird. Durch diesen Absatz soll auch klargestellt werden, dass der Dienstweg eingehal-
ten werden soll, sodass fur alle Beteiligten klar ist, wer welche Aufgabe erfiillen muss.

Zu Absatz 5:

Da das Gebiet der Orgel- und Glockenkunde eine besondere Fachkenntnis erfordert, soll
durch die Stellungnahme der Sachverstéandigen gewéhrleistet werden, dass den Anforde-
rungen dieser Fachgebiete ausreichend Rechnung getragen wird.

Zu Absatz 6:

Stellt sich noch vor oder wahrend der Durchfiihrung einer Bau- und GestaltungsmafRnahme
an einem Denkmal heraus, dass die urspriinglich geplante und genehmigte Mal3hahme we-
sentlich geéndert werden soll, ist der nach Absatz 2 zugrundeliegende Beschluss neu zu
fassen und erneut eine (ergéanzende) denkmalrechtliche Genehmigung zu beantragen. Dem
Landeskirchenamt obliegt im Rahmen der erneuten denkmalrechtlichen Abstimmung die
Entscheidung dartber, ob es sich um eine wesentliche Anderung handelt, die eine erneute
Beschlussfassung erfordert.

Zu Absatz 7:

Absatz 7 hat Uberwiegend deklaratorischen Charakter, weist aber auch darauf hin, dass kir-
chenaufsichtliche und denkmalrechtliche Genehmigungen voneinander zu unterscheiden
sind.

Zu Absatz 8:

Da bei Denkmalen die Anforderungen an die BaumalRnhahme wichtige Einflussfaktoren bzw.
inhaltliche Voraussetzungen z.B. fur die Finanzierung darstellen, die wiederum Vorausset-
zung fur die Beschlussfassung zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung ist, erscheint es
sinnvoll, die denkmalrechtliche Abstimmung und die denkmalrechtliche Genehmigung vor-
zuziehen, damit das kirchenaufsichtliche Verfahren darauf aufbauen kann. Haufig ist auch
die denkmalrechtliche Genehmigung notwendig, um Férderantrdge zu stellen, ohne dass
bereits das kirchenaufsichtliche Genehmigungsverfahren abgeschlossen ware.
Selbstverstandlich kdnnen beide Verfahren, die Bauberatung und die denkmalrechtliche
Abstimmung, parallel verfolgt werden, die kirchenaufsichtliche Genehmigung aber darf erst
nach Erteilung der denkmalrechtlichen Genehmigung ausgesprochen werden.

Zu Absatz 9:
Das Versagen der denkmalrechtlichen Genehmigung richtet sich grundsatzlich nach den
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Bestimmungen und Vorgaben der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundeslander. Es
kénnen im Abwagungsprozess aber auch vom Landeskirchenamt festgestellte gesamtkirch-
liche Interessen Uberwiegen, die eine Versagung erforderlich machen. Wenn bei einer ge-
planten Bau- und Gestaltungsmafinahme seitens des Landeskirchenamtes festgestellt wird,
das z.B. der Erhalt eines vorgefundenen Zustandes dem gesamitkirchlichen Interesse ent-
spricht und dieses Interesse gegenlber eventuellen Veranderungswinschen tberwiegt, so
kann die denkmalrechtliche Genehmigung auch aus diesen Griinden versagt werden, und
nicht nur aus denkmalpflegerischen. Im Ubrigen entspricht es dem gesamtkirchlichen Inte-
resse, der Verantwortung, die sich gemaR den Staatskirchenvertragen aus der Ubertragung
der Aufgaben ergibt, gerecht zu werden.

Zu Absatz 10:

Der Hamburger Staatskirchenvertrag nimmt aufgrund besonderer Vereinbarung zum Staats-
kirchenvertrag eine Reihe von rechtlich selbststandigen Diensten, Werken und Einrichtun-
gen der Nordkirche mit in seinen Geltungsbereich auf. Fur diese erteilt das Landeskirchen-
amt ebenfalls die denkmalrechtliche Genehmigung nach 8§ 12 i.V.m. dem Denkmalschutzge-
setz der Freien und Hansestadt Hamburg.

Zu § 13 Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

8 13 schliel3t an § 12 Absatz 3 an. Liegt ein vollstandiger Antrag auf denkmalrechtliche Ge-
nehmigung vor, so hat das Landeskirchenamt innerhalb von drei Monaten nach Eingang
dieser Unterlagen einen Bescheid zu erlassen. Die gegeniber der entsprechenden Frist im
kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahren nach § 8 um einen Monat langere Frist ergibt
sich aus der Notwendigkeit, im denkmalrechtlichen Abstimmungsverfahren die zustandigen
Stellen der staatlichen Denkmalpflege nach Maligabe der Staatskirchenvertrage und der
Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundeslander einzubinden.

Innerhalb dieser 3-Monats-Frist ist durch das Landeskirchenamt daher nicht nur die Prifung
des Antrags, sondern auch die Abstimmung mit der jeweils zustandigen Stelle der staatli-
chen Denkmalpflege herbeizufiihren. Wird innerhalb dieser Frist keine denkmalrechtliche
Genehmigung erteilt, wird zur Vereinfachung und Beschleunigung der Genehmigungsvor-
gange eine zeitliche Genehmigungsfiktion eingeflhrt.

Eine entsprechende Genehmigungsfiktion findet sich auch in den Denkmalschutzgesetzen
des Landes Schleswig-Holstein (8§ 13 Absatz 1 DSchG SH) — 3 Monate) und der Freien und
Hansestadt Hamburg (8§ 11 Absatz 1 DSchG HH — 2 Monate).

Das derzeitige Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern sieht keine
Genehmigungsfiktion vor. Durch 8§ 2 der Vereinbarung zwischen dem Land Mecklenburg-
Vorpommern und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und der Pom-
merschen Evangelischen Kirche vom 30. November 1993 (GVOBI. S. 975), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 3. Mai 1996 (GVOBI. S. 559) wurden die Aufgaben, u.a. die Genehmi-
gungspflichten nach 8§ 7 DSchG M-V aber auf das Landeskirchenamt tbertragen. Insoweit
erfolgt die Regelung einer entsprechenden Genehmigungsfiktion im Kirchbaugesetz auch fur
dieses Gebiet durch kirchliches Recht im eigenen Ermessen und in eigener Verantwortung.
Bedingung ist, dass die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen dem Landeskirchen-
amt und der staatlichen Denkmalfachbehérde im denkmalrechtlichen Abstimmungsprozess
gewabhrleistet bleibt.

Das Landeskirchenamt muss gegeniber der Antragstellerin bzw. dem Antragssteller den
Tag des Antragseingangs schriftlich bestéatigen. Ab diesem Zeitpunkt beginnt die Frist fri-
hestens zu laufen. Sie beginnt tatsachlich jedoch erst dann, wenn die Unterlagen vollstandig
eingereicht wurden, d.h. mit der letzten nachgeforderten Unterlage, die die Antragstellerin
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bzw. der Antragsteller beizubringen hat. Auf Anforderung der Antragstellerin oder des An-
tragstellers ist der Eintritt der Genehmigungsfiktion nach § 13 Satz 3 schriftlich zu bestati-
gen.

Zu 8§ 14 Bauvorhaben der Landeskirche

Zu Absatz 1:

Das Kirchbaugesetz gilt auch fir Bauvorhaben der Landeskirche; die Durchfiihrung von
Bau- und GestaltungsmafRnahmen an kirchlichen Objekten der Landeskirche ist jedoch nach
dem Gebadudemanagementgesetz vom 16. Dezember 2015 den dort genannten Stellen
Ubertragen.

Zu Absatz 2:

Da das Landeskirchenamt fir die in den Staatskirchenvertragen fur denkmalrechtliche Ge-
nehmigungen bestimmte ,kirchliche Oberbehdrde* ein eigenes Baudezernat mit entspre-
chender Fachkompetenz vorhalt, greift auch fir Malinahmen nach Absatz 1 die Zustandig-
keit des Baudezernates gegeniiber Bauvorhaben der Landeskirche entsprechend Artikel 54
der Verfassung.

Zu 8 15 Einstellen der Arbeiten

Zu Absatz 1 und Absatz 2:

8 15 erdffnet die Moglichkeit, bei Gefahr im Verzuge sofort tatig werden zu kénnen. Grund-
satzlich dirfte davon ausgegangen werden, dass bei Gefahren fir Menschen oder Gebaude
die staatliche Bau-(ordnungs-)behdrde tatig wird.

Erlangt die kirchliche Oberbehdrde/das Landeskirchenamt Kenntnis von einer unmittelbar
bevorstehenden Gefahr, die ein unverzigliches Einschreiten erforderlich macht, steht dem
Landeskirchenamt nach Artikel 106 Absatz 4 Nummer 4 der Verfassung i.V.m. Teil 4 88 84
Absatz 2 Nummer 5, 91 Einfihrungsgesetz im Rahmen seiner mittelbaren Aufsicht tber die
Kirchengemeinden (Artikel 106 Absatz 2 der Verfassung; im Rahmen seiner unmittelbaren
Aufsicht tber die Kirchenkreise nach Artikel 105/106 der Verfassung) das Recht zur Ersatz-
vornahme zu.

Der Kirchenkreis kann ebenfalls — als Ausfluss der Mal3hahme aus der Aufsicht, vgl. Artikel
58 Absatz 3 der Verfassung i.V.m. Teil 4 88 85 Absatz 2 Nummer 4, 91 Einfuhrungsgesetz —
in Eilfallen einen vorlaufigen Baustopp verfligen. Die an der MalRhahme Beteiligten — hierzu
gehort auch das Landeskirchenamt, das in gesamtkirchlichem Interesse beratend zur Seite
steht — sind durch den Kirchenkreis unverziglich Gber diese Félle, die i. d. R. eine erhebliche
AulRenwirkung entfalten, zu informieren.

Als Verantwortlicher fir das Gebaude hat stets die Eigentiimerin bzw. der Eigentimer, also
die kirchliche Korperschaft, das Einstellen der Arbeiten zu verantworten und ggf. die dafur
(unabhéangig von mdaglichen Ruckgriffs- und Haftungsfragen gegeniiber Dritten) anfallenden
Kosten zu tragen.

Zu 8 16 MaRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

Zu Absatz 1 bis 4:

Glocken werden zum liturgischen Gebrauch in Kirchen oder den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten Gebauden eingebracht. Zu diesen Gebauden gehéren auch
freistehende Glockentlirme oder Glockentrager, die diesen unmittelbar oder mittelbar zuge-
ordnet sind. 8§ 16 bestimmt, welche Bestandteile einer Glocke zugerechnet werden und
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demzufolge auch, welche MalRnahmen an einer Glockenanlage einer kirchenaufsichtlichen
Genehmigung unterliegen. Hierzu zahlen keine reinen Wartungsarbeiten.

Bei Uhren ist zu unterscheiden zwischen solchen, die lediglich die Zeit anzeigen und nicht
dem liturgischen Gebrauch zugerechnet werden und solchen, die die Glockenanlage steu-
ern. Das Nahere wird in der Kirchbaurechtsverordnung geregelt.

Zu § 17 Mainahmen an Orgeln

Orgeln werden zum liturgischen und kirchenmusikalischen Gebrauch in Kirchen oder den
weiteren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten Gebauden eingebracht.

Zu Absatz 1:
Absatz 1 bestimmt, welche Bestandteile einer Pfeifenorgel zugerechnet werden.

Zu Absatz 2:
Absatz 2 beschreibt, welche Maflinahmen an Orgeln einer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung unterliegen. Hierzu zahlen keine reinen Wartungsarbeiten.

Zu Absatz 3:

Bei grofRen und schwierigen Orgelbaumal3nahmen hat es sich in der Praxis bewahrt, eine
Orgelbaukommission fur eine einzelne Mal3nahme bzw. ein bestimmtes Projekt einzuberu-
fen, die der kirchlichen Korperschaft bei deren Durchfiihrung beratend zur Seite steht (Bei-
spiel Arp-Schnitger-Orgel Kirchengemeinde Neuenfelde). Dies ist sowohl fiir einen Neubau
als auch fiur eine Renovierungs-/InstandsetzungsmafRnahme madglich. Die Orgelbaukommis-
sion berat dabei sowohl die kirchliche Kdrperschaft als auch die genehmigende Stelle. Sie
beteiligt sich an der Konzeptentwicklung bis zur Feststellung der Genehmigungsreife der
Planung durch die genehmigende Stelle. Damit endet der Auftrag der jeweiligen Orgelbau-
kommission. Das Nahere wird in der Kirchbaurechtsverordnung geregelt.

Zu § 18 Sachverstandige fur Glockenanlagen und Orgeln

Zu Absatz 1:

Bereits in der Vergangenheit wurden in den Vorgangerkirchen der Nordkirche Sachverstéan-
dige fur Glockenanlagen und Orgeln bestellt. Zum Zeitpunkt der Fusion wurde die Orgel-
fachberatung in der Pommerschen Evangelischen Kirche und in der Evangelisch-
Lutherischen Kirche Mecklenburgs im Angestelltenverhéltnis wahrgenommen. Die Stellen
sind auf die Nordkirche Ubergegangen. Diese im Beschaftigungsverhaltnis zur Landeskirche
stehenden Orgelsachversténdigen stehen bis zu ihrem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst
den kirchlichen Korperschaften im Bereich der Kirchenkreise Mecklenburg und Pommern im
Rahmen dieser Rechtsvorschrift unentgeltlich zur Verfiigung. Hierbei handelt es sich um die
Ubernahme zweier Mitarbeiter der enemaligen Landeskirchen in den Dienst der Nordkirche
im Rahmen der Fusion unter Berticksichtigung des Verteilerschliissels 18,72%.

In der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche wurden fachlich geeignete Personen
als Orgel- bzw. Glockensachverstandige seitens des Nordelbischen Kirchenamtes auf Hono-
rarbasis berufen. Diese Sachverstandigen stehen grundsatzlich in keinem Anstellungsver-
haltnis zur Landeskirche, sondern tben ihre Tétigkeit auf vertraglicher Basis mit den sie be-
auftragenden kirchlichen Kdrperschaften aus.

Die Sachverstandigen standen und stehen weiterhin insbesondere den Kirchengemeinden
beratend zur Seite, unterstitzen aber auch die jeweils genehmigenden Stellen bei der Ertei-
lung der kirchenaufsichtlichen und denkmalrechtlichen Genehmigungen.
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Die kirchlichen Kérperschaften sind verpflichtet, sofern ein entsprechendes Sachverstandi-
gengutachten erforderlich ist, eine vom Landeskirchenamt bestellte und auf einer Liste des
Landeskirchenamtes gefiihrte Sachverstandigen-Person einzuschalten. Das Landeskirchen-
amt prift die Voraussetzungen und nimmt bei Vorliegen der erforderlichen Qualifikationen
die Bestellung der Sachverstandigen vor.

Im Zuge des eingangs beschriebenen Beratungsprozesses wurde von den Kirchenkreisen
zum Ausdruck gebracht, dass Orgel- und Glockenfachberatung durch die landeskirchliche
Ebene erbracht werden sollte. Dabei bedarf es aber zunachst einer breiteren Abstimmung
und kirchenpolitischen Abwagung, ob diese Aufgaben eher durch landeskirchliche Stellen
oder - wie im Gesetz zunachst festgeschrieben - auf Honorarbasis erfolgen soll. Bis zum
Jahr 2024 sollen die unterschiedlichen Modelle — gemeinsam mit den Kirchenkreisen — eva-
luiert werden.

Zu Absatz 2:

Die Sachverstandigen haben Anspruch auf ein Honorar, das regelmafiig den Ublichen Kos-
tensteigerungen angepasst wird. Dabei sind die Honorare entweder durch feste Satze (Zeit-
honorar) oder Rahmenséatze (Pauschalhonorar) zu bestimmen.

Zu § 19 Beirat fur Bau- und Kunstpflege

Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall einen Beirat fur Bau- und Kunstpflege berufen.
Der Beirat hat die Aufgabe, das Landeskirchenamt/Dezernat fir Bauwesen (Baudezernat)
zu beraten. Die Beratung erfolgt insbesondere bei Bau- und Gestaltungsmaf3hahmen an und
in Kirchen, den weiteren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden
Gebauden und den Denkmalen der Kirchengemeinde, der Ortlichen Kirchen und der Kir-
chenkreise. Der Beirat fir Bau- und Kunstpflege kann dem Landeskirchenamt/Baudezernat
Empfehlungen geben. In einer von der Kirchenleitung im Anschluss an die Verabschiedung
des Kirchbaugesetzes zu erlassenden Kirchenbaurechtsverordnung sollen sodann die Ein-
zelheiten Uber die Zusammensetzung, Berufung und Uber die Aufgaben eines solchen Bei-
rats flr Bau- und Kunstpflege geregelt werden.

Zu 8§ 20 Geb&ude- und Raumnutzungsplan; Geb&udestrukturplan

Zu Absatz 1:

Gebaude- und Raumnutzungsplane erméglichen es den kirchlichen Korperschaften, eine
Ubersicht tiber die Belegung und Nutzung von Raumen zu erhalten. Wichtig sind diese ,Be-
legungsplane” insbesondere bei der Planung energetischer MalRnahmen, da allein durch
eine geschickte Raumbelegung bereits ein erhebliches Energie-Einsparpotential erreicht
werden kann. AuRerdem erleichtern sie die Planung fir den zukUnftigen Bedarf an kirchli-
chen Raumen und dienen letztlich der Beantwortung der Frage nach der die Sinnhaftigkeit
der Planung fur Bau- und GestaltungsmalRnahmen an ihren Gebauden.

Gebaude- und Raumnutzungsplane sind somit die Umsetzung des Gedanken des ,Klima-
schutzplan Nordkirche 2016 bis 2021, in dem es unter ,Il.2 Gebaude" heildt: , Es kommt
darauf an, die kirchlichen Geb&aude optimaler zu nutzen...”

Zu Absatz 2:

Absatz 2 hat rein deklaratorische Bedeutung. Bereits in § 6 Absatz 4 des Klimaschutzgeset-
zes vom 31. Oktober 2015 (KABI. S. 426) ist die Aufgabe fir den Kirchenkreis beschrieben,
gemeindetbergreifende Gebaudestrukturplane zu beschliel3en:
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1l§ 6
Aufgaben der Kirchenkreise
(4) Die Kirchenkreise sollen mit Zustimmung der jeweils betroffenen Kirchengemeinden ge-
meindeubergreifende Gebaudestrukturplane beschlieRen, die festlegen, welche Gebaude der

Kirchengemeinden langfristig genutzt werden sollen.”

Zu § 21 Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen

In staatlichen und kirchlichen Bereichen wurden bisher Bauvertrage in der Regel unter Ein-
beziehung der VOB/B als Allgemeine Geschaftsbeziehungen abgeschlossen. Aufgrund der
neuen Vorschriften im BGB aus dem Jahre 2018, die teilweise im Widerspruch zur VOB/B
stehen, ist die Einbeziehung der VOB/B in rechtlich wirksamer Form nur noch mdglich, wenn
die VOB/B insgesamt — d.h. ohne inhaltliche Abweichungen - einbezogen wird. In diesem
Fall greift nach wie vor nach herrschender Meinung in der Literatur die Privilegierung des §
310 Abs. 1 Satz 3 BGB und es findet keine Inhaltskontrolle einzelner Bestimmungen des
Bauvertrages statt. Dieser Schutz greift jedoch nicht, wenn auch nur eine Regelung veran-
dert wird; es gibt allerdings unterschiedliche Auffassungen dartber, ob dies auch Abwei-
chungen ausschliet, die im Rahmen der Offnungsklauseln der VOB vereinbart werden, z.B.
eine Verlangerung der Verjahrung fir Mangelanspriiche auf 5 Jahre. Gemischte Bauvertra-
ge sollen daher ausgeschlossen sein. Da aber die Regelungen der VOB/B im Widerspruch
zu den Regelungen im BGB stehen und eine Anpassung derzeit noch nicht erfolgt ist, kann
die VOB/B nicht mehr als Grundlage empfohlen werden.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 hat deklaratorischen Charakter, da sich Vorgaben u.a. auch aus staatlichen und
anderen kirchlichen Gesetzen ergeben. Gleichwohl soll sie den Blick des kirchlichen Bau-
herrn weiten, sich auch dieser Anforderungen beim kirchlichen Bauen bewusst zu sein.

So besagt z.B. § 7 Absatz 4 Klimaschutzgesetz:
.(4) Die Landeskirche tragt dafur Sorge, dass das kirchliche Recht und die Vergabe von
Fordermitteln bzw. Zuschissen der Landeskirche das Klimaschutzziel nach § 2 Absatz
1 (red. Klimaschutzgesetz) unterstiitzen.”

Im Rahmen des kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahrens kénnen daher insbesonde-
re die Kirchenkreise, aber auch das Landeskirchenamt im Rahmen der Wahrung des ge-
samtkirchlichen Interesses, eine Genehmigung versagen, wenn eine Malinahme den Zielen
des Klimaschutzes widerspricht. Die Ziele des Klimaschutzes sind nach § 3 Absatz 1 und 2
Klimaschutzgesetz von der Landessynode im Klimaschutzplan Nordkirche 2016 bis 2021
vom 12. November 2015 (KABI. 2016 S. 22) beschrieben.

Weitere besondere Anforderungen an kirchliches Bauen sind u.a. die Belange der Barriere-
freiheit bzw. die Teilhabe von Menschen mit besonderen Anforderungen sowie die Belange
des Denkmal-, Umwelt-, Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

Zu Absatz 2:

Die kirchlichen Koérperschaften werden von den kommunalen Stellen in der Bauleitplanung
als Trager offentlicher Belange beteiligt. Die Regelung dient dazu, dass die kirchlichen Kor-
perschaften die sich daraus ergebenden Chancen nutzen bzw. auf sich daraus ergebende
Nachteile frihzeitig reagieren kénnen.

Zu Absatz 3:

Die Kirchen sind in der Regel nicht verpflichtet, Bauleistungen im Wettbewerb und im Wege
transparenter Vergabeverfahren zu beschaffen, da sie keine 6ffentlichen Auftraggeber im
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Sinne von 88 99 Nr. 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)
sind. Die Kirchen kdnnen jedoch dann zu Vergabeverfahren verpflichtet sein, wenn sie fir
die MalBhahmen Zuschiisse der 6ffentlichen Hand oder sonstiger Drittmittelgeber erhalten
oder in den Fallen von 8§ 99 Nr. 4 GWB (vgl. auch Frisch, in Anke/ de Wall/ Heinig (Hsg.),
HevKR, § 29 Rdnr. 3 bis 5, S. 998f m.w.N.).

Haushaltsrechtliche Vorschriften allerdings verlangen auch von den kirchlichen Korperschaf-
ten, Auftrage in einem den Grundséatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entspre-
chenden transparenten Verfahren zu vergeben (8 33 Erweiterte-Kameralistik-
Haushaltsfuhrungsverordnung - EKHhFVO, § 8 Klimaschutzgesetz 9, Beschaffungsverwal-
tungsvorschrift - BeschvVwV). Absatz 3 wurde daher als Selbstbindung angelehnt an § 97
GWB formuliert.

Zu § 22 Verordnungsermachtigungen

Nach Maf3gabe der vorangegangenen Bestimmungen im Kirchbaugesetz sollen nachrangige
Regelungen in einer Kirchbaurechtsverordnung aufgenommen werden.

Zu § 23 Ubergangsvorschriften

Die Neuregelung des kirchlichen Baurechts soll in der gesamten Landeskirche mit Wirkung
vom 1. Juli 2020 in Kraft treten. Ab diesem Zeitpunkt sind fur den Geltungsbereich dieses
Gesetzes nur noch dessen Vorschriften anzuwenden. Die bis zum 30. Juni 2020 erteilten
Genehmigungen sind nach dem der jeweiligen Genehmigung zugrundeliegenden Recht ab-
zuwickeln.

Zu 8§ 24 Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

Ziel dieses Kirchengesetzes ist es, die Baurechtsbestimmungen (Kirchengesetze und
Rechtsverordnungen) der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs, der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche sowie der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche zeitgleich auf3er Kraft zu setzen und sie durch neues Nordkirchenrecht zu
ersetzen.

Zu Absatz 1 und 2:

Demzufolge sollen zunachst nur die Ermachtigungsgrundlagen zum Erlass einer Kirchbau-
rechtsverordnung durch die Kirchenleitung in Kraft treten. Die weiteren Vorschriften des
Kirchbaugesetzes sollen dann spater zeitgleich mit der Kirchbaurechtsverordnung in Kraft
treten. Zu diesem Zeitpunkt sollen auch die unter Absatz 2 genannten Bestimmungen der
ehemaligen vorgenannten Landeskirchen aul3er Kraft treten. Dieses Verfahren soll sicher-
stellen, dass nicht zeitgleich neues, aber auch noch altes Kirchbaurecht nebeneinander be-
steht und zu Interpretationsschwierigkeiten fhrt.

Die 88 48 bis 59 der Verordnung fur die Vermdgens- und Finanzverwaltung der Kirchenge-
meinden, Kirchenkreise und Kirchlichen Verbande in der Evangelischen Kirche der Union
(Kirchliche Verwaltungsordnung — VwO) vom 1. Juli 1998 (ABI. EKD 1999 S. 137), die durch
Verordnung vom 6. Juni 2001 (ABI. EKD S. 379) geandert worden ist, werden fur das Gebiet
des Pommerschen Evangelischen Kirchenkreises im Rahmen der Vereinheitlichung des
Friedhofsrechts in der Nordkirche (siehe auch Verwaltungsvorschrift fir Friedhofe in kirchli-
cher Tragerschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Friedhofs-
verwaltungsvorschrift — FrivwV) vom 20. August 2019 (KABI. S. 438) aul3er Kraft gesetzt.
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Anlage 1

Entwurf
Kirchengesetz Uber das Bauen
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
(Kirchbaugesetz — KBauG)
Vom

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Inhaltsibersicht

Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

Kirchliche Objekte

Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

Bauberatung

Denkmalrechtliche Abstimmung

Kosten- und Finanzierungsplane

Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschliisse und denkmalrechtlich
genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmalinahmen
Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion

Ubertragung der Zustandigkeit fir die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung

Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

Bauvorhaben der Landeskirche

Einstellen der Arbeiten

MafRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

MaRnahmen an Orgeln

Sachverstandige fur Glockenanlagen und Orgeln

Beirat fur Bau- und Kunstpflege

Gebéude- und Raumnutzungsplan, Geb&udestrukturpléne

Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen
Verordnungserméchtigungen

Ubergangsvorschriften

Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

81
Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

(1) Kirchliche Bautatigkeit dient dem einen Auftrag, die Gemeinde Jesu Christi um Wort und
Sakrament zu sammeln. Sie soll dem kirchlichen Leben dienen und daftr 6ffentliche Rdume
schaffen und erhalten, in denen Gemeinde sich entwickeln, erneuern und wachsen kann. Mit
der Pflege ihrer kirchlichen Denkmale und deren Kunst- und Ausstattungsgegenstande leistet
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland ihren Beitrag zur gesamtgesellschaft-
lichen Verpflichtung, diese grundsatzlich der Allgemeinheit zugénglich zu machen und fir
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zukunftige Generationen zu erhalten.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt fiir die kirchlichen Korperschaften nach Artikel 4 Absatz 1 der
Verfassung, ihre rechtlich unselbststdndigen Dienste, Werke und Einrichtungen und ortliche
Kirchen nach Teil 4 § 56 des Einfihrungsgesetzes (im Folgenden: Kirchengemeindeordnung)
vom 7. Januar 2012 (KABI. S. 30, 127, 234), das zuletzt durch das Kirchengesetz vom 15.
Dezember 2017 (KABI. S. 553) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Kirch-
liche Korperschaften im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Kirchengemeinden, 6rtliche Kir-
chen und Kirchengemeindeverbénde (nachfolgend Kirchengemeinde genannt), die Kirchen-
kreise und Kirchenkreisverbénde (nachfolgende Kirchenkreis genannt) sowie die Landeskir-
che.

(3) Es ist Aufgabe jeder kirchlichen Korperschaft, fiir die Beschaffung und Unterhaltung der
Gebaude und Raume sowie der Kunst- und Ausstattungsgegenstande Sorge zu tragen, die zur
Erfallung des kirchlichen Auftrages erforderlich sind. Dieses Kirchengesetz gilt daher fir alle
MaRnahmen im Bereich der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege (Bau- und Gestaltungsmafi-
nahmen) an kirchlichen Objekten.

§2
Kirchliche Objekte

(1) Zu den kirchlichen Objekten gehdren Gebdude und Gebdudeteile, Freianlagen sowie
Kunst- und Ausstattungsgegenstande, die im Eigentum einer kirchlichen Koérperschaft stehen
oder an denen zu Gunsten einer kirchlichen Koérperschaft ein Nutzungsrecht eingerdumt ist,
wenn durch die zugrundeliegenden Vertrdge Aufgaben der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege
Ubertragen worden sind. Zu den kirchlichen Objekten gehdren auch Glockenanlagen und Or-
geln. Zu den Freianlagen gehoren insbesondere Kirchhofe, Pfarrhdfe und Friedhofe.

(2) Kunst- und Ausstattungsgegenstande sind bewegliche und unbewegliche Sachen von be-
sonderem Wert, insbesondere von liturgischer, sakraler, wissenschaftlicher, geschichtlicher
oder kinstlerischer Bedeutung. Hierzu z&hlen auch Raumfassungen sowie Wand- und De-
ckenmalereien.

83
Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

(1) Baupflege umfasst insbesondere die laufende Uberwachung und regelmiBige Gebaudezu-
standsbegehung, die Bauunterhaltung, die Instandsetzung, die bauliche oder gestalterische
Verénderung, den Umbau, den Neubau sowie den Abbruch von kirchlichen Objekten und
deren technischer Ausrustung.

(2) Denkmalpflege umfasst die Bau- und Kunstpflege im Zusammenhang mit den sich aus
den Denkmalschutzgesetzen der jeweiligen Bundeslander ergebenden Aufgaben an kirchli-
chen Denkmalen.

(3) Kunstpflege umfasst die pflegliche Behandlung von kirchlichen Kunst- und Ausstattungs-
gegenstanden.



§4
Bauberatung

(1) Bauberatung ist die sach- und fachkundige Beratung und Begleitung kirchlicher Korper-
schaften bei Bau- und GestaltungsmalRnahmen an kirchlichen Objekten. Sie ist hinsichtlich
der kirchlichen Objekte der Kirchengemeinden und Kirchenkreise grundsatzlich Aufgabe des
Kirchenkreises und umfasst die Begleitung bei der Bau- und Kunstpflege sowie bei der Pla-
nung und Durchfiihrung von Bau- und Gestaltungsmanahmen. Denkmalpflegerische Aspekte
sind dabei zu berucksichtigen. Aufgabe der Bauberatung ist es auch, sofern die Bau- und Ge-
staltungsmalinahme zu ihrer Durchfiihrung eines Beschlusses bedarf, der kirchenaufsichtlich
zu genehmigen ist, den Beschluss zur Genehmigungsreife zu bringen und seine ordnungsge-
méRe Durchfiihrung zu unterstitzen.

(2) Die Bauberatung durch den Kirchenkreis umfasst insbesondere architektonische, bautech-
nische, energetische, kunstlerische, wirtschaftliche, vertragliche und nutzungsbedingte Aspek-
te bei Bau- und Gestaltungsmalinahmen unter Beachtung des gesamtkirchlichen Interesses.
Das Landeskirchenamt kann um unterstiitzende Beratung gebeten werden.

(3) Stellt der Kirchenkreis fest, dass es sich um eine Bau- und GestaltungsmaRnahme handelt,
fur die der Beschluss durch das Landeskirchenamt kirchenaufsichtlich zu genehmigen ist,
informiert er das Landeskirchenamt. Die Bauberatung durch das Landeskirchenamt erfolgt,
wenn und soweit liturgische Belange oder das gesamtkirchliche Interesse bei Bau- und Ge-
staltungsmalinahmen berihrt sind.

(4) Vor jeder Planung und Durchfiihrung von Bau- und Gestaltungsmalinahmen an Kirchli-
chen Objekten der Kirchengemeinden nehmen diese die Bauberatung des Kirchenkreises in
Anspruch. Diese erste Bauberatung dient der Klarung der Aufgabenstellung. Sie hat auch die
Sinnhaftigkeit und die Erfolgsaussichten der Planung zu bewerten.

(5) Die Aufgaben im Rahmen der Bauberatung des Kirchenkreises gegeniber den Kirchen-
gemeinden erstrecken sich grundsatzlich auf Kirchen, Kapellen, Pastorate, Pfarrhduser, Ge-
meindeh&user, Kindertagesstatten, Friedhofsgebdude und Denkmale sowie auf alle Geb&ude
der ortlichen Kirchen.

(6) Fur die Kirchenkreise erfolgt die Bauberatung an Kirchen und weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten Geb&uden des Kirchenkreises hinsichtlich der Berlcksichtigung
liturgischer Belange und der Wahrung des gesamtkirchlichen Interesses durch das Landeskir-
chenamt. Geht der Kirchenkreis davon aus, dass liturgische Belange oder das gesamtkirchli-
che Interesse berihrt sein konnen, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung. Der Kirchen-
kreis kann vor jeder Planung und Durchfihrung von Bau- und Gestaltungsmalinahmen die
Beratung des Landeskirchenamts in Anspruch nehmen.

(7) Ist im Rahmen der Bauberatung eine genehmigungspflichtige Planung zu erarbeiten, so
fasst das zustéandige Vertretungsorgan der kirchlichen Korperschaft, sofern der Kirchenkreis
die Bau- und Gestaltungsmalinahme fur genehmigungsreif halt, den Beschluss zur Realisie-
rung der Bau- und Gestaltungsmalinahme (Baubeschluss), der auf die Planungsunterlagen und
das zu diesem Zeitpunkt vorliegende Ergebnis der Bauberatung Bezug nehmen muss und be-
antragt die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8.



85
Denkmalrechtliche Abstimmung

(1) Die denkmalrechtliche Abstimmung ist die sach- und fachkundige denkmalpflegerische
Beratung und Begleitung bei der Planung und Durchfiihrung von Bau- und GestaltungsmaR-
nahmen an Denkmalen und die in den jeweiligen Staatskirchenvertragen vorgesehene Einbin-
dung der zustandigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege. Sie ergénzt die Bauberatung
nach § 4 und dient dazu, den reibungslosen Ablauf des denkmalrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens zu unterstiitzen. Die denkmalrechtliche Abstimmung ist Aufgabe des Landeskir-
chenamts.

(2) Der Kirchenkreis informiert das Landeskirchenamt rechtzeitig Gber Bau- und Gestal-
tungsmalinahmen der Kirchengemeinde bzw. des Kirchenkreises an Denkmalen und beantragt
formlos fir diese die denkmalrechtliche Abstimmung. Die denkmalrechtliche Abstimmung
kann im Vorwege der denkmalrechtlichen Genehmigung oder erst mit der Antragstellung
nach 8 12 erfolgen.

(3) Im Rahmen der denkmalrechtlichen Abstimmung ist durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller eine genehmigungsreife Planung zu erarbeiten. Auf dieser Grundlage beantragt
die kirchliche Korperschaft die denkmalrechtliche Genehmigung nach 8 12; der Antrag muss
auf die Planungsunterlagen Bezug nehmen. Fir Bau- und GestaltungsmalRnahmen der Lan-
deskirche gelten Absatz 2 sowie Satz 1 und 2 dieses Absatzes entsprechend.

(4) Fir die rechtlich selbststandigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrége einbezogen sind, Absétze 1 bis 3 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustdndige Vertretungsorgan des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung informiert das Landeskirchenamt rechtzeitig Uber entsprechende Bau-
und Gestaltungsmalinahmen und beantragt formlos fiir dieses die denkmalrechtliche Abstim-
mung.

86
Kosten- und Finanzierungsplane

(1) Die Gesamtkosten der Bau- und GestaltungsmalRnahme sind grindlich zu ermitteln. Ein
Kosten- und Finanzierungsplan ist zu beschlieRen. Die insbesondere nach Artikel 26 Absatz 1
Nummer 7 und 11 der Verfassung erforderlichen Genehmigungen des Kirchenkreises sind
einzuholen.

(2) Nachtragliche wesentliche Anderungen des Kosten- und Finanzierungsplans bediirfen ei-
nes neuen Beschlusses. Die insbesondere nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 7 und 11 der
Verfassung erforderlichen Genehmigungen des Kirchenkreises sind einzuholen.

87
Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschliisse und
denkmalrechtlich genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmaf3nahmen

(1) Beschlisse des Kirchengemeinderats tber Bau- und GestaltungsmaRnahmen bediirfen der
kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Kirchenkreises in folgenden Angelegenheiten:
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1. auBerordentliche und den Bestand verandernde Nutzung des Vermdgens sowie Verwen-
dung kirchlicher Mittel zu anderen als bestimmungsgemaien Zwecken gemal Artikel 26
Absatz 1 Nummer 7 der Verfassung sowie

2. Bau- und Gestaltungsmalinahmen, wenn sie nicht nach Artikel 26 Absatz 2 der Verfas-
sung zu genehmigen sind, gemaR Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 der Verfassung.

(2) Beschlisse des Kirchengemeinderats bedirfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
des Landeskirchenamts in folgenden Angelegenheiten:

1. Bau- und Gestaltungsmanahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Geb&uden der Kirchengemeinde gemaR
Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der Verfassung,

2. Glocken- und OrgelbaumaBBnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebéduden der Kirchengemeinde gemal
Artikel 26 Absatz 2 Nummer 3 der Verfassung,

3. Erwerb, VerduRerung, Ausleihe und Veranderung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
stdnden von besonderem Wert gemaR Artikel 26 Absatz 2 Nummer 4 der Verfassung.

(3) Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkmalen der Kirchengemeinde bedirfen nach
Artikel 26 Absatz 3 der Verfassung der denkmalrechtlichen Genehmigung durch das Landes-
kirchenamt oder der zustandigen Stelle der staatlichen Denkmalpflege nach MalRgabe der
Bestimmungen der Staatskirchenvertrdge und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bun-
deslénder.

(4) Beschlisse des Kirchenkreisrats bedurfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des
Landeskirchenamts in folgenden Angelegenheiten:

1. Bau- und Gestaltungsmanahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebduden des Kirchenkreises gemaR Ar-
tikel 54 Absatz 1 Nummer 2 der Verfassung,

2. Glocken- und OrgelbaumalRnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebduden des Kirchenkreises gemaR Ar-
tikel 54 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung,

3. Erwerb, VerduRerung, Ausleihe und Verdnderung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
stdnden des Kirchenkreises von besonderem Wert gemald Artikel 54 Absatz 1 Nummer 4
der Verfassung.

(5) Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkmalen des Kirchenkreises bedirfen nach Arti-
kel 54 Absatz 2 der Verfassung der denkmalrechtlichen Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt oder der zustandigen Stelle der staatlichen Denkmalpflege nach MaRgabe der Best-
immungen der Staatskirchenvertrdge und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundes-
lander.



88
Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

(1) Das kirchenaufsichtliche Genehmigungsverfahren dient der Sicherstellung der Rechtmé-
Rigkeit von Bau- und Gestaltungsmafnahmen sowie insbesondere der Wahrung des gesamt-
kirchlichen Interesses und liturgischer Belange und der ordnungsgemalien Verwendung von
Kirchensteuern und weiteren finanziellen Mitteln.

(2) Fur den Baubeschluss nach § 4 Absatz 7 Satz 1 ist die kirchenaufsichtliche Genehmigung
1. nach § 7 Absatz 1 vom Kirchengemeinderat beim Kirchenkreis,

2. nach § 7 Absatz 2 vom Kirchengemeinderat tber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

3. nach § 7 Absatz 4 vom Kirchenkreisrat beim Landeskirchenamt
schriftlich zu beantragen.

(3) Die genehmigende Stelle hat den Eingang des Antrags unverzuglich schriftlich zu bestéti-
gen. Sie prift innerhalb eines Monats, ob der Antrag unvollstindig ist oder formale Mangel
aufweist. Die Frist kann in begriindeten Ausnahmefallen einmalig seitens der genehmigenden
Stelle um bis zu drei Wochen verlangert werden. Die genehmigende Stelle fordert die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller innerhalb einer angemessenen Frist zur Behebung der Mangel
auf. Diese oder dieser kann eine Verldngerung der Frist beantragen. Werden die Mangel nicht
innerhalb der gesetzten oder verlangerten Frist behoben, gilt der Antrag als zurtickgezogen,
ohne dass es einer weiteren Erklarung der Antragstellerin oder des Antragstellers bedarf.

(4) In den Fallen, in denen der Baubeschluss durch das Landeskirchenamt zu genehmigen ist,
sind die Antragsunterlagen erst dann vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzulei-
ten, wenn diese vollstdndig und mangelfrei sind. Sind die beim Landeskirchenamt eingereich-
ten Unterlagen gleichwohl unvollstandig oder mangelhaft, fordert das Landeskirchenamt den
Kirchenkreis auf, fur die Behebung der Méngel innerhalb einer angemessenen Frist Sorge zu
tragen.

(5) In den Féllen von Absatz 2 Nummer 2 fugt der Kirchenkreis dem Antrag des Kirchenge-
meinderats auf kirchenaufsichtliche Genehmigung des Baubeschlusses eine Stellungnahme
bei. Die Stellungnahme des Kirchenkreises muss erkennen lassen, ob er die Bau- und Gestal-
tungsmalinahme befiirwortet oder ablehnt, insbesondere, ob er die erforderlichen Genehmi-
gungen erteilt, ob die MaBnahme dem Ergebnis der Bauberatung sowie den Zielen und Pla-
nungen des Kirchenkreises entspricht und ob die Finanzierung der MalRnahme gesichert ist.

(6) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Bau- und Gestaltungs-
malnahme keine Vorschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland ent-
gegenstehen, die im kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prifen sind; die ge-
nehmigende Stelle darf den Antrag auch ablehnen, wenn die Bau- und Gestaltungsmalinahme
gegen sonstige Offentlich-rechtlichen Vorschriften verstoft.

(7) Wird der Finanzierungsplan durch den Kirchenkreis nicht bestatigt, wird die kirchenauf-
sichtliche Genehmigung unter der Bedingung erteilt, dass die Finanzierung vor Beginn der
Bau- und Gestaltungsmalinahme sichergestellt ist.
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(8) Bei Malinahmen an Glockenanlagen und Orgeln ist dem Antrag auf kirchenaufsichtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstan-
digen mit Vergabevorschlag beizuftigen.

(9) Nachtragliche wesentliche Anderungen der genehmigten Bau- und Gestaltungsmanahme
bedirfen einer erneuten Bauberatung nach 8 4 Absatz 1 bis 6 und eines neuen Baubeschlusses
nach 8 4 Absatz 7.

(10) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ersetzt keine Genehmigungen nach staatlichem
Recht, insbesondere keine bauaufsichtlichen und denkmalrechtlichen Genehmigungen.

89
Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion

Die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach 8 8 gilt als erteilt, wenn die genehmigende Stelle
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der vollstdndigen und mangelfreien Antrags-
unterlagen einen Bescheid erlassen hat und die gegebenenfalls nach 88§ 12 und 13 erforderli-
che denkmalrechtliche Genehmigung erteilt wurde (kirchenaufsichtliche Genehmigungsfikti-
on). Die Vorschriften ber die Bestandskraft von Verwaltungsakten und Uber das Rechts-
behelfsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen
Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009 (ABI. EKD S. 334, 2010 S. 296)
in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. Nach Eintritt der kirchenaufsichtlichen
Genehmigungsfiktion ist diese der Antragstellerin oder dem Antragsteller auf gesonderten
Antrag schriftlich zu bescheinigen.

§10
Ubertragung der Zustandigkeit fur die Erteilung der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung

Sofern liturgische Belange oder das gesamtkirchliche Interesse nicht bertihrt sind und die
denkmalrechtliche Genehmigung nach 8 12 oder § 13 vorliegt, ist die Zustandigkeit fir die
Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der
Verfassung vom Landeskirchenamt im Einvernehmen mit dem Kirchenkreis auf diesen zu
ubertragen. In diesem Fall ist das Landeskirchenamt (ber die Erteilung der Genehmigung
schriftlich zu informieren.

§11
Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung

(1) Die jeweils nach 8 7 genehmigende Stelle kann im Einzelfall den Verzicht auf das Erfor-
dernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung erkléren, wenn es sich

1. bei Bau- und Gestaltungsmalinahmen lediglich um Schénheitsreparaturen oder reine In-
standsetzungsmalinahmen handelt oder

2. um ein kirchliches Objekt handelt, dessen Baupflege ausschliel3lich durch Gebuhren oder
privatrechtliche Entgelte zu finanzieren ist.
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(2) Die Bauberatung nach § 4 Absatz 1 bis 6 muss erfolgt sein. Der Baubeschluss nach § 4
Absatz 7 Satz 1 muss gefasst werden.

8§12
Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

(1) Das Landeskirchenamt erteilt nach Malgabe der Bestimmungen der Staatskirchenvertrage
und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundeslander denkmalrechtliche Genehmigun-
gen nach § 7 Absatz 3 und 5. Es bindet die zustdndigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege
nach MaRgabe der Bestimmungen der Staatskirchenvertrdge und der Denkmalschutzgesetze
der jeweiligen Bundeslander ein. Sofern die denkmalrechtliche Genehmigung fiir Kirchen und
weitere zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmete Gebaude von den zustéandigen Stellen der
staatlichen Denkmalpflege erteilt wird, stellt das Landeskirchenamt vorab die von diesen
staatlichen Stellen zu beachtenden Belange der Religionsausiibung fest.

(2) Die kirchliche Korperschaft beantragt fir Bau- und Gestaltungsmanahmen an Denkma-
len die denkmalrechtliche Genehmigung beim Landeskirchenamt bzw. (ber das Landeskir-
chenamt bei der zusténdigen staatlichen Stelle. Der Antrag bedarf eines Beschlusses des Or-
gans der kirchlichen Kdorperschaft, der sich auf die Planungsunterlagen beziehen muss. Im
Fall der Beantragung bei einer zustandigen staatlichen Stelle gelten deren gesetzliche Rege-
lungen und Fristen. Eine Finanzierungsplanung muss zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlie-
gen. Die denkmalrechtliche Genehmigung ist

1. nach 8 7 Absatz 3 vom Kirchengemeinderat Giber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

2. nach 8 7 Absatz 5 vom Kirchenkreisrat beim Landeskirchenamt schriftlich zu beantragen.

(3) Das Landeskirchenamt hat den Eingang des Antrags schriftlich zu bestétigen. Es prift
innerhalb eines Monats, ob der Antrag unvollstandig ist oder formale Méangel aufweist. Die
Frist kann in begrindeten Ausnahmeféllen einmalig seitens des Landeskirchenamts um bis zu
drei Wochen verlangert werden. Es fordert die Antragstellerin oder den Antragsteller inner-
halb einer angemessenen Frist zur Behebung der Mangel auf. Diese bzw. dieser kann eine
Verlangerung der Frist beantragen. Werden die Mé&ngel nicht innerhalb der gesetzten oder
verlangerten Frist behoben, gilt der Antrag als zurlickgezogen, ohne dass es einer weiteren
Erklarung der Antragstellerin oder des Antragstellers bedarf.

(4) In den Féllen von Absatz 2 Satz 5 Nummer 1 und 2 sind die Antragsunterlagen erst dann
vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzuleiten, wenn diese vollstandig und man-
gelfrei sind. Sind die beim Landeskirchenamt eingereichten Unterlagen gleichwohl unvoll-
stdndig oder mangelhaft, fordert das Landeskirchenamt den Kirchenkreis auf, fir die Behe-
bung der Mangel innerhalb einer angemessenen Frist Sorge zu tragen.

(5) Bei MaRnahmen an Glockenanlagen und Orgeln ist dem Antrag auf denkmalrechtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstéan-
digen mit Vergabevorschlag beizuftigen.

(6) Nachtragliche wesentliche Anderungen der denkmalrechtlich genehmigten Bau- und Ge-
staltungsmalinahme bedirfen eines neuen Beschlusses nach Absatz 2 Satz 2 und einer erneu-
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ten denkmalrechtlichen Abstimmung nach § 5.
(7) Die denkmalrechtliche Genehmigung ersetzt nicht die kirchenaufsichtliche Genehmigung.

(8) Grundsatzlich ist das denkmalrechtliche Genehmigungsverfahren vor Erteilung der kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung durchzufiihren. Die Verfahren kénnen auch parallel statt-
finden. Bei Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkmalen ist das Vorliegen einer denkmal-
rechtlichen Genehmigung Bedingung fir die Erteilung einer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung nach § 8.

(9) Zum Schutz des Denkmals oder zur Wahrung des tiberwiegenden gesamtkirchlichen Inte-
resses kann die denkmalrechtliche Genehmigung versagt werden. Die Versagung der denk-
malrechtlichen Genehmigung richtet sich im Ubrigen nach den Bestimmungen der Denkmal-
schutzgesetze der jeweiligen Bundeslénder.

(10) Fir die rechtlich selbststandigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrédge einbezogen sind, Absétze 1 bis 9 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustandige Vertretungsorgan des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung stellt den jeweiligen Antrag nach Absatz 2.

§13
Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

Die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 gilt als erteilt, wenn das Landeskirchenamt
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollstdndigen und mangelfreien Antrags-
unterlagen einen Bescheid erlassen hat (denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion). Die Vor-
schriften tber die Bestandskraft von Verwaltungsakten und tiber das Rechtsbehelfsverfahren
nach dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (VVZG-EKD) gelten entsprechend. Nach Eintritt der denkmalrechtlichen Ge-
nehmigungsfiktion ist diese der Antragstellerin oder dem Antragsteller auf gesonderten An-
trag schriftlich zu bescheinigen.

8§14
Bauvorhaben der Landeskirche

(1) Fuar Bau- und GestaltungsmalRnahmen an kirchlichen Gebduden, die sich im Eigentum
oder in der Nutzung der Landeskirche befinden, gilt Gber dieses Kirchengesetz hinaus das
Gebaudemanagementgesetz vom 16. Dezember 2015 (KABI. S. 60) in der jeweils geltenden
Fassung.

(2) Fur Bau- und GestaltungsmalRnahmen des Geb&dudemangements und Beschliisse des Aus-
schusses fiir das Gebaudemanagement nach Absatz 1 gelten § 4 Absatz 6 sowie § 7 Absatz 5
entsprechend.



815
Einstellen der Arbeiten

(1) Werden grobe Verstol3e gegen anerkannte Regeln der Baukunst und Bautechnik oder ge-
gen genehmigte Planungen festgestellt oder werden Tatsachen bekannt, durch die eine kon-
krete und unmittelbar bevorstehende Gefahr fiir das kirchliche Objekt der kirchlichen Korper-
schaft besteht, ist das Landeskirchenamt in den Fallen von § 7 nach Artikel 106 Absatz 4
Nummer 4 der Verfassung in Verbindung mit § 84 Absatz 2 Nummer 5 Kirchengemeindeord-
nung befugt, einen Baustopp auszusprechen. Die Malinahme nach Satz 1 ist sofort vollzieh-
bar. Die an der MaRnahme Beteiligten sind unverziglich durch das Landeskirchenamt zu un-
terrichten.

(2) Der Kirchenkreisrat ist in den Fallen nach § 7 nach Artikel 58 Absatz 3 der Verfassung in
Verbindung mit § 85 Absatz 2 Nummer 4 und § 91 Kirchengemeindeordnung zur Abwehr
konkreter und unmittelbarer Gefahren fir eine Kirchengemeinde ebenfalls befugt, das Einstel-
len der Arbeiten anzuordnen; er hat dieses dem Landeskirchenamt unverziglich anzuzeigen.
Die MaRnahme nach Satz 1 ist sofort vollziehbar. Die an der MalRnahme Beteiligten sind un-
verziglich durch den Kirchenkreis zu unterrichten.

§ 16
Malinahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

(1) Fur Kirchen und weitere zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmete Gebaude sollen Glo-
cken als liturgische Ausstattungsstiicke zum gottesdienstlichen Gebrauch eingebaut und ver-
wendet werden.

(2) Eine Glockenanlage umfasst insbesondere die Glocke mit Kloppel, das Joch, den Glo-
ckenstuhl sowie die sie steuernden Anlagen. Glockenanlagen kénnen auch durch Uhrenanla-
gen gesteuert werden.

(3) Eine Uhrenanlage umfasst das mechanische oder elektrische Uhrwerk, die Einhausung,
das Zeigerwerk und Zifferblatt sowie die mechanische oder elektrische Steuerung des Glo-
ckenschlags.

(4) Malinahmen an Glocken- und Uhrenanlagen sind insbesondere

der An- und Verkauf,

der Neu- und Umbau,

die Restaurierung und Instandsetzung und
der Abbruch.

MPwnhE

§17
Malinahmen an Orgeln

(1) Wo in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten Gebauden

Pfeifenorgeln verwendet werden, gehéren zu diesen Orgeln die Pfeifen, die Windversorgung,
der innere Spielapparat, das Gehduse und der Prospekt.
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(2) Malinahmen an Orgeln sind insbesondere

der An- und Verkauf,

der Neu- und Umbau,

die Restaurierung und Instandsetzung und
der Abbruch.

MPwnhE

(3) Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall eine Orgelbaukommission zur Beratung und
Begleitung kirchlicher Korperschaften bei besonderen Orgelbaumalinahmen berufen.

§18
Sachverstandige fur Glockenanlagen und Orgeln

(1) Neben der Bauberatung nach § 4 findet bei Bau- und GestaltungsmaRnahmen und sonsti-
gen Malinahmen im Sinne dieses Kirchengesetzes an Glockenanlagen sowie Orgeln eine Be-
ratung der Kkirchlichen Korperschaften durch vom Landeskirchenamt bestellte Glocken- und
Orgelsachverstédndige statt. Die kirchlichen Kdrperschaften sind verpflichtet, die Beratung
durch Sachverstandige nach Satz 1 in Anspruch zu nehmen.

(2) Die Sachverstandigen nach Absatz 1 erhalten von den sie beauftragenden kirchlichen
Korperschaften flr ihre Leistungen Honorare. Die Honorare sind durch feste Satze nach der
Dauer der Sachverstandigenleistung (Zeithonorar) oder durch Rahmensétze (Pauschalhonorar)
zu bestimmen.

8§19
Beirat fur Bau- und Kunstpflege

Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall einen Beirat fiir Bau- und Kunstpflege zur Bera-
tung und Begleitung des Landeskirchenamts in Fragen der Bau- und Kunstpflege berufen.

8§20
Gebaude- und Raumnutzungsplan, Gebaudestrukturplane

(1) Far alle kirchlichen Gebaude soll von der jeweiligen kirchlichen Koérperschaft ein Gebau-
de- und Raumnutzungsplan erstellt und gepflegt werden. Dieser soll darstellen, welcher Raum
in welchem Zeitraum wie genutzt wird und die Kirchlichen Kérperschaften in die Lage verset-
zen, nachhaltige Nutzungskonzeptionen zu entwickeln.

(2) Hinsichtlich der Geb&udestrukturpléne findet 8 6 Absatz 4 des Klimaschutzgesetzes vom
31. Oktober 2015 (KABI. S. 426, 2016 S. 102) in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.
§21

Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen

(1) Bei allen Bau- und GestaltungsmaBnahmen und sonstigen Malinahmen im Sinne dieses
Kirchengesetzes sowie beim Betrieb kirchlicher Gebaude ist auf Barrierefreiheit und Umwelt-
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schutz einschliellich Klimaschutz, Energieeffizienz und Nachhaltigkeit sowie die einschlégi-
gen Vorschriften des Denkmal-, Umwelt-, Arbeits- und Gesundheitsschutzes zu achten.

(2) Kirchliche Korperschaften sollen sich als Trager 6ffentlicher Belange an der kommunalen
Bauleitplanung beteiligen, um rechtzeitig kirchliche Interessen und Erfordernisse in die Pla-
nungen einzubringen.

(3) Bau- und Planungsleistungen sind im Wettbewerb oder im Wege transparenter Verfahren
zu vergeben. Dabei sind die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und der VerhaltnisméaRigkeit
zu wahren. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Vergabeverfahren sind gleich zu behan-
deln, es sei denn, eine Ungleichbehandlung ist aufgrund dieses Gesetzes ausdriicklich geboten
oder gestattet. Bei der Vergabe sollen insbesondere Aspekte der Qualitat, der Okologie und
der Innovation berticksichtigt werden.

8§22
Verordnungsermachtigungen

Die Kirchenleitung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung insbesondere nahere Bestim-
mungen

1. zum Begriff der Bau-und Denkmalpflege, Kunstpflege (8 3),

2. zu Inhalt und Verfahren der Bauberatung (§ 4),

3. zu Inhalt und Verfahren der denkmalrechtlichen Abstimmung (§ 5),
4. (iber wesentliche Anderungen nach § 6 Absatz 2 sowie § 8 Absatz 9,

5. zum kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahren und zur Genehmigungserteilung nach
8 7 Absatz 1, 2 und 4 und § 8, insbesondere zu den mit dem Antrag auf kirchenaufsichtli-
che Genehmigung einzureichenden Unterlagen, zum Stellungnahmeverfahren, zur Kir-
chenaufsichtlichen Genehmigungsfiktion nach § 9, zur Ubertragung der Zustandigkeit fir
die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach § 10 sowie zum Verzicht auf
das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach § 11,

6. zum denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren und zur Genehmigungserteilung nach 8
7 Absatz 3 und 5 und 8 12, insbesondere zu den mit dem Antrag auf denkmalrechtliche
Genehmigung einzureichenden Unterlagen sowie zur denkmalrechtlichen Genehmigungs-
fiktion nach § 13,

7. zu Malinahmen an Glocken- und Uhrenanlagen und an Orgeln, insbesondere zur Bestel-
lung, Beauftragung und den Leistungen von Glocken- und Orgelsachverstandigen sowie
zu Honoraren und Auslagen nach 88 16 bis 18,

8. (ber die Zusammensetzung, die Berufung und die Aufgaben von Orgelbaukommissionen
nach § 17 Absatz 4,

9. Uber den Beirat fir Bau- und Kunstpflege (§ 19 Absatz 2), insbesondere uber dessen Zu-
sammensetzung, die Berufung und die Aufgaben,
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10. zur Erstellung und Pflege von Gebaudenutzungsplanen und Gebaudestrukturplanen (8 20)
sowie

11. zu besonderen Anforderungen an kirchliches Bauen, insbesondere zu Grundsédtzen der
Vergabe von Bau- und Planungsleistungen (§ 21)

durch Rechtsverordnungen zu treffen.

§23
Ubergangsvorschriften

(1) Bau- und Gestaltungsmaflinahmen und sonstige Malinahmen im Sinne dieses Kirchenge-
setzes an kirchlichen Objekten, die vor Inkrafttreten des Kirchengesetzes kirchenaufsichtlich
und denkmalrechtlich genehmigt wurden, werden auf der Grundlage der bisher geltenden Re-
gelungen beendet.

(2) Die nach bisherigem Recht erteilten Bestellungen und Beauftragungen im Sinne von § 18
gelten einschlieRlich der Modalitaten ihrer Tatigkeiten fur die bei der Bestellung und Beauf-
tragung festgelegte Dauer fort.

§24
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) 8 23 tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

(2) Im Ubrigen tritt dieses Kirchengesetz am 1. Juli 2020 in Kraft. Gleichzeitig treten auRer
Kraft:

1. Kirchengesetz vom 16. November 2002 tiber das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs — Kirchbaugesetz — (KBauG) ( KABI 2003 S. 5),

2. Baugesetz der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche (Kirchbaugesetz —
KBauG) vom 9. Juni 2009 (GVOBI. S. 215),

3. Kirchengesetz fir die Erhaltung, die Pflege und den Schutz des kirchlichen Kunst- und
Kulturgutes der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 4. November 1979 (ABI. S.
105),

4. § 2 Absatz 3 des Kirchengesetzes uiber die Ubernahme der Verwaltung fiir die Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreise durch das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen
Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der Kirchenordnung der Pommerschen Evangelischen Kir-
che vom 28. August 2004 (ABI. S. 55) und

5. 8 1 Nummer 5 und 6 der Durchfiihrungsbestimmungen zum Kirchengesetz tber die
Ubernahme der Verwaltung fiir die Kirchengemeinden und Kirchenkreise durch das Kon-
sistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der Kirchenord-
nung der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 17. Dezember 2004 (ABI. S. 88).

Zu diesem Zeitpunkt endet auch die Anwendung von 88§ 38 bis 44 und 46 bis 59 der Verord-
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nung fur die Vermdgens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und
Kirchlichen Verbande in der Evangelischen Kirche der Union (Kirchliche Verwaltungsord-
nung — VwO) vom 1. Juli 1998 (ABI. EKD 1999 S. 137), die durch Verordnung vom 6. Juni
2001 (ABI. EKD S. 379) geéandert worden ist, fir das Gebiet des Pommerschen Evangeli-
schen Kirchenkreises.
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Neuregelung des kirchlichen Baurechts
Synopse Gegenuberstellung
Entwurf KBauGB ./. Entwurf KBauVO

Anlage 3
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Entwurf
Kirchengesetz Uber das Bauen
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland
(Kirchbaugesetz — KBauG)
Vom

(Beschluss Erste Kirchenleitung 2. Lesung
14.09.2019)

Entwurf
Rechtsverordnung Gber das Bauen in der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
(Kirchbaurechtsverordnung — KBauVO)
Vom

(Beschluss Kollegium 30.07.2019)
(Beschluss Erste Kirchenleitung 24.08.2019)
(Beschluss Kirchenleitung 13.12.2019)

Bemerkungen

Zur Kirchbaurechtsverordnung

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen:

Aufgrund von § 23 Nummer 1 bis 11 des Kirchbau-
gesetzes vom ........... 2020 (KABI. S. ...) verordnet
die Kirchenleitung:
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81
Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

§1
Anwendungsbereich
(zu 8 1 Absatz 2 und 3 KBauG)

(1) Kirchliche Bautétigkeit dient dem einen
Auftrag, die Gemeinde Jesu Christi um Wort
und Sakrament zu sammeln. Sie soll dem Kirch-
lichen Leben dienen und daftr 6ffentliche R&u-
me schaffen und erhalten, in denen Gemeinde
sich entwickeln, erneuern und wachsen kann.
Mit der Pflege ihrer kirchlichen Denkmale und
deren Kunst- und Ausstattungsgegenstande leis-
tet die Evangelisch-Lutherische Kirche in Nord-
deutschland ihren Beitrag zur gesamtgesell-
schaftlichen Verpflichtung, diese grundsatzlich
der Allgemeinheit zugénglich zu machen und
fur zuklnftige Generationen zu erhalten.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt fur die kirchlichen

Die Vorschriften dieser Rechtsverordnung finden
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Korperschaften nach Artikel 4 Absatz 1 der
Verfassung, ihre rechtlich unselbststandigen
Dienste, Werke und Einrichtungen und ortliche
Kirchen nach Teil 4 8 56 des Einfiihrungsgeset-
zes (im Folgenden: Kirchengemeindeordnung)
vom 7. Januar 2012 (KABI. S. 30, 127, 234),
das zuletzt durch das Kirchengesetz vom 15.
Dezember 2017 (KABI. S. 553) geandert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung. Kirch-
liche Kdrperschaften im Sinne dieses Kirchen-
gesetzes sind Kirchengemeinden, ortliche Kir-
chen und Kirchengemeindeverbande (nachfol-
gend Kirchengemeinde genannt), die Kirchen-
kreise und Kirchenkreisverbande (nachfolgende
Kirchenkreis genannt) sowie die Landeskirche.

Anwendung auf alle Bau- und Gestaltungsmalinah-
men an kirchlichen Objekten nach § 1 Absatz 2 und 3
Kirchbaugesetz.

(3) Es ist Aufgabe jeder kirchlichen Korper-
schaft, fir die Beschaffung und Unterhaltung
der Geb&ude und R&ume sowie der Kunst- und
Ausstattungsgegenstande Sorge zu tragen, die
zur Erfillung des kirchlichen Auftrages erfor-
derlich sind. Dieses Kirchengesetz gilt daher
fur alle Malnahmen im Bereich der Bau-,
Kunst- und Denkmalpflege (Bau- und Gestal-
tungsmalinahmen) an kirchlichen Objekten.

§2
Kirchliche Objekte

(1) Zu den kirchlichen Objekten gehoren Ge-
bédude und Gebdudeteile, Freianlagen sowie
Kunst- und Ausstattungsgegenstande, die im




Eigentum einer kirchlichen Koérperschaft stehen
oder an denen zu Gunsten einer Kirchlichen
Korperschaft ein Nutzungsrecht eingerdumt ist,
wenn durch die zugrundeliegenden Vertrage
Aufgaben der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege
Ubertragen worden sind. Zu den kirchlichen Ob-
jekten gehoren auch Glockenanlagen und Or-
geln. Zu den Freianlagen gehoren insbesondere
Kirchhofe, Pfarrhofe und Friedhofe.

(2) Kunst- und Ausstattungsgegenstande sind
bewegliche und unbewegliche Sachen von be-
sonderem Wert, insbesondere von liturgischer,
sakraler, wissenschaftlicher, geschichtlicher
oder kunstlerischer Bedeutung. Hierzu zéhlen
auch Raumfassungen sowie Wand- und De-
ckenmalereien.

§3
Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

§2
Begriffsbestimmungen
(zu § 3 Absatz 1 KBauG)

(1) Baupflege umfasst insbesondere die laufen-
de Uberwachung und regelmiBige Gebaudezu-
standsbegehung, die Bauunterhaltung, die In-
standsetzung, die bauliche oder gestalterische
Veranderung, den Umbau, den Neubau sowie
den Abbruch von kirchlichen Objekten und de-
ren technischer Ausristung.

(1) Bauunterhaltung ist die Instandhaltung von Kirch-
lichen Objekten, deren technischer Ausristung und
deren Ausstattung.

(2) Instandsetzung ist die Wiederherstellung der Ge-
brauchsféhigkeit kirchlicher Objekte und deren tech-
nischer Ausriistung. Dabei kann die Gebrauchsféahig-
keit sowohl durch duBere Einflusse (z.B. Witterung,
Abnutzung) als auch durch veranderte Rahmenbe-
dingungen (z.B. neuer Stand der Technik) einge-
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schrankt worden sein.

(3) Bauliche oder gestalterische Veranderung liegt
vor, wenn ein kirchliches Objekt ohne wesentlichen
Substanzeingriff umgestaltet wird, insbesondere
durch

1. Veranderung der Ausstattung,
2. Anderung von Oberflachen,

3. Anderung von Fenstern oder ihrer Verglasung
oder

4. Anbringen und Erweitern von technischer Aus-
ristung wie Antennen, Sonnenkollektoren und -
module.

(4) Umbau ist die Umgestaltung eines kirchlichen
Objekts, die mit einem wesentlichen Substanzeingriff
verbunden ist.

(5) Neubau ist die Errichtung sowie der Wiederauf-
bau eines kirchlichen Objekts.

(6) Abbruch ist die teilweise oder vollstandige Besei-
tigung eines kirchlichen Objekts.




§3
Regelmalige Gebaudezustandsbegehungen
(zu 8 1 Absatz 3 und § 3 Absatz 1 KBauG)

Kirchliche Objekte, deren technische Ausristung und
deren Kunst- und Ausstattungsgegenstande sind von
den kirchlichen Korperschaften nach § 64 Absatz 2
EGVerf Teil 4 in der jeweils geltenden Fassung jahr-
lich zu besichtigen. Mindestens alle drei Jahre sind
die Gebaudezustandsbegehungen kirchlicher Objekte
der Kirchengemeinden nach Nummer 3.1 aus dem
»Pflichtleistungskatalog” der Anlage zu § 2 Absatz 2
Satz 1 Kirchenkreisverwaltungsgesetz vom 15. No-
vember 2016 (KABI. S. 399) in der jeweils geltenden
Fassung unter Teilnahme des Kirchenkreises durch-
zufiihren. Das zustédndige Organ der kirchlichen Kor-
perschaft bestimmt durch Beschluss die verantwortli-
chen Personen bzw. Ausschiisse. Uber die Gebaude-
zustandsbegehung der Kirchengemeinden ist ein Pro-
tokoll zu fuhren und den Beteiligten und dem zustéan-
digen Kirchenkreis zur Kenntnis zu geben.

§4
Umgang mit Bauschaden, Wartungsvertrage
(zu 8§ 3 Absatz 1 KBauG)

(1) Mit festgestellten Bauschéden ist wie folgt umzu-
gehen:

1. unverziglich sind SicherungsmalRnahmen bei
Einsturz-, Brand- und Unfallgefahr zu ergreifen,
sowie Malnahmen zu ergreifen, um Schaden,
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durch die kurzfristig Folgeschéden entstehen
kdnnen, zu beseitigen (zum Beispiel Schaden an
technischen Anlagen, Blitz-, Sturm-, Wasser-
und Heizolschédden sowie Hausschwammbefall),

2. innerhalb von sechs Monaten sind MaRnahmen
zu ergreifen, um Schaden an tragenden Kon-
struktionen, Dachdeckungen und Wasserablei-
tungen zu beseitigen.

(2) Bei Schaden an der tragenden Konstruktion eines
kirchlichen Objektes hat die jeweilige kirchliche
Korperschaft eine Untersuchung des Tragwerks und
gegebenenfalls die Sperrung des kirchlichen Objekts
oder der gefahrdeten Bereiche zu veranlassen.

(3) Sieht sich eine Kirchengemeinde nicht in der La-
ge, die finanziellen Mittel fir den Gebaudeunterhalt,
die Schadensbeseitigung oder die Untersuchung eines
schadhaften kirchlichen Objektes aufzubringen, so
hat sie dies unverziglich dem Kirchenkreis anzuzei-
gen.

(4) Zur Zustandstberwachung und Pflege insbeson-
dere von Orgeln, Glocken, Uhren, Kunst- und Aus-
stattungsgegenstdnden von besonderem Wert (zum
Beispiel Altare, Kanzeln) sowie von Heizungsanlagen
und der Dachentwdsserung sollten Wartungsvertrage
abgeschlossen werden. Kopien der jeweiligen War-
tungsvertrdge sind der jeweiligen kirchlichen Auf-
sichtsbehdrde zur Kenntnis zu geben.
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§5
Beauftragung
(zu 8 1 Absatz 2 und 3 und § 3 Absatz 1 KBauG)

(1) Die kirchlichen Korperschaften sollen fachlich
geeignete Personen mit der Planung und Durchfiih-
rung von Bau- und GestaltungsmalRnahmen beauftra-
gen. Sofern das Landeskirchenamt Mustervertrage
vorhalt, sollen diese fur die Beauftragung verwendet
werden. Die mit der Planung und Durchfiihrung Be-
auftragten sind auf das geltende kirchliche Baurecht
hinzuweisen.

(2) Mitarbeitende der kirchlichen Kdrperschaften der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
dirfen im Zustéandigkeitsbereich ihres kirchlichen
Anstellungstragers nicht freiberuflich mit Bau- oder
Planungsleistungen fur diesen Anstellungstrager oder
eine andere kirchliche Korperschaft tatig werden.

(2) Denkmalpflege umfasst die Bau- und Kunst-
pflege im Zusammenhang mit den sich aus den
Denkmalschutzgesetzen der jeweiligen Bundes-
lander ergebenden Aufgaben an kirchlichen
Denkmalen.

(3) Kunstpflege umfasst die pflegliche Behand-
lung von kirchlichen Kunst- und Ausstattungs-
gegenstanden.




84
Bauberatung

§7
Bauberatung
(zu 8 4 KBauG)

(1) Bauberatung ist die sach- und fachkundige
Beratung und Begleitung Kkirchlicher Korper-
schaften bei Bau- und Gestaltungsma3nahmen
an kirchlichen Objekten. Sie ist hinsichtlich der
kirchlichen Objekte der Kirchengemeinden und
Kirchenkreise grundsatzlich Aufgabe des Kir-
chenkreises und umfasst die Begleitung bei der
Bau- und Kunstpflege sowie bei der Planung
und Durchfiihrung von Bau- und Gestaltungs-
malnahmen. Denkmalpflegerische Aspekte sind
dabei zu berticksichtigen. Aufgabe der Baubera-
tung ist es auch, sofern die Bau- und Gestal-
tungsmalRnahme zu ihrer Durchfiihrung eines
Beschlusses bedarf, der kirchenaufsichtlich zu
genehmigen ist, den Beschluss zur Genehmi-
gungsreife zu bringen und seine ordnungsgeméa-
Re Durchfuhrung zu unterstiitzen.

(1) Die Bauberatung nach § 4 Absatz 1 Kirchbauge-
setz soll die kirchlichen Kdrperschaften bei der Pla-
nung und Durchfiihrung ihrer Bau- und Gestaltungs-
malnahmen unterstutzen. Sie dient dazu, gute funk-
tionelle und gestalterische Losungen zu finden und
mit den finanziellen Ressourcen verantwortungsvoll
umzugehen.

(2) Zur Bauberatung durch den Kirchenkreis gehéren
insbesondere die in dem ,,Pflichtleistungskatalog* der
Anlage zu § 2 Absatz 2 Satz 1 Kirchenkreisverwal-
tungsgesetz vom 15. November 2016 (KABI. S. 399)
in der jeweils geltenden Fassung unter Nummer 3
festgelegten Leistungen. Die Bauberatung ist zu do-
kumentieren.

(2) Die Bauberatung durch den Kirchenkreis
umfasst insbesondere architektonische, bautech-
nische, energetische, kunstlerische, wirtschaftli-
che, vertragliche und nutzungsbedingte Aspekte
bei Bau- und Gestaltungsmalinahmen unter Be-
achtung des gesamtkirchlichen Interesses. Das
Landeskirchenamt kann um unterstiitzende Be-
ratung gebeten werden.
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(3) Stellt der Kirchenkreis fest, dass es sich um
eine Bau- und Gestaltungsmafinahme handelt,
fur die der Beschluss durch das Landeskirchen-
amt kirchenaufsichtlich zu genehmigen ist, in-
formiert er das Landeskirchenamt. Die Baubera-
tung durch das Landeskirchenamt erfolgt, wenn
und soweit liturgische Belange oder das ge-
samtkirchliche Interesse bei Bau- und Gestal-
tungsmafBnahmen berthrt sind.

(4) Vor jeder Planung und Durchfiihrung von
Bau- und Gestaltungsmalinahmen an kirchlichen
Objekten der Kirchengemeinden nehmen diese
die Bauberatung des Kirchenkreises in An-
spruch. Diese erste Bauberatung dient der Kl&-
rung der Aufgabenstellung. Sie hat auch die
Sinnhaftigkeit und die Erfolgsaussichten der
Planung zu bewerten.

(5) Die Aufgaben im Rahmen der Bauberatung
des Kirchenkreises gegeniiber den Kirchenge-
meinden erstrecken sich grundsétzlich auf Kir-
chen, Kapellen, Pastorate, Pfarrhduser, Gemein-
dehduser, Kindertagesstatten, Friedhofsgeb&aude
und Denkmale sowie auf alle Geb&ude der ortli-
chen Kirchen.

(6) Fir die Kirchenkreise erfolgt die Baubera-
tung an Kirchen und weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten Gebéduden des Kir-
chenkreises hinsichtlich der Berucksichtigung
liturgischer Belange und der Wahrung des ge-
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samtkirchlichen Interesses durch das Landeskir-
chenamt. Geht der Kirchenkreis davon aus, dass
liturgische Belange oder das gesamtkirchliche
Interesse beruhrt sein kénnen, findet Absatz 3
entsprechende Anwendung. Der Kirchenkreis
kann vor jeder Planung und Durchfiihrung von
Bau- und Gestaltungsmalinahmen die Beratung
des Landeskirchenamts in Anspruch nehmen.

(7) Ist im Rahmen der Bauberatung eine ge-
nehmigungspflichtige Planung zu erarbeiten, so
fasst das zustéandige Vertretungsorgan der kirch-
lichen Kdrperschaft, sofern der Kirchenkreis die
Bau- und GestaltungsmaRRnahme fir genehmi-
gungsreif hélt, den Beschluss zur Realisierung
der Bau- und GestaltungsmalRnahme (Baube-
schluss), der auf die Planungsunterlagen und das
zu diesem Zeitpunkt vorliegende Ergebnis der
Bauberatung Bezug nehmen muss und beantragt
die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8.

§5
Denkmalrechtliche Abstimmung

§8
Denkmalrechtliche Abstimmung
(zu 8 5 KBauG)

(1) Die denkmalrechtliche Abstimmung ist die
sach- und fachkundige denkmalpflegerische
Beratung und Begleitung bei der Planung und
Durchfiihrung von Bau- und Gestaltungsmali-
nahmen an Denkmalen und die in den jeweili-
gen Staatskirchenvertragen vorgesehene Ein-
bindung der zustandigen Stellen der staatlichen

(1) Aufgabe der kirchlichen Denkmalpflege ist es
insbesondere, die Anforderungen an Kkirchliche
Denkmale, die sich aus der Erfullung des kirchlichen
Auftrags ergeben, mit denen, die sich aus den Staats-
kirchenvertragen und Denkmalschutzgesetzen der
jeweiligen Bundesléander ergeben, abzuwégen. Dies
erfolgt zum einen durch die Abstimmung mit den
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Denkmalpflege. Sie ergénzt die Bauberatung
nach § 4 und dient dazu, den reibungslosen Ab-
lauf des denkmalrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens zu unterstiitzen. Die denkmalrechtliche
Abstimmung ist Aufgabe des Landeskirchen-
amts.

kirchlichen Korperschaften und zum anderen durch
die Abstimmung mit den entsprechenden in 8 5 Ab-
satz 1 Kirchbaugesetz genannten staatlichen Stellen.

(2) Die denkmalrechtliche Abstimmung beinhaltet
insbesondere

1.

Einbindung der zustandigen Stellen der staatli-
chen Denkmalpflege,

Einschatzung des kirchlichen Objekts unter Be-
ricksichtigung der Uberkommenen Zeitschich-
ten,

Einschétzung, ob und in welchem Male Vorun-
tersuchungen fur die angemessene Beurteilung
des kirchlichen Objekts und der geplanten Bau-
und GestaltungsmalRnahmen erforderlich sind,

Einschatzung der geplanten Bau- und Gestal-
tungsmaflnahme hinsichtlich der Auswirkung auf
den Denkmalwert des kirchlichen Objekts (zum
Beispiel Reversibilitdt oder Substanzverlust
durch Umbau),

Einschatzung der Art der geplanten Bau- und
Gestaltungsmafnahme (zum Beispiel Reparatur
zum Substanzerhalt oder Verénderung aufgrund
verénderter Nutzungsanforderungen),

Abwagung der Angemessenheit der geplanten
Bau- und GestaltungsmafRnahme hinsichtlich der
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10.

11.

Erfallung des kirchlichen Auftrags, unter Be-
ricksichtigung der kirchengemeindlichen, litur-
gischen und theologischen Belange,

Abwagung der Angemessenheit der geplanten
Bau- und Gestaltungsmalinahme unter Beriick-
sichtigung der Verpflichtung zum Substanzerhalt
des Denkmals,

Beurteilung der Qualitat der Planung in Hinblick
auf das gesamtkirchliche Interesse der Landes-
kirche und auf die Verpflichtungen aus den
Staatskirchenvertrdgen und Denkmalschutzge-
setzen der jeweiligen Bundeslander,

Abwdégung weiterer 6ffentlicher Interessen, ins-
besondere hinsichtlich der Barrierefreiheit und
der Teilhabeférderung,

Abwdégung zu Erfordernissen aus dem Klima-
schutzgesetz der Nordkirche sowie

Abwaégung der Zumutbarkeit von Bedingungen
und Auflagen fir die Eigentimerin oder den Ei-
gentumer.
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(2) Der Kirchenkreis informiert das Landeskir-
chenamt rechtzeitig Uber Bau- und Gestal-
tungsmalRnahmen der Kirchengemeinde bzw.
des Kirchenkreises an Denkmalen und beantragt
formlos fiur diese die denkmalrechtliche Ab-
stimmung. Die denkmalrechtliche Abstimmung
kann im Vorwege der denkmalrechtlichen Ge-
nehmigung oder erst mit der Antragstellung
nach 8 12 erfolgen.

(3) Liegt die nach 8§ 5 Absatz 2 Satz 1 Kirchbauge-
setz erforderliche Information des Kirchenkreises
uber eine denkmalrechtlich relevante Bau- oder Ge-
staltungsmalinahme vor, leitet das Landeskirchenamt
diese an die jeweils zustandige Stelle der staatlichen
Denkmalpflege weiter. Ergibt sich zu diesem Zeit-
punkt fur das Landeskirchenamt oder die jeweils zu-
stdndige Stelle der staatlichen Denkmalpflege die
Notwendigkeit eines Ortstermins, so ist dieser durch-
zufiihren.

(4) Die denkmalrechtliche Abstimmung soll so friih
wie moglich durchgefiihrt werden. In der Regel sind
zur Durchfuhrung der denkmalrechtlichen Abstim-
mung die Vorlage einer Bestandsdokumentation be-
ziehungsweise einer Bestandsaufnahme sowie eine
Darstellung der beabsichtigten Bau- und Gestal-
tungsmalRnahme erforderlich. Die denkmalrechtliche
Abstimmung kann auch im Zuge der Antragstellung
auf denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12
Kirchbaugesetz erfolgen.

(5) Im Rahmen der denkmalrechtlichen Abstimmung
konnen seitens des Landeskirchenamts Vorschlage
zur Herbeiflihrung der Genehmigungsfahigkeit einer
geplanten Bau- und GestaltungsmalRnahme unterbrei-
tet werden.
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(3) Im Rahmen der denkmalrechtlichen Ab-
stimmung ist durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller eine genehmigungsreife Planung
zu erarbeiten. Auf dieser Grundlage beantragt
die kirchliche Korperschaft die denkmalrechtli-
che Genehmigung nach § 12; der Antrag muss
auf die Planungsunterlagen Bezug nehmen. Fur
Bau- und Gestaltungsmalnahmen der Landes-
kirche gelten Absatz 2 sowie Satz 1 und 2 dieses
Absatzes entsprechend.

(4) Fir die rechtlich selbststdndigen Dienste,
Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrdge einbezogen
sind, Absédtze 1 bis 3 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustandige Vertretungsorgan
des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung informiert das Landeskir-
chenamt rechtzeitig ber entsprechende Bau-
und Gestaltungsmallinahmen und beantragt
formlos fur dieses die denkmalrechtliche Ab-
stimmung.
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§6
Kosten- und Finanzierungsplane

§9
Kostenermittlung, Kosten- und Finanzierungs-
plan, Drittmitteleinwerbung
(zu § 6 KBauG)

(1) Die Gesamtkosten der Bau- und Gestal-
tungsmalinahme sind griindlich zu ermitteln. Ein
Kosten- und Finanzierungsplan ist zu beschlie-
Ren. Die insbesondere nach Artikel 26 Absatz 1
Nummer 7 und 11 der Verfassung erforderli-
chen Genehmigungen des Kirchenkreises sind
einzuholen.

(1) Die Gesamtkosten der Bau- und Gestaltungsmal3-
nahme sind in der Regel auf der Grundlage der je-
weils aktuellen Fassung der DIN 276 zu ermitteln.

(2) Bei der Aufstellung des Finanzierungsplans sind
Mdglichkeiten der Einwerbung von Drittmitteln (zu
Beispiel offentliche Mittel, Stiftungen, Sponsoring
sowie Fundraising) auszuschopfen. Sollen bei Bau-
und Gestaltungsmalinahmen Antrége auf Zuwendun-
gen gestellt werden, die einer Stellungnahme des
Landeskirchenamts oder der zustandigen Stelle der
staatlichen Denkmalpflege bediirfen, sind die geplan-
ten Malinahmen, flr die der Antrag gestellt werden
soll, vor Antragstellung mit den oben genannten Stel-
len abzustimmen.

(2) Nachtragliche wesentliche Anderungen des
Kosten- und Finanzierungsplans bedirfen eines
neuen Beschlusses. Die insbesondere nach Arti-
kel 26 Absatz 1 Nummer 7 und 11 der Verfas-
sung erforderlichen Genehmigungen des Kir-
chenkreises sind einzuholen.
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87
Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige
Beschlisse und
denkmalrechtlich genehmigungspflichtige
Bau- und Gestaltungsmalinahmen

(1) Beschlisse des Kirchengemeinderats Uber
Bau- und GestaltungsmaRnahmen bedurfen der
kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Kir-
chenkreises in folgenden Angelegenheiten:

1. aulerordentliche und den Bestand verén-
dernde Nutzung des Vermdgens sowie
Verwendung Kirchlicher Mittel zu anderen
als bestimmungsgemélRen Zwecken gemaR
Artikel 26 Absatz 1 Nummer 7 der Verfas-
sung sowie

2. Bau- und GestaltungsmaRnahmen, wenn sie
nicht nach Artikel 26 Absatz 2 der Verfas-
sung zu genehmigen sind, gemal Artikel 26
Absatz 1 Nummer 9 der Verfassung.

(2) Beschliisse des Kirchengemeinderats bedur-
fen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des
Landeskirchenamts in folgenden Angelegenhei-
ten:

1. Bau- und Gestaltungsmalinahmen an und in
Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu wid-
menden Gebduden der Kirchengemeinde
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gemald Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der
Verfassung,

2. Glocken- und Orgelbaumalinahmen an und
in Kirchen und den weiteren zum Zwecke
des Gottesdienstes gewidmeten und zu
widmenden Geb&uden der Kirchengemein-
de gemal? Artikel 26 Absatz 2 Nummer 3
der Verfassung,

3. Erwerb, VerdaulRerung, Ausleihe und Veran-
derung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
stdnden von besonderem Wert geméal Arti-
kel 26 Absatz 2 Nummer 4 der Verfassung.

(3) Bau- und Gestaltungsmalinahmen an Denk-
malen der Kirchengemeinde bedurfen nach Ar-
tikel 26 Absatz 3 der Verfassung der denkmal-
rechtlichen Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt oder der zustandigen Stelle der staatli-
chen Denkmalpflege nach MaRgabe der Best-
immungen der Staatskirchenvertrdge und der
Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundes-
lander.

(4) Beschlusse des Kirchenkreisrats bedurfen
der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des
Landeskirchenamts in folgenden Angelegenhei-
ten:

1. Bau- und Gestaltungsmalinahmen an und in
Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
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Gottesdienstes gewidmeten und zu wid-
menden Gebduden des Kirchenkreises ge-
méalk Artikel 54 Absatz 1 Nummer 2 der
Verfassung,

2. Glocken- und Orgelbaumaflnahmen an und
in Kirchen und den weiteren zum Zwecke
des Gottesdienstes gewidmeten und zu
widmenden Gebduden des Kirchenkreises
gemald Artikel 54 Absatz 1 Nummer 3 der
Verfassung,

3. Erwerb, VeraulRerung, Ausleihe und Veran-
derung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
stdnden des Kirchenkreises von besonderem
Wert gemaR Artikel 54 Absatz 1 Nummer 4
der Verfassung.

(5) Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denk-
malen des Kirchenkreises bedurfen nach Artikel
54 Absatz 2 der Verfassung der denkmalrechtli-
chen Genehmigung durch das Landeskirchen-
amt oder der zustandigen Stelle der staatlichen
Denkmalpflege nach Maligabe der Bestimmun-
gen der Staatskirchenvertrage und der Denkmal-
schutzgesetze der jeweiligen Bundeslander.
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§8
Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfah-
ren

§10

Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

(zu 8 4 Absatz 7, 88 7 bis 11 KBauG)

(1) Das kirchenaufsichtliche Genehmigungsver-
fahren dient der Sicherstellung der Rechtmafig-
keit von Bau- und Gestaltungsmalinahmen so-
wie insbesondere der Wahrung des gesamtkirch-
lichen Interesses und liturgischer Belange und
der ordnungsgemélRen Verwendung von Kir-
chensteuern und weiteren finanziellen Mitteln.

(2) Fur den Baubeschluss nach 8 4 Absatz 7
Satz 1 ist die kirchenaufsichtliche Genehmigung

1. nach 8 7 Absatz 1 vom Kirchengemeinderat
beim Kirchenkreis,

2. nach 8 7 Absatz 2 vom Kirchengemeinderat
Uber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

3. nach 8 7 Absatz 4 vom Kirchenkreisrat
beim Landeskirchenamt

schriftlich zu beantragen.

(1) Der Antrag auf Erteilung einer kirchenaufsichtli-
chen Genehmigung nach § 4 Absatz 7 und § 8 Absatz
2 Kirchbaugesetz ist schriftlich in Papierform und
digital einzureichen. Es soll das Antragsformular der
genehmigenden Stelle verwendet werden. Folgende
Anlagen sind dem Antrag beizuftigen:

1.

die beglaubigte, mit beigedriicktem Kirchensie-
gel versehene Abschrift oder Ausfertigung eines
nach 8 4 Absatz 7 Satz 1 Kirchbaugesetz zustan-
de gekommenen Baubeschlusses, der die Anga-
ben nach Teil 4 § 35 Absatz 2 Nummer 1, 4 und
6 des Einfiihrungsgesetzes vom 7. Januar 2012
(KABI. S. 30, 127, 234), das zuletzt durch Kir-
chengesetz vom 13. November 2019 (KABI. S.
519) geédndert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung (im Folgenden: Kirchengemeinde-
ordnung) enthélt und der

a) auf die Planungsunterlagen,

b) auf das zu diesem Zeitpunkt vorliegende Er-
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c)

d)

gebnis der Bauberatung,

auf eine gegebenenfalls bereits erteilte
denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12
Kirchbaugesetz und

auf die Kostenermittlung und den Finanzie-
rungsplan nach § 6 Absatz 1 Kirchbaugesetz

Bezug nehmen muss,

die differenzierte MaBnahmenbeschreibung,

in der Regel

a)

b)

Bauzeichnungen mit den erforderlichen La-
geplénen, aus denen auch die angrenzende
Bebauung ersichtlich sein muss, den erfor-
derlichen Grundrissen, Schnitten und An-
sichten; bei BaumaBnahmen im Bestand
sind der Abbruch gelb, der Neubau oder zu
erganzende Teile rot und auszutauschende
Bauteile blau darzustellen,

Angaben zu den Kosten, in der Regel Kos-
tenermittlung nach DIN 276 in der erforder-
lichen Genauigkeit;

bei Erfordernis die Wohn- und Nutzflachenbe-
rechnung sowie Berechnung des Bruttoraumin-
halts nach der jeweils geltenden DIN-Norm,

bei MalRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen
die Stellungnahme der bzw. des Glockensach-
verstandigen mit Vergabevorschlag,

bei Mallnahmen an Orgeln die Stellungnahme
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der bzw. des Orgelsachverstandigen mit Verga-
bevorschlag und

7. in Féllen von Erwerb, VerduRerung, Aufbewah-
rung im Depot und Ausleihe von Kunst- und
Ausstattungsgegenstanden  von  besonderem
Wert der Entwurf des zugrundeliegenden Ver-
trags nach Absatz 3.

Weitere Informationen und Unterlagen kdnnen von
der genehmigenden Stelle angefordert werden, wenn
sie fur die Entscheidungsfindung erforderlich sind.
Die genehmigende Stelle kann auf die Vorlage von
Unterlagen nach Nummer 2 und Nummer 3 Buchsta-
be a verzichten, wenn fir die MalRnahme im Vorwe-
ge eine denkmalrechtliche Genehmigung erteilt wur-
de.

(3) Die genehmigende Stelle hat den Eingang
des Antrags unverzuglich schriftlich zu bestéti-
gen. Sie pruft innerhalb eines Monats, ob der
Antrag unvollstandig ist oder formale Mangel
aufweist. Die Frist kann in begrindeten Aus-
nahmeféllen einmalig seitens der genehmigen-
den Stelle um bis zu drei Wochen verlangert
werden. Die genehmigende Stelle fordert die
Antragstellerin oder den Antragsteller innerhalb
einer angemessenen Frist zur Behebung der
Maéngel auf. Diese oder dieser kann eine Ver-
langerung der Frist beantragen. Werden die
Méngel nicht innerhalb der gesetzten oder ver-
langerten Frist behoben, gilt der Antrag als zu-
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riickgezogen, ohne dass es einer weiteren Erkla-
rung der Antragstellerin oder des Antragstellers
bedarf.

(4) In den Féllen, in denen der Baubeschluss
durch das Landeskirchenamt zu genehmigen ist,
sind die Antragsunterlagen erst dann vom Kir-
chenkreis an das Landeskirchenamt weiterzulei-
ten, wenn diese vollstandig und mangelfrei sind.
Sind die beim Landeskirchenamt eingereichten
Unterlagen gleichwohl unvollstandig oder man-
gelhaft, fordert das Landeskirchenamt den Kir-
chenkreis auf, fir die Behebung der Mangel
innerhalb einer angemessenen Frist Sorge zu
tragen.

(5) In den Fallen von Absatz 2 Nummer 2 fugt
der Kirchenkreis dem Antrag des Kirchenge-
meinderats auf kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung des Baubeschlusses eine Stellungnahme
bei. Die Stellungnahme des Kirchenkreises
muss erkennen lassen, ob er die Bau- und Ge-
staltungsmalinahme befiirwortet oder ablehnt,
insbesondere, ob er die erforderlichen Geneh-
migungen erteilt, ob die MalRnahme dem Ergeb-
nis der Bauberatung sowie den Zielen und Pla-
nungen des Kirchenkreises entspricht und ob die
Finanzierung der MaRnahme gesichert ist.
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(6) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ist
zu erteilen, wenn der Bau- und Gestaltungs-
malnahme keine Vorschriften der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland entge-
genstehen, die im kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigungsverfahren zu prifen sind; die ge-
nehmigende Stelle darf den Antrag auch ableh-
nen, wenn die Bau- und GestaltungsmalRnahme
gegen sonstige offentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten verstoRt.

(7) Wird der Finanzierungsplan durch den Kir-
chenkreis nicht bestétigt, wird die kirchenauf-
sichtliche Genehmigung unter der Bedingung
erteilt, dass die Finanzierung vor Beginn der
Bau- und GestaltungsmalRnahme sichergestellt
ist.

(8) Bei Malinahmen an Glockenanlagen und
Orgeln ist dem Antrag auf kirchenaufsichtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des
beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstandi-
gen mit Vergabevorschlag beizufiigen.

(9) Nachtragliche wesentliche Anderungen der
genehmigten Bau- und GestaltungsmalRnahme
bedlrfen einer erneuten Bauberatung nach § 4
Absatz 1 bis 6 und eines neuen Baubeschlusses
nach 8 4 Absatz 7.
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(10) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung
ersetzt keine Genehmigungen nach staatlichem
Recht, insbesondere keine bauaufsichtlichen
und denkmalrechtlichen Genehmigungen.

(2) Vor Erteilung der kirchenaufsichtlichen Geneh-
migung darf die Genehmigung der staatlichen Bau-
aufsichtsbehorde nicht eingeholt werden. Die ge-
nehmigende Stelle kann im Einzelfall Ausnahmen
von dieser Regelung zulassen.

(3) Erwerb, Veraullerung, Ausleihe und Veranderung
kirchlicher Kunst- und Ausstattungsgegensténde, die
liturgischen, sakralen, wissenschaftlichen, geschicht-
lichen oder kiinstlerischen Wert haben, bedrfen ei-
nes schriftlichen Vertrags. Auch die Aufbewahrung
in einem Depot ist eine Verdnderung im Sinne von
Satz 1. Bei der Aufbewahrung im Depot bzw. der
Ausleihe soll das entsprechende Vertragsmuster der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
verwendet werden.

89
Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion

Die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8
gilt als erteilt, wenn die genehmigende Stelle
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang
der vollstandigen und mangelfreien Antragsun-
terlagen einen Bescheid erlassen hat und die
gegebenenfalls nach 8§ 12 und 13 erforderliche
denkmalrechtliche Genehmigung erteilt wurde
(kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion).
Die Vorschriften tber die Bestandskraft von
Verwaltungsakten und tber das Rechtsbehelfs-
verfahren nach dem Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kir-
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che in Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Ok-
tober 2009 (ABI. EKD S. 334, 2010 S. 296) in
der jeweils geltenden Fassung gelten entspre-
chend. Nach Eintritt der kirchenaufsichtlichen
Genehmigungsfiktion ist diese der Antragstelle-
rin oder dem Antragsteller auf gesonderten An-
trag schriftlich zu bescheinigen.

8§10
Ubertragung der Zustandigkeit fur die Er-
teilung der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung

§11
Ubertragung der Zustandigkeit fur die Erteilung
der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
(zu § 10 KBauG)

Sofern liturgische Belange oder das gesamt-
kirchliche Interesse nicht berthrt sind und die
denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 oder
8§ 13 vorliegt, ist die Zustandigkeit fiir die Ertei-
lung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
nach Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der Verfas-
sung vom Landeskirchenamt im Einvernehmen
mit dem Kirchenkreis auf diesen zu (bertragen.
In diesem Fall ist das Landeskirchenamt uber
die Erteilung der Genehmigung schriftlich zu
informieren.

(1) Sobald die Information gemé&R 8 4 Absatz 3 Satz
1 Kirchbaugesetz vorliegt und das Landeskirchenamt
feststellt, dass liturgische Belange oder das gesamt-
kirchliche Interesse nicht betroffen sind, erklart es
formlos die Ubertragung der Zustandigkeit fur die
Erteilung der kirchenaufsichtliche Genehmigung auf
den Kirchenkreis. Die Ubertragung kann auch zu-
sammen mit der denkmalrechtlichen Genehmigung
erklart werden.

(2) Widerspricht der Kirchenkreis der Ubertragung
der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nicht inner-
halb einer Frist von vier Wochen nach Erhalt, gilt das
Einvernehmen als erklart. Der Kirchenkreis infor-
miert die betroffene kirchliche Korperschaft schrift-
lich tber die erfolgte Ubertragung der Genehmi-
gungszustandigkeit.
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§11
Verzicht auf das Erfordernis der kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung

(1) Die jeweils nach 8 7 genehmigende Stelle
kann im Einzelfall den Verzicht auf das Erfor-
dernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
erklaren, wenn es sich

1. bei Bau- und Gestaltungsmanahmen ledig-
lich um Schdnheitsreparaturen oder reine
Instandsetzungsmalinahmen handelt oder

2. um ein kirchliches Objekt handelt, dessen
Baupflege ausschlieSlich durch Gebihren
oder privatrechtliche Entgelte zu finanzie-
ren ist.

(2) Die Bauberatung nach 8 4 Absatz 1 bis 6
muss erfolgt sein. Der Baubeschluss nach 8§ 4
Absatz 7 Satz 1 muss gefasst werden.

8§12
Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

8§12
Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren
(zu 8 12 KBauG)

(1) Das Landeskirchenamt erteilt nach Mal3gabe
der Bestimmungen der Staatskirchenvertrage
und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen
Bundesléander denkmalrechtliche Genehmigun-
gen nach § 7 Absatz 3 und 5. Es bindet die zu-
standigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege
nach MaRgabe der Bestimmungen der Staatskir-
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chenvertrage und der Denkmalschutzgesetze der
jeweiligen Bundeslander ein. Sofern die denk-
malrechtliche Genehmigung fir Kirchen und
weitere zum Zwecke des Gottesdienstes gewid-
mete Geb&ude von den zustandigen Stellen der
staatlichen Denkmalpflege erteilt wird, stellt das
Landeskirchenamt vorab die von diesen staatli-
chen Stellen zu beachtenden Belange der Reli-
gionsaustiibung fest.

(2) Die kirchliche Korperschaft beantragt fur
Bau- und GestaltungsmaRnahmen an Denkma-
len die denkmalrechtliche Genehmigung beim
Landeskirchenamt bzw. Uber das Landeskir-
chenamt bei der zustandigen staatlichen Stelle.
Der Antrag bedarf eines Beschlusses des Organs
der kirchlichen Korperschaft, der sich auf die
Planungsunterlagen beziehen muss. Im Fall der
Beantragung bei einer zustédndigen staatlichen
Stelle gelten deren gesetzliche Regelungen und
Fristen. Eine Finanzierungsplanung muss zu
diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegen. Die
denkmalrechtliche Genehmigung ist

1. nach 8 7 Absatz 3 vom Kirchengemeinderat
uber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

2. nach 8§ 7 Absatz 5 vom Kirchenkreisrat beim
Landeskirchenamt schriftlich zu beantra-
gen.

(1) Der Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtli-
chen Genehmigung nach 8 12 Absatz 2 Kirchbauge-
setz ist schriftlich in Papierform und digital einzu-
reichen. Es soll das Antragsformular des Landeskir-
chenamts verwendet werden. Folgende Anlagen sind
dem Antrag beizuftigen, sofern diese nicht bereits mit
der denkmalpflegerischen Abstimmung eingereicht
wurden:

1.

die beglaubigte, mit beigedriicktem Kirchensie-

gel versehene Abschrift oder Ausfertigung eines

nach § 12 Absatz 2 Kirchbaugesetz zustande ge-

kommenen Beschlusses, der die Angaben nach §

35 Absatz 2 Nummer 1, 4 und 6 Kirchengemein-

deordnung enthalt und der

a) auf die Planungsunterlagen und

b) auf das zu diesem Zeitpunkt vorliegende Er-
gebnis der denkmalrechtlichen Abstimmung

Bezug nehmen muss,

die Bestandsdokumentation, die in der Regel
a) bei Bauwerken das Bestandsaufmal}, eine
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Fotodokumentation, eine Auflistung der
bauhistorischen Daten und gegebenenfalls
historische Pléane,

b) bei Kunst- und Ausstattungsgegenstanden
eine restauratorische Dokumentation des
Zustands, gegebenenfalls mit Untersuchung
der Fassungsfolgen,

umfasst,

die ausfuhrliche MaRnahmebeschreibung der
beabsichtigten Verénderung, erforderlichenfalls
auch mit differenzierten Angaben Uber zu ver-
wendende Materialien, gegebenenfalls Alterna-
tivangebote bei Einzelmalinahmen wie zum Bei-
spiel Fensteraustausch, Balkon- oder Fassaden-
sanierung,

in der Regel Zeichnungen, insbesondere Grund-
risse, Schnitte und Ansichten, in denen die beab-
sichtigten Veranderungen dargestellt werden und
sofern erforderlich, ein Lageplan, aus dem auch
die angrenzende Bebauung ersichtlich wird; in
den Planunterlagen sind der Abbruch gelb, der
Neubau oder zu erganzende Bauteile rot und
auszutauschende Bauteile blau darzustellen,

bei MalRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen
die Stellungnahme der bzw. des Glockensach-
verstandigen, die Auskunft tber den vorgefun-
denen Zustand der Anlage sowie die beabsichtig-
ten Veranderungen gibt, und
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6. bei MaBnahmen an Orgeln die Stellungnahme
der bzw. des Orgelsachverstdndigen, die Aus-
kunft Gber den vorgefundenen Zustand des In-
strumentes sowie die beabsichtigten Verande-
rungen gibt, bei Mallnahmen am Orgelprospekt
zudem eine restauratorische Befunduntersu-
chung.

(3) Das Landeskirchenamt hat den Eingang des
Antrags schriftlich zu bestétigen. Es prift inner-
halb eines Monats, ob der Antrag unvollstandig
ist oder formale Mangel aufweist. Die Frist kann
in begriindeten Ausnahmefallen einmalig seitens
des Landeskirchenamts um bis zu drei Wochen
verlangert werden. Es fordert die Antragstellerin
oder den Antragsteller innerhalb einer angemes-
senen Frist zur Behebung der Mangel auf. Diese
bzw. dieser kann eine Verlangerung der Frist
beantragen. Werden die Mangel nicht innerhalb
der gesetzten oder verlangerten Frist behoben,
gilt der Antrag als zurtickgezogen, ohne dass es
einer weiteren Erkladrung der Antragstellerin
oder des Antragstellers bedarf.

(4) In den Féllen von Absatz 2 Satz 5 Nummer 1
und 2 sind die Antragsunterlagen erst dann vom
Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiter-
zuleiten, wenn diese vollstandig und mangelfrei
sind. Sind die beim Landeskirchenamt einge-
reichten Unterlagen gleichwohl unvollstandig
oder mangelhaft, fordert das Landeskirchenamt

(2) Weitere Unterlagen kdnnen von der genehmigen-
den Stelle angefordert werden, wenn sie fur die Ent-
scheidungsfindung erforderlich sind.

(3) Fir MaBnahmen nach 8 7 Absatz 3 und 5 Kirch-
baugesetz sind die Unterlagen in zweifacher Ausfer-
tigung einzureichen.
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den Kirchenkreis auf, fur die Behebung der
Méngel innerhalb einer angemessenen Frist
Sorge zu tragen.

(5 Bei Mallinahmen an Glockenanlagen und
Orgeln ist dem Antrag auf denkmalrechtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des
beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstandi-
gen mit VVergabevorschlag beizufiigen.

(6) Nachtragliche wesentliche Anderungen der
denkmalrechtlich genehmigten Bau- und Gestal-
tungsmalRnahme bedirfen eines neuen Be-
schlusses nach Absatz 2 Satz 2 und einer erneu-
ten denkmalrechtlichen Abstimmung nach § 5.

(4) Sind nach erteilter denkmalrechtlicher Abstim-
mung und denkmalrechtlicher Genehmigung Ande-
rungen der Bau- und Gestaltungsmalinahme erforder-
lich, bedurfen diese einer erneuten denkmalrechtli-
chen Abstimmung und gegebenenfalls einer erneuten
Genehmigung nach den Absatzen 1 bis 3.

(7) Die denkmalrechtliche Genehmigung ersetzt
nicht die kirchenaufsichtliche Genehmigung.

(8) Grundsatzlich ist das denkmalrechtliche Ge-
nehmigungsverfahren vor Erteilung der kirchen-
aufsichtlichen Genehmigung durchzufthren.
Die Verfahren kdnnen auch parallel stattfinden.
Bei Bau- und GestaltungsmaBnahmen an
Denkmalen ist das Vorliegen einer denkmal-
rechtlichen Genehmigung Bedingung fir die
Erteilung einer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung nach § 8.
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(9) Zum Schutz des Denkmals oder zur Wah-
rung des tberwiegenden gesamtkirchlichen Inte-
resses kann die denkmalrechtliche Genehmi-
gung versagt werden. Die Versagung der denk-
malrechtlichen Genehmigung richtet sich im
Ubrigen nach den Bestimmungen der Denkmal-
schutzgesetze der jeweiligen Bundeslander.

(10) Far die rechtlich selbststandigen Dienste,
Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrage einbezogen
sind, Absédtze 1 bis 9 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustandige Vertretungsorgan
des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung stellt den jeweiligen An-
trag nach Absatz 2.

§13
Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

Die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12
gilt als erteilt, wenn das Landeskirchenamt nicht
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der
vollstandigen und mangelfreien Antragsunterla-
gen einen Bescheid erlassen hat (denkmalrecht-
liche Genehmigungsfiktion). Die Vorschriften
Uber die Bestandskraft von Verwaltungsakten
und uber das Rechtsbehelfsverfahren nach dem
Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland
(VVZG-EKD) gelten entsprechend. Nach Ein-
tritt der denkmalrechtlichen Genehmigungsfik-
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tion ist diese der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller auf gesonderten Antrag schriftlich zu
bescheinigen.

§13
Dokumentation

(1) Nach Durchfuhrung der Bau- und Gestaltungs-
malnahme ist diese zu dokumentieren; die Ausgaben
sind in einer Kostenfeststellung zu erfassen.

(2) Es soll die Mustervorlage fur Dokumentationen
des Landeskirchenamts verwendet werden. Werden
Bau- und GestaltungsmalRnahmen von dritter Seite
gefdrdert oder sind sie von ihr zu genehmigen, so
sind auch deren Anforderungen zu beachten. Je eine
Ausfertigung der Dokumentation verbleibt bei der
kirchlichen Korperschaft und beim Kirchenkreis so-
wie in den Féllen nach Artikel 26 Absétze 2 und 3
und Artikel 54 Absatz 1 und 2 der Verfassung beim
Landeskirchenamt. In den Fallen von Artikel 26 Ab-
satz 3 und Artikel 54 Absatz 2 der Verfassung ist
dem Landeskirchenamt eine weitere Ausfertigung zur
Weiterleitung an die jeweils zustandige Stelle der
staatlichen Denkmalpflege im Rahmen der Beteili-
gung nach 88 5 und 12 Kirchbaugesetz zur Verfu-
gung zu stellen. Die Dokumentationen fiir das Lan-
deskirchenamt und die jeweils zustandige Stelle der
staatlichen Denkmalpflege sind auf Anforderung des
Landeskirchenamtes dokumentenecht auszufertigen.
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(3) Das Landeskirchenamt kann insbesondere beli
Bau- und GestaltungsmaRnahmen, die durch restau-
ratorische Fachunternehmen durchgefiihrt und do-
kumentiert wurden, auf die Erfordernisse nach Ab-
satz 2 Satz 1 verzichten.

8§14
Bauvorhaben der Landeskirche

(1) Fur Bau- und Gestaltungsmanahmen an
kirchlichen Gebduden, die sich im Eigentum
oder in der Nutzung der Landeskirche befinden,
gilt Uber dieses Kirchengesetz hinaus das Ge-
bédudemanagementgesetz vom 16. Dezember
2015 (KABI. S. 60) in der jeweils geltenden
Fassung.

(2) Fir Bau- und GestaltungsmalRnahmen des
Gebdudemangements und Beschliisse des Aus-
schusses fur das Gebdudemanagement nach Ab-
satz 1 gelten § 4 Absatz 6 sowie § 7 Absatz 5
entsprechend.

§ 15
Einstellen der Arbeiten

(1) Werden grobe Verstolle gegen anerkannte
Regeln der Baukunst und Bautechnik oder ge-
gen genehmigte Planungen festgestellt oder
werden Tatsachen bekannt, durch die eine kon-
krete und unmittelbar bevorstehende Gefahr fir
das kirchliche Objekt der kirchlichen Korper-
schaft besteht, ist das Landeskirchenamt in den
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Fallen von 8 7 nach Artikel 106 Absatz 4
Nummer 4 der Verfassung in Verbindung mit §
84 Absatz 2 Nummer 5 Kirchengemeindeord-
nung befugt, einen Baustopp auszusprechen.
Die MaRnahme nach Satz 1 ist sofort vollzieh-
bar. Die an der MalRnahme Beteiligten sind un-
verzlglich durch das Landeskirchenamt zu un-
terrichten.

(2) Der Kirchenkreisrat ist in den Féllen nach §
7 nach Artikel 58 Absatz 3 der Verfassung in
Verbindung mit § 85 Absatz 2 Nummer 4 und §
91 Kirchengemeindeordnung zur Abwehr kon-
kreter und unmittelbarer Gefahren fur eine Kir-
chengemeinde ebenfalls befugt, das Einstellen
der Arbeiten anzuordnen; er hat dieses dem
Landeskirchenamt unverziglich anzuzeigen.
Die MaRnahme nach Satz 1 ist sofort vollzieh-
bar. Die an der MalRnahme Beteiligten sind un-
verziglich durch den Kirchenkreis zu unterrich-
ten.

§ 16
Malinahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

8§14
Malinahmen an Glocken- und Uhrenanlagen
(zu 8 16 Absatz 4 KBauG)

(1) Fur Kirchen und weitere zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmete Geb&dude sollen Glo-
cken als liturgische Ausstattungssticke zum
gottesdienstlichen Gebrauch eingebaut und ver-
wendet werden.
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(2) Eine Glockenanlage umfasst insbhesondere
die Glocke mit Kloppel, das Joch, den Glocken-
stuhl sowie die sie steuernden Anlagen. Glo-
ckenanlagen kdénnen auch durch Uhrenanlagen
gesteuert werden.

(3) Eine Uhrenanlage umfasst das mechanische
oder elektrische Uhrwerk, die Einhausung, das
Zeigerwerk und Zifferblatt sowie die mechani-
sche oder elektrische Steuerung des Glocken-
schlags.

(4) Maltnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen
sind insbesondere

1. der An- und Verkauf,

2. der Neu- und Umbau,

3. die Restaurierung und Instandsetzung und

(1) MalRnahmen an Glockenanlagen sind insbesonde-

re

1.

der Neubau; dies ist die Neuerstellung, entweder
als Erstausstattung oder als Ersatz einer abgan-
gigen Glocke oder von Teilen der Glockenanla-

ge,

der Umbau; dies ist jede Veranderung der Glo-
ckenanlage oder ihres Aufstellungsortes ein-
schliellich einer Erweiterung,

die Restaurierung, dies ist die Wiederherstellung
einer Glockenanlage oder von Teilen der Glo-
ckenanlage,

die Instandsetzung; dies ist die Reparatur, soweit
sie Uber die laufende Pflege hinausgeht,

der Abbau; dies ist die Vorbereitung zur Verau-
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4. der Abbruch.

Rerung sowie

6. der Abbruch; dies ist die Beseitigung einer
Glockenanlage .

(2) Zu Glockenanlagen im Sinne von § 16 Absatz 3
Kirchbaugesetz gehoren die sie steuernden Uhrenan-
lagen und Glockenspiele.

§17

Malinahmen an Orgeln

8§15
Malinahmen an Orgeln
(zu 8 17 Absatz 2 KBauG)

(1) Wo in Kirchen und den weiteren zum Zwe-
cke des Gottesdienstes gewidmeten Geb&uden
Pfeifenorgeln verwendet werden, gehéren zu
diesen Orgeln die Pfeifen, die Windversorgung,
der innere Spielapparat, das Geh&use und der

Prospekt.

(2) Malinahmen an Orgeln sind insbesondere

1. der An- und Verkauf,

2. der Neu- und Umbau,

MalRnahmen an Orgeln sind insbesondere

1. der Orgelneubau; dies ist die Neuerstellung, ent-
weder als Erstaufstellung oder als Ersatz fir eine
andere,

2. der Orgelumbau; dies ist jede Verénderung der
Orgel oder ihres Aufstellungsortes,
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3. die Restaurierung und Instandsetzung und

4. der Abbruch.

3. die Restaurierung; dies ist die Wiederherstellung

einer historisch wertvollen Orgel,

die Instandsetzung; dies ist die Reparatur, soweit
sie Uber die laufende Pflege hinausgeht,

der Abbruch; dies ist die VVorbereitung zur Ver-
aullerung bzw. die Verbringung an einen anderen
Ort (Abbau) bzw. die die Beseitigung.

(3) Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall
eine Orgelbaukommission zur Beratung und
Begleitung kirchlicher Kdorperschaften bei be-
sonderen OrgelbaumaBnahmen berufen.

§16
Orgelbaukommission
(zu 8 17 Absatz 3 KBauG)

(1) Durch das Landeskirchenamt kénnen Orgelbau-
kommissionen gebildet werden zur Beratung

1. der kirchlichen Kdrperschaften, der Orgelsachver-

stdndigen oder des Landeskirchenamts an Orgeln
von besonderer kunstlerischer oder denkmalpfle-
gerischer Bedeutung oder

. bei Streitigkeiten zwischen kirchlichen Korper-

schaften, Orgelsachverstandigen und Orgelbauun-
ternehmen.

(2) Der jeweils gebildeten Orgelbaukommission ge-
horen an:

zwei nicht mit dem Orgelbauvorhaben befasste
Orgelsachverstandige,
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2. die Landeskirchenmusikdirektorin bzw. der Lan-
deskirchenmusikdirektor,

3. eine zustandige Vertreterin oder ein zustandiger
Vertreter aus dem fur Kirchenmusik zustandigen
Dezernat des Landeskirchenamts,

4. eine zustandige Vertreterin oder ein zustandiger
Vertreter aus dem fiir Bauangelegenheiten zu-
stdndigen Dezernat des Landeskirchenamts und

5. die Kreiskantorin oder der Kreiskantor des Kir-
chenkreises, in dem die von der MalRnahme be-
troffene kirchliche Korperschaft liegt.

Das Landeskirchenamt kann weitere Personen, wie
zum Beispiel Vertreterinnen bzw. Vertreter der zu-
stdndigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege, zur
Beratung hinzuziehen.

(3) Das Landeskirchenamt beruft die Orgelbaukom-
mission ein und entscheidet tber Antrédge auf Einbe-
rufung seitens der kirchlichen Korperschaften, der
bzw. des Orgelsachverstdndigen oder der Landeskir-
chenmusikdirektorin bzw. des Landeskirchenmusik-
direktors.
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§18
Sachverstandige fur Glockenanlagen und
Orgeln

8§17
Bestellung von Glocken- und Orgelsachverstandi-
gen
(zu § 18 Absatz 1 KBauG)

(1) Neben der Bauberatung nach 8 4 findet bei
Bau- und Gestaltungsmalihahmen und sonstigen
Maltnahmen im Sinne dieses Kirchengesetzes
an Glockenanlagen sowie Orgeln eine Beratung
der kirchlichen Kdrperschaften durch vom Lan-
deskirchenamt bestellte Glocken- und Orgel-
sachverstandige statt. Die kirchlichen Korper-
schaften sind verpflichtet, die Beratung durch
Sachverstdndige nach Satz 1 in Anspruch zu
nehmen.

(1) Das Landeskirchenamt bestellt Glocken- und Or-
gelsachverstandige (Sachverstdndige) in der Regel
fur die Dauer von sechs Jahren. Eine erneute Bestel-
lung ist zulassig. Falls ein dringendes dienstliches
Interesse vorliegt, kann die Bestellung vor Ablauf der
Amtszeit widerrufen werden. Die Bestellung erfolgt
schriftlich. Bestellung und Widerruf der Bestellung
werden im Kirchlichen Amtsblatt der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland bekanntge-
macht. Das Landeskirchenamt fiuihrt die Liste der
Bestellungen.

(2) Als Sachverstdndige werden Personen bestellt,
die

1. Mitglied einer christlichen Kirche sind, die der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in
Deutschland oder einer regionalen Arbeitsge-
meinschaft Christlicher Kirchen auf dem Gebiet
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland angeschlossen ist oder der Vereini-
gung Evangelischer Freikirchen (Vollmitglied-
schaft) angehort,

2. die abgeschlossene Ausbildung zur oder zum
Glockensachverstandigen nach den Vorgaben
des Beratungsausschusses fur das Deutsche Glo-
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ckenwesen bzw. zur oder zum Orgelsachver-
stdndigen nach den Vorgaben des Verbands der
Orgelsachverstandigen  Deutschlands (VOD)
nachweisen oder eine vom Landeskirchenamt im
Einzelfall als gleichwertig anerkannte Qualifika-
tion erworben haben,

3. die Gewahr fur Unparteilichkeit und Unabhén-
gigkeit sowie fir die Einhaltung der Pflichten ei-
nes bestellten Sachverstandigen bieten uré

Das Landeskirchenamt kann nach Nummer 2 eine
anderweitige Qualifikation ganz oder zum Teil als
gleichwertig anerkennen, sofern die Gleichwertigkeit
mittels der eingereichten Unterlagen nachgewiesen
und die Landeskirchenmusikdirektorin bzw. der Lan-
deskirchenmusikdirektor vorher angehort wurde.

(3) Personen, die in einem Arbeits- oder Dienstver-
héltnis zu einer kirchlichen Korperschaft stehen,
werden als Sachverstdndige bestellt, wenn die Vo-
raussetzungen nach Absatz 2 erfillt sind und zusétz-
lich nachgewiesen wird, dass

1. ihr Anstellungsvertrag den Erfordernissen des
Absatzes 2 Nummer 3 nicht entgegensteht, und

2. Dienstpflichten aus dem Dienst- oder Arbeitsver-
héltnis nicht beeintrachtigt werden.
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(2) Die Sachverstandigen nach Absatz 1 erhal-
ten von den sie beauftragenden kirchlichen Kor-
perschaften fur ihre Leistungen Honorare. Die
Honorare sind durch feste Satze nach der Dauer
der Sachverstandigenleistung (Zeithonorar) oder
durch Rahmensatze (Pauschalhonorar) zu be-
stimmen.

(4) Sachverstandige missen eine Haftpflichtversiche-
rung in angemessener Hohe abschlieBen. Auf Ver-
langen des Landeskirchenamts ist das Bestehen einer
angemessenen Haftpflichtversicherung fiir Personen-
und Vermdogensschaden nachzuweisen. Vereinbarun-
gen uber Haftungsausschluss und Haftungsbegren-
zung sind unzul&ssig.

8§18
Beauftragung von Sachverstandigen
durch die Kirchlichen Kdrperschaften
(zu § 18 Absatz 1 KBauG)

(1) Die nach 8 17 Absatz 1 bestellten Sachverstandi-
gen stehen den kirchlichen Koérperschaften nach frei-
er Wahl zur Verfigung und werden von diesen
schriftlich im Rahmen eines Honorarvertrags nach
Absatz 2 beauftragt. 8 5 Absatz 2 gilt entsprechend. §
24 Absatz 2 Kirchbaugesetz bleibt unberihrt. Die
Sachverstéandigen informieren den Kirchenkreis und
das Landeskirchenamt schriftlich Uber die Beauftra-

gung.

(2) Sachkundige fir Uhren kdnnen bei Bedarf hinzu-
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gezogen werden. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die Honorarséatze fir Sachverstandigenleistungen
sind so zu bemessen, dass der Aufwand der bzw. des
Sachverstdndigen angemessene  Beriicksichtigung
findet. Die Hohe der Honorare (Honorarsatze) ergibt
sich aus dem ,,Honorarverzeichnis fir Glockensach-
verstandige” der Anlage 1 zu dieser Rechtsverord-
nung und aus dem ,,Honorarverzeichnis fir Orgel-
sachverstandige” der Anlage 2 zu dieser Rechtsver-
ordnung.

Die Hohe der Honorare ist vom Verordnungsgeber
regelmaiig auf ihre Angemessenheit zu Gberprifen.

(4) Werden im Zusammenhang mit den Sachverstan-
digenleistungen Auslagen notwendig, die nicht in das
Honorar einbezogen sind, hat die auftraggebende
kirchliche Korperschaft sie zu erstatten. Dies sind
insbesondere Postgebihren sowie Aufwendungen fir
Ausfertigungen, Abschriften und Auszlige.

(5) Notwendige Reisekosten der Sachverstédndigen
zuzlglich etwaiger anfallender Umsatzsteuer sind
von der auftraggebenden kirchlichen Korperschaft
nach der Reisekostenverordnung vom 10. Oktober
2018 (KABI. S. 410) in der jeweils geltenden Fassung
zu vergiten. Es werden keine Tagegelder gezahlt;
Mehraufwendungen fiir Verpflegung sind mit dem
Honorar nach Absatz 3 abgegolten.

(6) Die Versteuerung ist Angelegenheit der oder des
Sachversténdigen.
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§19
Beratung durch Sachverstéandige
(zu 88 16,17 und 18 KBauG)

(1) Die oder der Sachverstandige berat die kirchli-
chen Kdorperschaften bei Malinahmen an Glockenan-
lagen sowie bei MalRnahmen an Orgeln nach 8§ 16
und 17. Sie oder er fasst das jeweilige Ergebnis der
Beratung in einer gutachterlichen Stellungnahme
(insbesondere Bestandsaufnahme, Problemanalyse,
MaRnahmeplan) zusammen und leitet diese der auf-
traggebenden Kirchlichen Korperschaft sowie Uber
den jeweiligen Kirchenkreis dem Landeskirchenamt
zZu.

(2) Bei MalRnahmen an Orgeln sollen die Sachver-
stdndigen im Rahmen der Beratung auch die zustén-
digen Organistinnen bzw. Organisten und die Kir-
chenkreiskantorinnen bzw. -kantoren hinzuziehen.

(3) Beim Neubau oder der Erweiterung von Orgeln
ist vor der Ausschreibung eine Abstimmung mit dem
Landeskirchenamt durchzufiihren. Das Landeskir-
chenamt bindet im Bedarfsfall die zustandige Stelle
der staatlichen Denkmalpflege ein.

(4) Bei Malinahmen an Glockenanlagen bzw. an Or-
geln nach 88 16 und 17 erarbeitet die oder der Sach-
verstandige eine Ausschreibung, die von der auftrag-
gebenden kirchlichen Kérperschaft an geeignete Un-
ternehmen versandt wird. Die Kkirchliche Korper-
schaft trifft die Auswahl der Unternehmen nach Be-
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ratung durch die bzw. den Sachverstandigen. Bei
MaRnahmen an Glockenanlagen soll das Muster des
Beratungsausschusses des Deutschen Glockenwesens
verwandt werden.

(5) Die eingegangenen Angebote sind an die oder
den Sachverstandigen weiterzuleiten, die fur die auf-
traggebende kirchliche Kdrperschaft eine schriftliche
Stellungnahme mit Vergabevorschlag erarbeitet. Da-
nach beschlieR3t die kirchliche Kdrperschaft Gber die
Vergabe des Auftrags.

(6) Fur das weitere Verfahren gelten die 88§ 8 und 12
entsprechend. Das Unternehmen darf erst nach Vor-
liegen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung be-
auftragt werden.

(7) Die oder der Sachverstdndige uberwacht die
Durchfiihrung der MaRnahme an der Glockenanlage
bzw. an der Orgel. Neu hergestellte und reparierte
Glocken sind in der Regel im Werk zu priifen.

(8) Nach Abschluss der MalRnahme an der Glocken-
anlage bzw. an der Orgel muss die Prufung der MaR-
nahme an der Glockenanlage bzw. an der Orgel durch
die Sachverstandige oder den Sachverstandigen unter
Teilnahme einer Person aus dem jeweils zustandigen
Organ der auftraggebenden Korperschaft und des
beauftragten Unternehmens erfolgen. Die oder der
Sachverstandige fertigt eine Abnahmeempfehlung.
Die auftraggebende kirchliche Korperschaft leitet das
Abnahmeprotokoll tber den jeweiligen Kirchenkreis
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dem Landeskirchenamt zu.

(9) Die auftraggebende kirchliche Kérperschaft stellt
durch Beschluss fest, dass die Abnahme erfolgt ist.

8§19
Beirat fur Bau- und Kunstpflege

8§20
Beirat fur Bau- und Kunstpflege, Aufgaben
(zu § 19 KBauG)

Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall einen
Beirat fir Bau- und Kunstpflege zur Beratung
und Begleitung des Landeskirchenamts in Fra-
gen der Bau- und Kunstpflege berufen.

(1) Der Beirat fur Bau- und Kunstpflege hat die Auf-
gabe, das Landeskirchenamt im Rahmen seiner Zu-
stdndigkeit auf seine Anforderung hin zu begleiten
und kann Empfehlungen geben. Die Beratung erfolgt
insbesondere bei Bau- und Gestaltungsmalinahmen
an und in Kirchen sowie den weiteren zum Zwecke
des Gottesdienstes gewidmeten Geb&uden der kirch-
lichen Korperschaften.

(2) Dem Landeskirchenamt obliegt die Geschaftsfih-
rung eines Beirats fur Bau- und Kunstpflege nach
Absatz 1. Es l&dt zu den Sitzungen ein.

(3) Die Mitglieder eines Beirats fiir Bau- und Kunst-
pflege erhalten auf Antrag anlésslich der Teilnahme
an Sitzungen und Besichtigungen vom Landeskir-
chenamt Ersatz ihrer notwendigen Reisekosten nach
der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 2018 (KABI.
S. 410) in der jeweils geltenden Fassung.
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8§20
Gebaude- und Raumnutzungsplan, Gebau-
destrukturpléane

8§21
Gebéaude- und Raumnutzungsplan, Gebau-
destrukturplane
(zu § 20 KBauG)

(1) Far alle kirchlichen Geb&ude soll von der
jeweiligen kirchlichen Korperschaft ein Gebdu-
de- und Raumnutzungsplan erstellt und gepflegt
werden. Dieser soll darstellen, welcher Raum in
welchem Zeitraum wie genutzt wird und die
kirchlichen Korperschaften in die Lage verset-
zen, nachhaltige Nutzungskonzeptionen zu ent-
wickeln.

(1) Der Gebéude- und Raumnutzungsplan soll dar-
stellen, welcher Raum in welchem Zeitraum wie ge-
nutzt wird. Er soll die kirchlichen Kdrperschaften in
die Lage versetzen, die Auslastung ihrer Gebdude zu
erkennen und deren Nutzung zu optimieren. Er dient
im Rahmen der Bauberatung nach § 4 Kirchbaugesetz
der Bedarfsermittlung bei Neu- und Umplanungen
sowie bei der Planung energetischer MaRnahmen.

(2) Hinsichtlich der Geb&udestrukturpléne findet
8 6 Absatz 4 des Klimaschutzgesetzes vom 31.
Oktober 2015 (KABI. S. 426, 2016 S. 102) in
der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

(2) Gebaudestrukturplane nach § 6 Absatz 4 des Kli-
maschutzgesetzes vom 31. Oktober 2015 (KABI. S.
426, 2016 S. 102) in der jeweils geltenden Fassung
ermdglichen den kirchlichen Kérperschaften sowohl
eine gemeindebezogene als auch regionale Bedarfs-
planung fur kirchlich genutzte Geb&ude und die Fest-
legung von Nutzungsprioritdten. Die Gebdudestruk-
turplane sollen dem Landeskirchenamt zur Kenntnis
gegeben werden.

(3) Soll ein kirchliches Gebaude bis auf weiteres
nicht mehr genutzt werden, muss dies durch Be-
schluss der zustédndigen kirchlichen Korperschaft
festgestellt werden. Der Beschluss ist dem Kirchen-
kreis zur Kenntnis zu geben, in den Féllen, in denen
es sich um eine Kirche, ein zum Zwecke des Gottes-
dienstes gewidmetes Geb&ude oder ein Denkmal han-
delt, auch dem Landeskirchenamt. Die Kkirchliche
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Korperschaft nach Satz 1 bleibt bis zu einer etwaigen
Wiederaufnahme der Nutzung oder bis zu einer Auf-
gabe des Eigentums an dem Geb&ude weiterhin fir
die Bestandssicherung des Gebaudes und fur die Ver-
kehrssicherheit verantwortlich.

8§21
Besondere Anforderungen an kirchliches
Bauen

§6
Grundsatze der Vergabe
(zu 8§ 21 Absatz 3 KBauG)

(1) Bei allen Bau- und Gestaltungsmalinahmen
und sonstigen MaRnahmen im Sinne dieses Kir-
chengesetzes sowie beim Betrieb Kirchlicher
Gebdaude ist auf Barrierefreiheit und Umwelt-
schutz einschliellich Klimaschutz, Energieeffi-
zienz und Nachhaltigkeit sowie die einschlagi-
gen Vorschriften des Denkmal-, Umwelt-, Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes zu achten.

(2) Kirchliche Kdarperschaften sollen sich als
Tréager offentlicher Belange an der kommunalen
Bauleitplanung beteiligen, um rechtzeitig kirch-
liche Interessen und Erfordernisse in die Pla-
nungen einzubringen.

(3) Bau- und Planungsleistungen sind im Wett-
bewerb oder im Wege transparenter Verfahren
zu vergeben. Dabei sind die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und der VerhaltnisméaRigkeit
zu wahren. Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an Vergabeverfahren sind gleich zu behan-
deln, es sei denn, eine Ungleichbehandlung ist

(1) Bei Auftragen fir Bauleistungen bis zu einer
Wertgrenze von 10 000 Euro ist ein Angebot von
mindestens einer Fachfirma einzuholen. Oberhalb
einer Wertgrenze von 10 000 Euro und unterhalb
einer Wertgrenze von 30 000 Euro sollen mindestens
drei Angebote von Fachfirmen eingeholt werden.
Oberhalb einer Wertgrenze von 30 000 Euro soll eine

Fur die Wertgrenzenregelungen sollen
fur die konkrete Befassung der Kirchen-
leitung Exkulpationsmdglichkeiten vor-
geschlagen werden.
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aufgrund dieses Gesetzes ausdriicklich geboten
oder gestattet. Bei der Vergabe sollen insbeson-
dere Aspekte der Qualitat, der Okologie und der
Innovation berlcksichtigt werden.

beschrankte Ausschreibung durchgefuhrt werden.
Die Wertgrenzen gelten jeweils einschlielich Um-
satzsteuer.

(2) Um vergleichbare Angebote nach Absatz 1 Satz 3
zu erhalten, sind Bauleistungen in einem Leistungs-
verzeichnis eindeutig und erschopfend zu beschrei-
ben. Das Leistungsverzeichnis ist mit der Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe an die Unternehmen zu
ubersenden.

(3) Freiberufliche Planungsleistungen kénnen bis zu
einer Wertgrenze von 50 000 Euro freihandig verge-
ben werden. Oberhalb einer Wertgrenze von 50 000
Euro soll ein VVergabeverfahren durchgefihrt werden.
Die Wertgrenzen gelten jeweils ohne Umsatzsteuer.

(4) Je nach Aufgabenstellung kénnen auch Leistun-
gen von Restauratorinnen und Restauratoren oder
MaRnahmen des Glocken- und Orgelwesens den Re-
gelungen nach Absatz 1 und 2 unterliegen.

(5) In der Regel sollen nicht nur ortsansassige freibe-
ruflich Tatige oder ortsanséssige Unternehmen aufge-
fordert werden.

(6) Bei Neu- und Umbau und gestalterischer Veran-
derung im Sinne von § 2 Absatz 3 bis 5 von Kirchen
sowie zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten
Gebauden ist unabh&ngig von einer Wertgrenze
grundsatzlich ein Planungswettbewerb durchzufiih-
ren. Bei MaRnahmen nach Satz 1 an anderen Kirchli-
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chen Gebduden oberhalb einer Wertgrenze von 1
Million Euro anrechenbarer Kosten nach der Honora-
rordnung flr Architekten und Ingenieure vom 10.
Juli 2013 (BGBI. I S. 2276) in der jeweils geltenden
Fassung ist grundsatzlich ein Wettbewerb durchzu-
fuhren. Die Wertgrenze gilt ohne Umsatzsteuer.
Ausnahmsweise konnen im Einzelfall andere Verga-
beverfahren, wie insbesondere eine Mehrfachbeauf-
tragung, Anwendung finden. Ein Verzicht auf ein
Vergabeverfahren ist nur zuléssig, wenn die Durch-
fuhrung eines Wettbewerbs aufgrund von Umstéan-
den, die nicht durch eine kirchliche Kérperschaft zu
vertreten sind, ein Bauvorhaben unbillig behindert
und eine stadtebaulich, architektonisch, konstruktiv
und kinstlerisch angemessene Leistung zur Erfullung
des kirchlichen Auftrags auf anderem Wege erreicht
werden kann. Uber Ausnahmen von Satz 1 entschei-
det im Einzelfall das Landeskirchenamt, im Ubrigen
die genehmigende Stelle.

(7) Bei MaBnahmen der bildenden Kunst sollen
Knstlerwettbewerbe durchgefiihrt werden. Uber
Ausnahmen entscheidet das Landeskirchenamt.

(8) Bei geforderten Bau- und Gestaltungsmalinahmen
sind die jeweiligen Forderbedingungen und Vergabe-
vorschriften der Zuwendungsgeber einzuhalten.
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8§22
Besondere Anforderungen an energieeffizientes
Bauen
(zu 8 21 Absatz 1 KBauG)

(1) Bei allen Bau- und Gestaltungsmanahmen kirch-
licher Korperschaften an ihren Objekten sind die
Bestimmungen des Klimaschutzgesetzes zu beachten.

(2) Das Raumklima in Kirchen muss zum Schutz des
Gebaudes und seiner Ausstattung besondere Anfor-
derungen erflllen. Dies ist beim Betrieb und bei der
Planung von Heizungs- und Luftungsanlagen beson-
ders zu bericksichtigen.

8§23
Arbeits- und Gesundheitsschutz, Teilhabeforde-
rung
(zu 8 21 Absatz 1 KBauG)

(1) Bei allen Bau- und Gestaltungsmalinahmen sind
neben den staatlichen Rechtsvorschriften auch das
Vorschriften- und Regelwerk der Unfallversiche-
rungstrdger sowie der Stand der arbeitssicherheits-
technischen und der arbeitsmedizinischen Erkennt-
nisse einzuhalten bzw. zu bertcksichtigen.

(2) Sofern bei Bau- und Gestaltungsmalinahmen ar-
beitssicherheitstechnische bzw. arbeitsmedizinische
Aspekte beruhrt werden, sind die von der jeweiligen
kirchlichen Korperschaft beauftragte Orts- oder
Fachkraft fir Arbeitssicherheit sowie die zustindige

Vorschlag Teilhabeausschuss:

§ 23 soll (durch einen neuen Absatz 3)
erganzt werden, damit der Grundgedan-
ke der vollen gesellschaftlichen Teilhabe
Berlicksichtigung findet (vgl. Bundes-
teilhabegesetz; Art. 12 Verfassung)
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Betriebsarztin bzw. der zustidndige Betriebsarzt zu
beteiligen.

(3) Bei allen Bau- und GestaltungsmaRnahmen ist
darauf zu achten, dass der Grundgedanke der vollen
gesellschaftlichen Teilhabe berucksichtigt wird.

8§24
Bauleitplanung
(zu § 21 Absatz 2 KBauG)

Wird eine Kirchengemeinde als Trager offentlicher
Belange im Rahmen einer Bauleitplanung beteiligt,
so wendet sie sich unverzuglich zur Beratung an den
Kirchenkreis; sind Kirchen, weitere zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmete Gebdude oder Denkmale
betroffen, informiert dieser unverziglich das Lan-
deskirchenamt. Wird der Kirchenkreis als Trager
offentlicher Belange im Sinne von Satz 1 beteiligt,
informiert er das Landeskirchenamt.

§ 22
Verordnungsermachtigungen

Die Kirchenleitung wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung insbesondere nédhere Best-
immungen

1. zum Begriff der Bau-und Denkmalpflege,
Kunstpflege (8§ 3),
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zu Inhalt und Verfahren der Bauberatung (8
4),

zu Inhalt und Verfahren der denkmalrechtli-
chen Abstimmung (§ 5),

iiber wesentliche Anderungen nach § 6 Ab-
satz 2 sowie § 8 Absatz 9,

zum kirchenaufsichtlichen Genehmigungs-
verfahren und zur Genehmigungserteilung
nach § 7 Absatz 1, 2 und 4 und § 8, inshe-
sondere zu den mit dem Antrag auf kirchen-
aufsichtliche Genehmigung einzureichenden
Unterlagen, zum Stellungnahmeverfahren,
zur kirchenaufsichtlichen Genehmigungs-
fiktion nach § 9, zur Ubertragung der Zu-
standigkeit fur die Erteilung der kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung nach § 10 sowie
zum Verzicht auf das Erfordernis der Kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung nach § 11,

zum denkmalrechtlichen Genehmigungsver-
fahren und zur Genehmigungserteilung nach
§ 7 Absatz 3 und 5 und § 12, inshesondere
zu den mit dem Antrag auf denkmalrechtli-
che Genehmigung einzureichenden Unter-
lagen sowie zur denkmalrechtlichen Ge-
nehmigungsfiktion nach § 13,

zu MaBnahmen an Glocken- und Uhrenan-
lagen und an Orgeln, insbesondere zur Be-
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10.

11.

stellung, Beauftragung und den Leistungen
von Glocken- und Orgelsachverstandigen
sowie zu Honoraren und Auslagen nach §8
16 bis 18,

Uber die Zusammensetzung, die Berufung
und die Aufgaben von Orgelbaukommissio-
nen nach 8 17 Absatz 4,

Uber den Beirat fir Bau- und Kunstpflege (8
19 Absatz 2), insbesondere Uber dessen Zu-
sammensetzung, die Berufung und die Auf-
gaben,

zur Erstellung und Pflege von Geb&udenut-
zungsplanen und Gebaudestrukturplanen (8§
20) sowie

zu besonderen Anforderungen an Kkirchli-
ches Bauen, insbesondere zu Grundsétzen
der Vergabe von Bau- und Planungsleistun-
gen (8 21).

durch Rechtsverordnungen zu treffen.

§25
Verwaltungsvorschriften

Das Landeskirchenamt erl&sst im Interesse einer ein-
heitlichen Handhabung der Bauverwaltung gemaR
Artikel 107 Absatz 2 Nummer 2 der Verfassung die
zur Durchfiihrung dieser Rechtsverordnung erforder-
lichen Verwaltungsvorschriften.
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) 8§23
Ubergangsvorschriften

(1) Bau- und GestaltungsmaRnahmen und sons-
tige Mallnahmen im Sinne dieses Kirchengeset-
zes an kirchlichen Objekten, die vor Inkrafttre-
ten des Kirchengesetzes kirchenaufsichtlich und
denkmalrechtlich genehmigt wurden, werden
auf der Grundlage der bisher geltenden Rege-
lungen beendet.

(2) Die nach bisherigem Recht erteilten Bestel-
lungen und Beauftragungen im Sinne von § 18
gelten einschlieBlich der Modalitaten ihrer Té&-
tigkeiten fir die bei der Bestellung und Beauf-
tragung festgelegte Dauer fort.

8§24
Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

826
Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

(1) & 23 tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

(1) Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Juli 2020 in

(2) Im Ubrigen tritt dieses Kirchengesetz am 1.
Juli 2020 in Kraft. Gleichzeitig treten aulRer
Kraft:

1. Kirchengesetz vom 16. November 2002
Uber das Bauen in der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs —
Kirchbaugesetz — (KBauG) ( KABI 2003 S.

Kraft.
(2) Gleichzeitig treten folgende Bestimmungen aulRer
Kraft:
1. Ausfihrungsbestimmungen der Kirchenleitung

zum Bauen in der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs (Kirchliche Bauver-
ordnung - KBVO ) vom 12. April 2003 (KABI S.
50), geéndert durch Rechtsverordnung vom 3.
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5),

Baugesetz der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche (Kirchbaugesetz -
KBauG) vom 9. Juni 2009 (GVOBI. S.
215),

Kirchengesetz fir die Erhaltung, die Pflege
und den Schutz des kirchlichen Kunst- und
Kulturgutes der Pommerschen Evangeli-
schen Kirche vom 4. November 1979 (ABI.
S. 105),

8 2 Absatz 3 des Kirchengesetzes tber die
Ubernahme der Verwaltung fir die Kir-
chengemeinden und Kirchenkreise durch
das Konsistorium der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der
Kirchenordnung der Pommerschen Evange-
lischen Kirche vom 28. August 2004 (ABI.
S. 55) und

8 1 Nummer 5 und 6 der Durchfiihrungsbe-
stimmungen zum Kirchengesetz (ber die
Ubernahme der Verwaltung fir die Kir-
chengemeinden und Kirchenkreise durch
das Konsistorium der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der
Kirchenordnung der Pommerschen Evange-
lischen Kirche vom 17. Dezember 2004
(ABI. S. 88).

Marz 2012 (KABI S. 158),

Baurechtsverordnung der Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche (Kirchbaurechtsver-
ordnung - KBauVO) vom 12. Januar 2010
(GVOBI. S. 31), die durch Rechtsverordnung
vom 12. April 2018 (KABI. S. 206) geéndert
worden ist,

Richtlinien fur den Orgelbau und die Orgelpflege
im Bereich der Evangelischen Kirche der Union
vom 11. Juni 1963 (ABI. EKD S. 480) fir das
Gebiet des Pommerschen Evangelischen Kir-
chenkreises,

Ordnung fir die Durchfuhrung von Orgelbau-
vorhaben in der Pommerschen Evangelischen
Kirche vom 4. August 1994 (ABI. S. 138),

Ordnung fir die finanzielle Beteiligung von Ge-
meinden fir Leistungen des Orgelsachverstandi-
gen in der Fachberatung bei Orgelbauvorhaben in
der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 1.
Januar 2006 (ABI. S. 16),

Erste Durchfihrungsbestimmung zur KBVO (1.
DBKBVO) Richtlinien fur die Vergabe von Bau-
leistungen an und in kirchlichen Gebduden und
Rdaumen - Vergaberichtlinien - (VergRL) vom 2.
Mérz 2004 (KABI S. 18) der ehemaligen Evan-
gelisch-Lutherischen  Landeskirche Mecklen-
burgs,
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Zu diesem Zeitpunkt endet auch die Anwendung
von 88 38 bis 44 und 46 bis 59 der Verordnung
fur die Vermogens- und Finanzverwaltung der
Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Kirchli-
chen Verbande in der Evangelischen Kirche der
Union (Kirchliche Verwaltungsordnung — VwO)
vom 1. Juli 1998 (ABI. EKD 1999 S. 137), die
durch Verordnung vom 6. Juni 2001 (ABI. EKD
S. 379) geédndert worden ist, fir das Gebiet des
Pommerschen Evangelischen Kirchenkreises.

10.

11.

Bauvorhaben der Kirchgemeinden (Eine Hand-
reichung) vom 14. April 2003 (KABI. S. 57) der
ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Landes-
kirche Mecklenburgs,

Musterdienstbeschreibung fiir die Baubeauftrag-
ten in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir-
che Mecklenburgs vom 18. Mai 1993 (KABI. S.
97),

Mustergeschéaftsordnung fir die Baukonferenz
vom 15. Juni 2000 (KABI 1993 S. 80) der ehe-
maligen Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
Mecklenburgs,

Verwaltungsvorschrift tber die Honorierung von
Leistungen der Orgelsachverstdndigen in der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche vom 2. Mai
2012 (GVOBI. S. 262) und

Richtlinie tber die Honorierung von Leistungen
der Glockensachverstandigen in der Nordelbi-
schen Ev.-Luth. Kirche (Honorarrichtlinie Glo-
ckensachverstandige) vom 22. Juli 1997
(GVOBI. S. 142), die zuletzt durch Richtlinie
vom 11. Juli 2003 (GVOBI. S. 158) und durch
Bekanntmachung vom 25. August 2008
(GVOBI. S. 265) geandert worden ist.
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2. Lesung auf der Tagung der Landessynode am 29.02.2020

Anlage 1a

Entwurf
Kirchengesetz Uiber das Bauen
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
(Kirchbaugesetz — KBauG)
Vom

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Inhaltstibersicht

81  Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

82  Kirchliche Objekte

83 Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

§4  Bauberatung

85  Denkmalrechtliche Abstimmung

86  Kosten- und Finanzierungsplane

87  Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschliisse und denkmalrechtlich
genehmigungspflichtige Bau- und GestaltungsmalRnahmen

88  Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

89  Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion

§ 10 Ubertragung der Zustandigkeit fur die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung

811 Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung

812 Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

§ 13 Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

8 14 Bauvorhaben der Landeskirche

§ 15 Einstellen der Arbeiten

8§16 Malnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

8 17 Malnahmen an Orgeln

8 18 Sachversténdige fur Glockenanlagen und Orgeln
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820 Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen

821 Verordnungsermachtigungen

§ 22 Ubergangsvorschriften

§ 23 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

81
Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich

(1) Kirchliche Bautatigkeit dient dem einen Auftrag, die Gemeinde Jesu Christi um Wort und
Sakrament zu sammeln. Sie soll dem kirchlichen Leben dienen und daftir 6ffentliche Raume
schaffen und erhalten, in denen Gemeinde sich entwickeln, erneuern und wachsen kann. Mit
der Pflege ihrer kirchlichen Denkmale und deren Kunst- und Ausstattungsgegensténde leistet
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die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland ihren Beitrag zur gesamtgesellschaft-
lichen Verpflichtung, diese grundsétzlich der Allgemeinheit zugénglich zu machen und fiir
zukunftige Generationen zu erhalten.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt fiir die kirchlichen Korperschaften nach Artikel 4 Absatz 1 der
Verfassung, ihre rechtlich unselbststandigen Dienste, Werke und Einrichtungen und &rtliche
Kirchen nach Teil 4 § 56 des Einflihrungsgesetzes (im Folgenden: Kirchengemeindeordnung)
vom 7. Januar 2012 (KABI. S. 30, 127, 234), das zuletzt durch das Kirchengesetz vom 15.
Dezember 2017 (KABI. S. 553) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Kirch-
liche Korperschaften im Sinne dieses Kirchengesetzes sind Kirchengemeinden, értliche Kir-
chen und Kirchengemeindeverbande (nachfolgend Kirchengemeinde genannt), die Kirchen-
kreise und Kirchenkreisverbénde (nachfolgende Kirchenkreis genannt) sowie die Landeskir-
che.

(3) Es ist Aufgabe jeder kirchlichen Korperschaft, fur die Beschaffung und Unterhaltung der
Gebdude und Raume sowie der Kunst- und Ausstattungsgegenstande Sorge zu tragen, die zur
Erflllung des kirchlichen Auftrages erforderlich sind. Dieses Kirchengesetz gilt daher fiir alle
MaBnahmen im Bereich der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege (Bau- und Gestaltungsmaf3-
nahmen) an kirchlichen Objekten.

§2
Kirchliche Objekte

(1) Zu den kirchlichen Objekten gehdren Gebdude und Gebéudeteile, Freianlagen sowie
Kunst- und Ausstattungsgegenstande, die im Eigentum einer kirchlichen Koérperschaft stehen
oder an denen zu Gunsten einer kirchlichen Kérperschaft ein Nutzungsrecht eingerdumt ist,
wenn durch die zugrundeliegenden Vertrdge Aufgaben der Bau-, Kunst- und Denkmalpflege
Ubertragen worden sind. Zu den kirchlichen Objekten gehdren auch Glockenanlagen und Or-
geln. Zu den Freianlagen gehdren insbesondere Kirchhofe, Pfarrhéfe und Friedhofe.

(2) Kunst- und Ausstattungsgegenstande sind bewegliche und unbewegliche Sachen von be-
sonderem Wert, insbesondere von liturgischer, sakraler, wissenschaftlicher, geschichtlicher
oder kinstlerischer Bedeutung. Hierzu zéhlen auch Raumfassungen sowie Wand- und De-
ckenmalereien.

§3
Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege

(1) Baupflege umfasst inshesondere die laufende Uberwachung und regelmaRige Gebaudezu-
standsbegehung, die Bauunterhaltung, die Instandsetzung, die bauliche oder gestalterische
Verénderung, den Umbau, den Neubau sowie den Abbruch von kirchlichen Objekten und
deren technischer Ausristung.

(2) Denkmalpflege umfasst die Bau- und Kunstpflege im Zusammenhang mit den sich aus
den Denkmalschutzgesetzen der jeweiligen Bundeslander ergebenden Aufgaben an Kirchli-
chen Denkmalen.

(3) Kunstpflege umfasst die pflegliche Behandlung von kirchlichen Kunst- und Ausstattungs-
gegensténden.
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84
Bauberatung

(1) Bauberatung ist die sach- und fachkundige Beratung und Begleitung kirchlicher Kérper-
schaften bei Bau- und GestaltungsmalRnahmen an kirchlichen Objekten. Sie ist hinsichtlich
der kirchlichen Objekte der Kirchengemeinden und Kirchenkreise grundsatzlich Aufgabe des
Kirchenkreises und umfasst die Begleitung bei der Bau- und Kunstpflege sowie bei der Pla-
nung und Durchfiihrung von Bau- und GestaltungsmaBnahmen. Denkmalpflegerische Aspekte
sind dabei zu berlicksichtigen. Aufgabe der Bauberatung ist es auch, sofern die Bau- und Ge-
staltungsmalinahme zu ihrer Durchfiihrung eines Beschlusses bedarf, der kirchenaufsichtlich
zu genehmigen ist, den Beschluss zur Genehmigungsreife zu bringen und seine ordnungsge-
méRe Durchfihrung zu unterstitzen.

(2) Die Bauberatung durch den Kirchenkreis umfasst insbesondere architektonische, bautech-

nische, energetische, kiinstlerische, wirtschaftliche, vertragliche, teilhabefordernde und nut-

zungshedingte Aspekte bei Bau- und GestaltungsmalRnahmen unter Beachtung des gesamt-
kirchlichen Interesses. Das Landeskirchenamt kann um unterstiitzende Beratung gebeten wer-
den.

(3) Stellt der Kirchenkreis fest, dass es sich um eine Bau- und GestaltungsmalRnahme handelt,
fir die der Beschluss durch das Landeskirchenamt kirchenaufsichtlich zu genehmigen ist,
informiert er das Landeskirchenamt. Die Bauberatung durch das Landeskirchenamt erfolgt,
wenn und soweit liturgische Belange oder das gesamtkirchliche Interesse bei Bau- und Ge-
staltungsmalinahmen beriihrt sind.

(4) Vor jeder Planung und Durchfiihrung von Bau- und GestaltungsmalBnahmen an Kirchli-
chen Objekten der Kirchengemeinden nehmen diese die Bauberatung des Kirchenkreises in
Anspruch. Diese erste Bauberatung dient der Klarung der Aufgabenstellung. Sie hat auch die
Sinnhaftigkeit und die Erfolgsaussichten der Planung zu bewerten.

(5) Die Aufgaben im Rahmen der Bauberatung des Kirchenkreises gegeniber den Kirchen-
gemeinden erstrecken sich grundsétzlich auf Kirchen, Kapellen, Pastorate, Pfarrhduser, Ge-
meindehduser, Kindertagesstatten, Friedhofsgebdude und Denkmale sowie auf alle Gebaude
der ortlichen Kirchen.

(6) Fur die Kirchenkreise erfolgt die Bauberatung an Kirchen und weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten Gebduden des Kirchenkreises hinsichtlich der Beriicksichtigung
liturgischer Belange und der Wahrung des gesamtkirchlichen Interesses durch das Landeskir-
chenamt. Geht der Kirchenkreis davon aus, dass liturgische Belange oder das gesamtkirchli-
che Interesse beriihrt sein kénnen, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung. Der Kirchen-
kreis kann vor jeder Planung und Durchfiihrung von Bau- und Gestaltungsmanahmen die
Beratung des Landeskirchenamts in Anspruch nehmen.

(7) Ist im Rahmen der Bauberatung eine genehmigungspflichtige Planung zu erarbeiten, so
fasst das zustédndige Vertretungsorgan der kirchlichen Kérperschaft, sofern der Kirchenkreis
die Bau- und Gestaltungsmalinahme fiir genehmigungsreif hélt, den Beschluss zur Realisie-
rung der Bau- und GestaltungsmaRBnahme (Baubeschluss), der auf die Planungsunterlagen und
das zu diesem Zeitpunkt vorliegende Ergebnis der Bauberatung Bezug nehmen muss und be-
antragt die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8.
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85
Denkmalrechtliche Abstimmung

(1) Die denkmalrechtliche Abstimmung ist die sach- und fachkundige denkmalpflegerische
Beratung und Begleitung bei der Planung und Durchfiihrung von Bau- und GestaltungsmaR-
nahmen an Denkmalen und die in den jeweiligen Staatskirchenvertrdgen vorgesehene Einbin-
dung der zustdndigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege. Sie ergénzt die Bauberatung
nach § 4 und dient dazu, den reibungslosen Ablauf des denkmalrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens zu unterstltzen. Die denkmalrechtliche Abstimmung ist Aufgabe des Landeskir-
chenamts.

(2) Der Kirchenkreis informiert das Landeskirchenamt rechtzeitig Gber Bau- und Gestal-
tungsmaBnahmen der Kirchengemeinde bzw. des Kirchenkreises an Denkmalen und beantragt
formlos fiir diese die denkmalrechtliche Abstimmung. Die denkmalrechtliche Abstimmung
kann im Vorwege der denkmalrechtlichen Genehmigung oder erst mit der Antragstellung
nach § 12 erfolgen.

(3) Im Rahmen der denkmalrechtlichen Abstimmung ist durch die Antragstellerin oder den
Antragsteller eine genehmigungsreife Planung zu erarbeiten. Auf dieser Grundlage beantragt
die kirchliche Korperschaft die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12; der Antrag muss
auf die Planungsunterlagen Bezug nehmen. Fir Bau- und GestaltungsmalRnahmen der Lan-
deskirche gelten Absatz 2 sowie Satz 1 und 2 dieses Absatzes entsprechend.

(4) Fur die rechtlich selbststandigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrége einbezogen sind, Absétze 1 bis 3 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustandige Vertretungsorgan des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung informiert das Landeskirchenamt rechtzeitig tber entsprechende Bau-
und GestaltungsmalBnahmen und beantragt formlos fir dieses die denkmalrechtliche Abstim-
mung.

§6
Kosten- und Finanzierungsplane

(1) Die Gesamtkosten der Bau- und Gestaltungsmalinahme sind grindlich zu ermitteln. Ein
Kosten- und Finanzierungsplan ist zu beschlieBen. Die insbesondere nach Artikel 26 Absatz 1
Nummer 7 und 11 der Verfassung erforderlichen Genehmigungen des Kirchenkreises sind
einzuholen.

(2) Nachtragliche wesentliche Anderungen des Kosten- und Finanzierungsplans bediirfen ei-
nes neuen Beschlusses. Die insbesondere nach Artikel 26 Absatz 1 Nummer 7 und 11 der
Verfassung erforderlichen Genehmigungen des Kirchenkreises sind einzuholen.

87
Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschlisse und
denkmalrechtlich genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmalinahmen

(1) Beschlusse des Kirchengemeinderats tUber Bau- und Gestaltungsmafinahmen bedirfen der
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kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Kirchenkreises in folgenden Angelegenheiten:

1. auBerordentliche und den Bestand verdndernde Nutzung des Vermdgens sowie Verwen-
dung kirchlicher Mittel zu anderen als bestimmungsgemé&Ren Zwecken gemal Artikel 26
Absatz 1 Nummer 7 der Verfassung sowie

2. Bau- und GestaltungsmalRnahmen, wenn sie nicht nach Artikel 26 Absatz 2 der Verfas-
sung zu genehmigen sind, gemaR Artikel 26 Absatz 1 Nummer 9 der Verfassung.

(2) Beschliisse des Kirchengemeinderats bedirfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
des Landeskirchenamts in folgenden Angelegenheiten:

1. Bau- und Gestaltungsmafnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebduden der Kirchengemeinde gemaR
Acrtikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der Verfassung,

2. Glocken- und OrgelbaumaBnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebduden der Kirchengemeinde geméR
Acrtikel 26 Absatz 2 Nummer 3 der Verfassung,

3. Erwerb, VerduRerung, Ausleihe und Veranderung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
standen von besonderem Wert geméaR Artikel 26 Absatz 2 Nummer 4 der Verfassung.

(3) Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkmalen der Kirchengemeinde bedirfen nach
Avrtikel 26 Absatz 3 der Verfassung der denkmalrechtlichen Genehmigung durch das Landes-
kirchenamt oder der zustdndigen Stelle der staatlichen Denkmalpflege nach MaRgabe der
Bestimmungen der Staatskirchenvertrage und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bun-
deslénder.

(4) Beschlusse des Kirchenkreisrats bedirfen der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des
Landeskirchenamts in folgenden Angelegenheiten:

1. Bau- und Gestaltungsmafnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Geb&uden des Kirchenkreises geméaR Ar-
tikel 54 Absatz 1 Nummer 2 der Verfassung,

2. Glocken- und OrgelbaumaRnahmen an und in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des
Gottesdienstes gewidmeten und zu widmenden Gebduden des Kirchenkreises gemal Ar-
tikel 54 Absatz 1 Nummer 3 der Verfassung,

3. Erwerb, VerduRerung, Ausleihe und Verédnderung von Kunst- und Ausstattungsgegen-
stdnden des Kirchenkreises von besonderem Wert gemal Artikel 54 Absatz 1 Nummer 4
der Verfassung.

(5) Bau- und Gestaltungsmainahmen an Denkmalen des Kirchenkreises bedirfen nach Arti-
kel 54 Absatz 2 der Verfassung der denkmalrechtlichen Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt oder der zustandigen Stelle der staatlichen Denkmalpflege nach MaRgabe der Best-
immungen der Staatskirchenvertrdge und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundes-
lander.



88
Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren

(1) Das kirchenaufsichtliche Genehmigungsverfahren dient der Sicherstellung der Rechtmé-
Rigkeit von Bau- und GestaltungsmalBnahmen sowie insbesondere der Wahrung des gesamt-
kirchlichen Interesses und liturgischer Belange und der ordnungsgeméBen Verwendung von
Kirchensteuern und weiteren finanziellen Mitteln.

(2) Fur den Baubeschluss nach § 4 Absatz 7 Satz 1 ist die kirchenaufsichtliche Genehmigung
1. nach § 7 Absatz 1 vom Kirchengemeinderat beim Kirchenkreis,

2. nach § 7 Absatz 2 vom Kirchengemeinderat (iber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

3. nach § 7 Absatz 4 vom Kirchenkreisrat beim Landeskirchenamt
schriftlich zu beantragen.

(3) Die genehmigende Stelle hat den Eingang des Antrags unverziglich schriftlich zu bestati-
gen. Sie prift innerhalb eines Monats, ob der Antrag unvollstandig ist oder formale Méngel
aufweist. Die Frist kann in begriindeten Ausnahmeféllen einmalig seitens der genehmigenden
Stelle um bis zu drei Wochen verlangert werden. Die genehmigende Stelle fordert die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller innerhalb einer angemessenen Frist zur Behebung der Méngel
auf. Diese oder dieser kann eine Verlangerung der Frist beantragen. Werden die Mangel nicht
innerhalb der gesetzten oder verlangerten Frist behoben, gilt der Antrag als zuriickgezogen,
ohne dass es einer weiteren Erklarung der Antragstellerin oder des Antragstellers bedarf.

(4) In den Fallen, in denen der Baubeschluss durch das Landeskirchenamt zu genehmigen ist,
sind die Antragsunterlagen erst dann vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzulei-
ten, wenn diese vollstandig und mangelfrei sind. Sind die beim Landeskirchenamt eingereich-
ten Unterlagen gleichwohl unvollstdndig oder mangelhaft, fordert das Landeskirchenamt den
Kirchenkreis auf, fiir die Behebung der Mangel innerhalb einer angemessenen Frist Sorge zu
tragen.

(5) In den Féllen von Absatz 2 Nummer 2 fugt der Kirchenkreis dem Antrag des Kirchenge-
meinderats auf kirchenaufsichtliche Genehmigung des Baubeschlusses eine Stellungnahme
bei. Die Stellungnahme des Kirchenkreises muss erkennen lassen, ob er die Bau- und Gestal-
tungsmaRnahme befurwortet oder ablehnt, insbesondere, ob er die erforderlichen Genehmi-
gungen erteilt, ob die Manahme dem Ergebnis der Bauberatung sowie den Zielen und Pla-
nungen des Kirchenkreises entspricht und ob die Finanzierung der Manahme gesichert ist.

(6) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Bau- und Gestaltungs-
malnahme keine Vorschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland ent-
gegenstehen, die im kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu priifen sind; die ge-
nehmigende Stelle darf den Antrag auch ablehnen, wenn die Bau- und Gestaltungsmaflinahme
gegen sonstige offentlich-rechtlichen Vorschriften verstoft.

(7) Wird der Finanzierungsplan durch den Kirchenkreis nicht bestatigt, wird die kirchenauf-
sichtliche Genehmigung unter der Bedingung erteilt, dass die Finanzierung vor Beginn der
Bau- und Gestaltungsmafnahme sichergestellt ist.
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(8) Bei MaRnahmen an Glockenanlagen und Orgeln ist dem Antrag auf kirchenaufsichtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstan-
digen mit Vergabevorschlag beizufiigen.

(9) Nachtragliche wesentliche Anderungen der genehmigten Bau- und Gestaltungsmanahme
bedrfen einer erneuten Bauberatung nach § 4 Absatz 1 bis 6 und eines neuen Baubeschlusses
nach 8 4 Absatz 7.

(10) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ersetzt keine Genehmigungen nach staatlichem
Recht, insbesondere keine bauaufsichtlichen und denkmalrechtlichen Genehmigungen.

89
Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion

Die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8 gilt als erteilt, wenn die genehmigende Stelle
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der vollstandigen und mangelfreien Antrags-
unterlagen einen Bescheid erlassen hat und die gegebenenfalls nach 8§ 12 und 13 erforderli-
che denkmalrechtliche Genehmigung erteilt wurde (kirchenaufsichtliche Genehmigungsfikti-
on). Die Vorschriften uber die Bestandskraft von Verwaltungsakten und (ber das Rechts-
behelfsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen
Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009 (ABI. EKD S. 334, 2010 S. 296)
in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. Nach Eintritt der kirchenaufsichtlichen
Genehmigungsfiktion ist diese der Antragstellerin oder dem Antragsteller auf gesonderten
Antrag schriftlich zu bescheinigen.

8§10
Ubertragung der Zustandigkeit fiir die Erteilung der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung

Sofern liturgische Belange oder das gesamtkirchliche Interesse nicht beriihrt sind und die
denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 oder § 13 vorliegt, ist die Zustandigkeit fur die
Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 der
Verfassung vom Landeskirchenamt im Einvernehmen mit dem Kirchenkreis auf diesen zu
Ubertragen. In diesem Fall ist das Landeskirchenamt ber die Erteilung der Genehmigung
schriftlich zu informieren.

§11
Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung

(1) Die jeweils nach § 7 genehmigende Stelle kann im Einzelfall den Verzicht auf das Erfor-
dernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung erkldren, wenn es sich

1. bei Bau- und GestaltungsmaRnahmen lediglich um Schénheitsreparaturen oder reine In-
standsetzungsmalnahmen handelt oder

2. um ein kirchliches Objekt handelt, dessen Baupflege ausschlieRlich durch Gebiihren oder
privatrechtliche Entgelte zu finanzieren ist.
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(2) Die Bauberatung nach § 4 Absatz 1 bis 6 muss erfolgt sein. Der Baubeschluss nach § 4
Absatz 7 Satz 1 muss gefasst werden.

8§12
Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren

(1) Das Landeskirchenamt erteilt nach MaRgabe der Bestimmungen der Staatskirchenver-
trdge und der Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundesldnder denkmalrechtliche Ge-
nehmigungen nach § 7 Absatz 3 und 5. Es bindet die zustdndigen Stellen der staatlichen
Denkmalpflege nach MaRgabe der Bestimmungen der Staatskirchenvertrdage und der
Denkmalschutzgesetze der jeweiligen Bundesléander !ein und fihrt die Benehmensherstel-
lung bzw. die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit diesen zum frihestmdglichen Zeit-
punkt durch. Sofern die denkmalrechtliche Genehmigung fir Kirchen und weitere zum

Zwecke des Gottesdienstes gewidmete Gebdude von den zustédndigen Stellen der staatlichen
Denkmalpflege erteilt wird, stellt das Landeskirchenamt vorab die von diesen staatlichen
Stellen zu beachtenden Belange der Religionsausiibung fest.

(2) Die kirchliche Korperschaft beantragt fiir Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkma-
len die denkmalrechtliche Genehmigung beim Landeskirchenamt bzw. tber das Landeskir-
chenamt bei der zustandigen staatlichen Stelle. Der Antrag bedarf eines Beschlusses des Or-
gans der kirchlichen Korperschaft, der sich auf die Planungsunterlagen beziehen muss. Im
Fall der Beantragung bei einer zustdndigen staatlichen Stelle gelten deren gesetzliche Rege-
lungen und Fristen. Eine Finanzierungsplanung muss zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlie-
gen. Die denkmalrechtliche Genehmigung ist

1. nach § 7 Absatz 3 vom Kirchengemeinderat (iber den Kirchenkreis beim Landeskirchen-
amt und

2. nach 8 7 Absatz 5 vom Kirchenkreisrat beim Landeskirchenamt schriftlich zu beantragen.
(3) Das Landeskirchenamt hat den Eingang des Antrags schriftlich zu \bestatigen und unver-

zuglich die Benehmensherstellung bzw. die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den zu-
standigen Stellen der staatlichen Denkmalpflege herbeizufiihren, Es priift innerhalb eines Mo-

nats, ob der Antrag unvollstandig ist oder formale Mangel aufweist. Die Frist kann in begrin-
deten Ausnahmefallen einmalig seitens des Landeskirchenamts um bis zu drei Wochen ver-
langert werden. Es fordert die Antragstellerin oder den Antragsteller innerhalb einer angemes-
senen Frist zur Behebung der Mangel auf. Diese bzw. dieser kann eine Verlangerung der Frist
beantragen. Werden die Méangel nicht innerhalb der gesetzten oder verlédngerten Frist beho-
ben, gilt der Antrag als zuriickgezogen, ohne dass es einer weiteren Erklarung der Antragstel-
lerin oder des Antragstellers bedarf.

(4) In den Féllen von Absatz 2 Satz 5 Nummer 1 und 2 sind die Antragsunterlagen erst dann
vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzuleiten, wenn diese vollstandig und man-
gelfrei sind. Sind die beim Landeskirchenamt eingereichten Unterlagen gleichwohl unvoll-
stdndig oder mangelhaft, fordert das Landeskirchenamt den Kirchenkreis auf, fiir die Behe-
bung der Méngel innerhalb einer angemessenen Frist Sorge zu tragen.

(5) Bei MalRnahmen an Glockenanlagen und Orgeln ist dem Antrag auf denkmalrechtliche
Genehmigung die Stellungnahme der bzw. des beratenden Glocken- bzw. Orgelsachverstén-

8

—

Kommentar [GM2]: Antrag Nr. 1,
Synodaler Dr. von Wedel

—

Kommentar [GM3]: Antrag Nr. 1,
Synodaler Dr. von Wedel




digen mit Vergabevorschlag beizufiigen.

(6) Nachtragliche wesentliche Anderungen der denkmalrechtlich genehmigten Bau- und Ge-
staltungsmalinahme bediirfen eines neuen Beschlusses nach Absatz 2 Satz 2 und einer erneu-
ten denkmalrechtlichen Abstimmung nach § 5.

(7) Die denkmalrechtliche Genehmigung ersetzt nicht die kirchenaufsichtliche Genehmigung.

(8) Grundsétzlich ist das denkmalrechtliche Genehmigungsverfahren vor Erteilung der Kir-
chenaufsichtlichen Genehmigung durchzufiihren. Die Verfahren kénnen auch parallel statt-
finden. Bei Bau- und GestaltungsmalRnahmen an Denkmalen ist das Vorliegen einer denkmal-
rechtlichen Genehmigung Bedingung flr die Erteilung einer kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung nach § 8.

(9) Zum Schutz des Denkmals oder zur Wahrung des iberwiegenden gesamtkirchlichen Inte-
resses kann die denkmalrechtliche Genehmigung versagt werden. Die Versagung der denk-
malrechtlichen Genehmigung richtet sich im Ubrigen nach den Bestimmungen der Denkmal-
schutzgesetze der jeweiligen Bundeslander.

(10) Far die rechtlich selbststandigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in
die jeweiligen Staatskirchenvertrédge einbezogen sind, Absatze 1 bis 9 entsprechende Anwen-
dung. Das jeweils zustandige Vertretungsorgan des rechtlich selbststandigen Dienstes, Werks
oder der Einrichtung stellt den jeweiligen Antrag nach Absatz 2.

8§13
Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion

Die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 gilt als erteilt, wenn die Benehmensherstel-
lung bzw. die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen der staatlichen
Denkmalpflege stattgefunden hat und das Landeskirchenamt nicht innerhalb von drei Mona-

ten nach Eingang der vollstdndigen und mangelfreien Antragsunterlagen einen Bescheid er-
lassen hat (denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion). AuRert die zustandige Stelle der staatli-
chen Denkmalpflege gegeniiber dem Landeskirchenamt Bedenken, die nicht innerhalb der
Frist nach Satz 1 auszurdumen sind, oder halt das Landeskirchenamt bei der Priifung des An-
trags weitere Untersuchungen fiir notwendig, ruht die Frist, bis das Landeskirchenamt hin-
sichtlich der geduRerten Bedenken eine Entscheidung getroffen oder die Untersuchungen ab-
geschlossen hat. Die Vorschriften tiber die Bestandskraft von Verwaltungsakten und tiber das

—

Kommentar [GM4]: Antrag Nr. 2,
Synodaler Dr. von Wedel

Rechtsbehelfsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) gelten entsprechend. Nach Eintritt der denk-
malrechtlichen Genehmigungsfiktion ist diese der Antragstellerin oder dem Antragsteller auf
gesonderten Antrag schriftlich zu bescheinigen.

§14
Bauvorhaben der Landeskirche

(1) Fir Bau- und GestaltungsmaBBnahmen an kirchlichen Gebéuden, die sich im Eigentum
oder in der Nutzung der Landeskirche befinden, gilt Gber dieses Kirchengesetz hinaus das
Gebaudemanagementgesetz vom 16. Dezember 2015 (KABI. S. 60) in der jeweils geltenden
Fassung.
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(2) Fir Bau- und GestaltungsmaRnahmen des Geb&udemangements und Beschlisse des Aus-
schusses fiir das Gebdudemanagement nach Absatz 1 gelten § 4 Absatz 6 sowie § 7 Absatz 5
entsprechend.

8§15
Einstellen der Arbeiten

(1) Werden grobe Verstol3e gegen anerkannte Regeln der Baukunst und Bautechnik oder ge-
gen genehmigte Planungen festgestellt oder werden Tatsachen bekannt, durch die eine kon-
krete und unmittelbar bevorstehende Gefahr fir das kirchliche Objekt der kirchlichen Kérper-
schaft besteht, ist das Landeskirchenamt in den Féllen von 8 7 nach Artikel 106 Absatz 4
Nummer 4 der Verfassung in Verbindung mit § 84 Absatz 2 Nummer 5 Kirchengemeindeord-
nung befugt, einen Baustopp auszusprechen. Die MalRnahme nach Satz 1 ist sofort vollzieh-
bar. Die an der MaRRnahme Beteiligten sind unverziglich durch das Landeskirchenamt zu un-
terrichten.

(2) Der Kirchenkreisrat ist in den Fallen nach § 7 nach Artikel 58 Absatz 3 der Verfassung in
Verbindung mit § 85 Absatz 2 Nummer 4 und § 91 Kirchengemeindeordnung zur Abwehr
konkreter und unmittelbarer Gefahren fr eine Kirchengemeinde ebenfalls befugt, das Einstel-
len der Arbeiten anzuordnen; er hat dieses dem Landeskirchenamt unverziglich anzuzeigen.
Die MaRnahme nach Satz 1 ist sofort vollziehbar. Die an der MalRnahme Beteiligten sind un-
verziiglich durch den Kirchenkreis zu unterrichten.

§16
MafRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen

(1) Fur Kirchen und weitere zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmete Gebaude sollen Glo-
cken als liturgische Ausstattungsstiicke zum gottesdienstlichen Gebrauch eingebaut und ver-
wendet werden.

(2) Eine Glockenanlage umfasst insbesondere die Glocke mit Kloppel, das Joch, den Glo-
ckenstuhl sowie die sie steuernden Anlagen. Glockenanlagen kdnnen auch durch Uhrenanla-
gen gesteuert werden.

(3) Eine Uhrenanlage umfasst das mechanische oder elektrische Uhrwerk, die Einhausung,
das Zeigerwerk und Zifferblatt sowie die mechanische oder elektrische Steuerung des Glo-
ckenschlags.

(4) MaRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen sind inshesondere

der An- und Verkauf,

der Neu- und Umbau,

die Restaurierung und Instandsetzung und
der Abbruch.

el Y s
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817
Malinahmen an Orgeln

(1) Wo in Kirchen und den weiteren zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmeten Gebduden
Pfeifenorgeln verwendet werden, gehdren zu diesen Orgeln die Pfeifen, die Windversorgung,
der innere Spielapparat, das Gehduse und der Prospekt.

(2) Matnahmen an Orgeln sind insbesondere

der An- und Verkauf,

der Neu- und Umbau,

die Restaurierung und Instandsetzung und
der Abbruch.

PR

(3) Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall eine Orgelbaukommission zur Beratung und
Begleitung kirchlicher Kdrperschaften bei besonderen Orgelbaumalnahmen berufen.

§18
Sachverstandige fur Glockenanlagen und Orgeln

(1) Neben der Bauberatung nach § 4 findet bei Bau- und GestaltungsmaRnahmen und sonsti-
gen Malinahmen im Sinne dieses Kirchengesetzes an Glockenanlagen sowie Orgeln eine Be-
ratung der Kirchlichen Koérperschaften durch vom Landeskirchenamt bestellte Glocken- und
Orgelsachverstandige statt. Die kirchlichen Korperschaften sind verpflichtet, die Beratung
durch Sachversténdige nach Satz 1 in Anspruch zu nehmen.

(2) Die Sachverstdndigen nach Absatz 1 erhalten von den sie beauftragenden kirchlichen
Korperschaften fir ihre Leistungen Honorare. Die Honorare sind durch feste Sétze nach der
Dauer der Sachverstandigenleistung (Zeithonorar) oder durch Rahmensétze (Pauschalhonorar)
zu bestimmen.

819
Beirat fuir Bau- und Kunstpflege

Das Landeskirchenamt kann im Einzelfall einen Beirat fir Bau- und Kunstpflege zur Bera-
tung und Begleitung des Landeskirchenamts in Fragen der Bau- und Kunstpflege berufen.

§ ‘2@ Kommentar [PT6]: Antrag Nr. 12,

- f Synodaler Nissen Streichung von § 20
Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen alter Fassung (Gebaude und Raumnut-

zungsplan, Gebéudestruk;urplane)
(1) Bei allen Bau- und GestaltungsmaBnahmen und sonstigen MaRnahmen im Sinne dieses angenommen; daher ab hier neue 8-

Zahl
Kirchengesetzes sowie beim Betrieb kirchlicher Gebaude ist auf Barrierefreiheit, Teilhabefor- =

derung und Umweltschutz einschlieRlich Klimaschutz, Energieeffizienz und Nachhaltigkeit //[Kommentar [GM7]: Antrag Nr. 4,

sowie die einschlagigen Vorschriften des Denkmal-, Umwelt-, Arbeits- und Gesundheits- Synodaler Isecke-Vogelsang
schutzes zu achten.

(2) Kirchliche Kdrperschaften sollen sich als Tréger 6ffentlicher Belange an der kommunalen
Bauleitplanung beteiligen, um rechtzeitig kirchliche Interessen und Erfordernisse in die Pla-
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nungen einzubringen.

(3) Bau- und Planungsleistungen sind im Wetthewerb oder im Wege transparenter Verfahren
zu vergeben. Dabei sind die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und der VerhéltnisméaRigkeit
zu wahren. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Vergabeverfahren sind gleich zu behan-
deln, es sei denn, eine Ungleichbehandlung ist aufgrund dieses Gesetzes ausdriicklich geboten
oder gestattet. Bei der Vergabe sollen inshesondere Aspekte der Qualitat, der Okologie, der
Teilhabeforderung und der Innovation beriicksichtigt werden.

8§21
Verordnungsermachtigungen

Die Kirchenleitung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung insbesondere néhere Bestim-

mungen

1. zum Begriff der Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege (§ 3),

2. zu Inhalt und Verfahren der Bauberatung (§ 4),

3. zu Inhalt und Verfahren der denkmalrechtlichen Abstimmung (§ 5),

4. (ber wesentliche Anderungen nach § 6 Absatz 2 sowie § 8 Absatz 9,

5. zum kirchenaufsichtlichen Genehmigungsverfahren und zur Genehmigungserteilung nach
§ 7 Absatz 1, 2 und 4 und 8 8, insbesondere zu den mit dem Antrag auf kirchenaufsichtli-
che Genehmigung einzureichenden Unterlagen, zum Stellungnahmeverfahren, zur kir-
chenaufsichtlichen Genehmigungsfiktion nach 8 9, zur Ubertragung der Zusténdigkeit fur
die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach § 10 sowie zum Verzicht auf
das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach 8 11,

6. zum denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren und zur Genehmigungserteilung nach §
7 Absatz 3 und 5 und § 12, inshesondere zu den mit dem Antrag auf denkmalrechtliche
Genehmigung einzureichenden Unterlagen sowie zur denkmalrechtlichen Genehmigungs-
fiktion nach § 13,

7. zu MaRnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen und an Orgeln, insbesondere zur Bestel-
lung, Beauftragung und den Leistungen von Glocken- und Orgelsachverstdndigen sowie
zu Honoraren und Auslagen nach 8§ 16 bis 18,

8. Uber die Zusammensetzung, die Berufung und die Aufgaben von Orgelbaukommissionen

nach 8§ 17 Absatz 4,

Uber den Beirat fur Bau- und Kunstpflege (§ 19-Absatz-2), insbesondere tber dessen Zu-
sammensetzung, die Berufung und die Aufgaben,

10. zu besonderen Anforderungen an kirchliches Bauen, insbesondere zu Grundsétzen der

—

Vergabe von Bau- und Planungsleistungen (§ 20)

durch Rechtsverordnungen zu treffen.
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§22
Ubergangsvorschriften

(1) Bau- und Gestaltungsmafinahmen und sonstige Mainahmen im Sinne dieses Kirchenge-
setzes an kirchlichen Objekten, die vor Inkrafttreten des Kirchengesetzes kirchenaufsichtlich
und denkmalrechtlich genehmigt wurden, werden auf der Grundlage der bisher geltenden Re-
gelungen beendet.

(2) Die nach bisherigem Recht erteilten Bestellungen und Beauftragungen im Sinne von § 18

gelten einschlieflich der Modalitaten ihrer Tatigkeiten fur die bei der Bestellung und Beauf-
tragung festgelegte Dauer fort.

§23
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) § 21 tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

(2) Im Ubrigen tritt dieses Kirchengesetz am 1. Juli 2020 in Kraft. Gleichzeitig treten auRer
Kraft:

1. Kirchengesetz vom 16. November 2002 (iber das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs — Kirchbaugesetz — (KBauG) ( KABI 2003 S. 5),

2. Baugesetz der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche (Kirchbaugesetz —
KBauG) vom 9. Juni 2009 (GVOBI. S. 215),

3. Kirchengesetz fir die Erhaltung, die Pflege und den Schutz des kirchlichen Kunst- und
Kulturgutes der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 4. November 1979 (ABI. S.
105),

4. §2 Absatz 3 des Kirchengesetzes iiber die Ubernahme der Verwaltung fiir die Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreise durch das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen
Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der Kirchenordnung der Pommerschen Evangelischen Kir-
che vom 28. August 2004 (ABI. S. 55) und

5. 8 1 Nummer 5 und 6 der Durchflihrungsbestimmungen zum Kirchengesetz Gber die
Ubernahme der Verwaltung fiir die Kirchengemeinden und Kirchenkreise durch das Kon-
sistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche nach Art. 139 Abs. 3 der Kirchenord-
nung der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 17. Dezember 2004 (ABI. S. 88).

Zu diesem Zeitpunkt endet auch die Anwendung von 88 38 bis 44 und 46 bis 59 der Verord-
nung fur die Vermdgens- und Finanzverwaltung der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und
Kirchlichen Verbande in der Evangelischen Kirche der Union (Kirchliche Verwaltungsord-
nung — VwO) vom 1. Juli 1998 (ABI. EKD 1999 S. 137), die durch Verordnung vom 6. Juni
2001 (ABI. EKD S. 379) geédndert worden ist, fiir das Gebiet des Pommerschen Evangeli-
schen Kirchenkreises.
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Kommentar [PT11]: Antrag Nr. 8,
Synodaler Antonioli (§ 21 statt § 23)




	Zu TOP 3.1 - Vorblatt-Hinweis - RGö -BMö 09.06.2020
	5. Tagung Februar 2020 TOP 3.1 Kirchengesetz über das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Kirchbaugesetz – KBauG) (geändert 
	Synodenvorlage und Anlage 2 KBauG Begründung RGö 29.10.2019- red. 09.12.2019
	V o r l a g e
	Zeitplanung:
	Zu § 2 Kirchliche Objekte
	Teil 4 § 64 EGVerf (Kirchengemeindeordnung) Bewirtschaftung von Liegenschaften, Gebäuden und Inventar
	Zu Absatz 3:
	Absatz 3 bezieht sich auf die in § 2 Absatz 2 genannten kirchlichen Objekte und dient dazu, deutlich zu machen, dass all diese Bestandteile der Ausstattung pfleglicher Behandlung bedürfen und Maßnahmen an diesen Gegenständen ggf. auch zu genehmigen sind.
	Zu § 4 Bauberatung
	Zu Absatz 1:
	Zu Absatz 1:
	Da Bauvorhaben zu einem großen Teil aus Kirchensteuermitteln finanziert werden, verantwortet die jeweilige kirchliche Körperschaft als Bauherr die Ausgaben auch gegenüber den Gemeindegliedern. Dies gilt in gleicher Weise für die durch andere kirchlich...
	Die in § 4 KBauG der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vorgesehene „Bauobjektliste“ wird im Nordkirchenrecht nicht verpflichtend eingeführt. Gleichwohl ist der Kirchenkreis im Rahmen seiner Satzungshoheit berechtigt, diese ...
	Zu Absatz 2:
	Stellt sich während der Durchführung einer Bau- oder Gestaltungsmaßnahme bzw. weiterer Maßnahmen nach Artikel 26 und 54 der Verfassung heraus, dass der ursprünglich geplante Kostenrahmen nicht eingehalten werden kann, sondern dass es zu einer wesentli...
	Zu § 7 Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschlüsse und denkmalrechtlich genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmaßnahmen:
	§ 7 hat deklaratorischen Charakter und soll den Blick auf das kirchliche Bauen hinsichtlich der maßgeblichen Regelungen der Verfassung abrunden.
	Zu Absatz 1:
	Absatz 1 wiederholt die Regelung in Artikel 26 Absatz 1 Nr. 9 der Verfassung, wonach Beschlüsse des Kirchengemeinderates über „Baumaßnahmen, wenn sie nicht nach Absatz 2 Nummer 2 zu genehmigen sind“, der Genehmigung des Kirchenkreises bedürfen. Im Umk...
	Zu Absatz 2:
	Absatz 2 wiederholt den Wortlaut von Artikel 26 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 der Verfassung, also den Katalog der Beschlüsse des Kirchengemeinderates, die dem Landeskirchenamt zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung vorzulegen sind (deklaratorisch).
	Zu Absatz3:
	Absatz 3 wiederholt die Neufassung von Artikel 26 Absatz 3 der Verfassung (deklaratorisch).
	Zu Absatz 4:
	Absatz 4 wiederholt den Wortlaut von Artikel 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 der Verfassung, also den Katalog der Beschlüsse des Kirchenkreisrates, die dem Landeskirchenamt zur kirchenaufsichtlichen Genehmigung vorzulegen sind (deklaratorisch).
	Zu Absatz 5:
	Absatz 5 wiederholt die Neufassung von Artikel 54 Absatz 2 der Verfassung (deklaratorisch).
	Zu § 8 Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren
	„§ 6  Aufgaben der Kirchenkreise
	(4) Die Kirchenkreise sollen mit Zustimmung der jeweils betroffenen Kirchengemeinden gemeindeübergreifende Gebäudestrukturpläne beschließen, die festlegen, welche Gebäude der Kirchengemeinden langfristig genutzt werden sollen.“



	Anlage 1 KBauG Fließtext RGö 31.07.2019- Änd EKL 24.08.-RA 05.09. -Beschluss EKl 14.09.2019-red. 09.12.2019
	Anlage 1
	Entwurf
	Kirchengesetz über das Bauen
	in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
	(Kirchbaugesetz – KBauG)
	§ 1
	Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich
	§ 2
	Kirchliche Objekte
	§ 3
	Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege
	(4) Für die rechtlich selbstständigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in die jeweiligen Staatskirchenverträge einbezogen sind, Absätze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. Das jeweils zuständige Vertretungsorgan des rechtlich selbststä...
	§ 6
	Kosten- und Finanzierungspläne
	§ 7
	Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschlüsse und
	denkmalrechtlich genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmaßnahmen
	§ 8
	Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren
	(3) Die genehmigende Stelle hat den Eingang des Antrags unverzüglich schriftlich zu bestätigen. Sie prüft innerhalb eines Monats, ob der Antrag unvollständig ist oder formale Mängel aufweist. Die Frist kann in begründeten Ausnahmefällen einmalig seite...
	(4) In den Fällen, in denen der Baubeschluss durch das Landeskirchenamt zu genehmigen ist, sind die Antragsunterlagen erst dann vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzuleiten, wenn diese vollständig und mangelfrei sind. Sind die beim Landeski...
	(9) Nachträgliche wesentliche Änderungen der genehmigten Bau- und Gestaltungsmaßnahme bedürfen einer erneuten Bauberatung nach § 4 Absatz 1 bis 6 und eines neuen Baubeschlusses nach § 4 Absatz 7.
	§ 9
	Kirchenaufsichtliche Genehmigungsfiktion
	Die kirchenaufsichtliche Genehmigung nach § 8 gilt als erteilt, wenn die genehmigende Stelle nicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der vollständigen und mangelfreien Antragsunterlagen einen Bescheid erlassen hat und die gegebenenfalls nach §§ ...
	§ 10
	Übertragung der Zuständigkeit für die Erteilung der kirchenaufsichtlichen
	Genehmigung
	Sofern liturgische Belange oder das gesamtkirchliche Interesse nicht berührt sind und die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 oder § 13 vorliegt, ist die Zuständigkeit für die Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung nach Artikel 26 Absatz ...
	§ 11
	Verzicht auf das Erfordernis der kirchenaufsichtlichen Genehmigung
	§ 12
	Denkmalrechtliches Genehmigungsverfahren
	(3) Das Landeskirchenamt hat den Eingang des Antrags schriftlich zu bestätigen. Es prüft innerhalb eines Monats, ob der Antrag unvollständig ist oder formale Mängel aufweist. Die Frist kann in begründeten Ausnahmefällen einmalig seitens des Landeskirc...
	(4) In den Fällen von Absatz 2 Satz 5 Nummer 1 und 2 sind die Antragsunterlagen erst dann vom Kirchenkreis an das Landeskirchenamt weiterzuleiten, wenn diese vollständig und mangelfrei sind. Sind die beim Landeskirchenamt eingereichten Unterlagen glei...
	(6) Nachträgliche wesentliche Änderungen der denkmalrechtlich genehmigten Bau- und Gestaltungsmaßnahme bedürfen eines neuen Beschlusses nach Absatz 2 Satz 2 und einer erneuten denkmalrechtlichen Abstimmung nach § 5.
	(9) Zum Schutz des Denkmals oder zur Wahrung des überwiegenden gesamtkirchlichen Interesses kann die denkmalrechtliche Genehmigung versagt werden. Die Versagung der denkmalrechtlichen Genehmigung richtet sich im Übrigen nach den Bestimmungen der Denkm...
	(10) Für die rechtlich selbstständigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in die jeweiligen Staatskirchenverträge einbezogen sind, Absätze 1 bis 9 entsprechende Anwendung. Das jeweils zuständige Vertretungsorgan des rechtlich selbstst...
	§ 13
	Denkmalrechtliche Genehmigungsfiktion
	Die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 12 gilt als erteilt, wenn das Landeskirchenamt nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollständigen und mangelfreien Antragsunterlagen einen Bescheid erlassen hat (denkmalrechtliche Genehmigungsfikti...
	§ 14
	Bauvorhaben der Landeskirche
	(2) Für Bau- und Gestaltungsmaßnahmen des Gebäudemangements und Beschlüsse des Ausschusses für das Gebäudemanagement nach Absatz 1 gelten § 4 Absatz 6 sowie § 7 Absatz 5 entsprechend.
	§ 15
	Einstellen der Arbeiten
	§ 16
	Maßnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen
	(1) Für Kirchen und weitere zum Zwecke des Gottesdienstes gewidmete Gebäude sollen Glocken als liturgische Ausstattungsstücke zum gottesdienstlichen Gebrauch eingebaut und verwendet werden.
	(3) Eine Uhrenanlage umfasst das mechanische oder elektrische Uhrwerk, die Einhausung, das Zeigerwerk und Zifferblatt sowie die mechanische oder elektrische Steuerung des Glockenschlags.
	(4) Maßnahmen an Glocken- und Uhrenanlagen sind insbesondere
	§ 17
	Maßnahmen an Orgeln
	§ 18
	Sachverständige für Glockenanlagen und Orgeln
	§ 19
	Beirat für Bau- und Kunstpflege
	Gebäude- und Raumnutzungsplan, Gebäudestrukturpläne
	§ 21
	Besondere Anforderungen an kirchliches Bauen
	§ 22
	Verordnungsermächtigungen
	11. zu besonderen Anforderungen an kirchliches Bauen, insbesondere zu Grundsätzen der Vergabe von Bau- und Planungsleistungen (§ 21)
	§ 23
	Übergangsvorschriften
	(1) Bau- und Gestaltungsmaßnahmen und sonstige Maßnahmen im Sinne dieses Kirchengesetzes an kirchlichen Objekten, die vor Inkrafttreten des Kirchengesetzes kirchenaufsichtlich und denkmalrechtlich genehmigt wurden, werden auf der Grundlage der bisher ...
	(2) Die nach bisherigem Recht erteilten Bestellungen und Beauftragungen im Sinne von § 18 gelten einschließlich der Modalitäten ihrer Tätigkeiten für die bei der Bestellung und Beauftragung festgelegte Dauer fort.
	§ 24
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	1. Kirchengesetz vom 16. November 2002 über das Bauen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs ( Kirchbaugesetz ( (KBauG) ( KABl 2003 S. 5),

	Anlage 3 Synopse KBauG-KBauRVO Stand 15.01.2020 BMö

	Anlage 1a KBauG Fließtext RGö - 2. Lesung Tagung Landessynode 29.02.2020-RGö
	2. Lesung auf der Tagung der Landessynode am 29.02.2020
	Anlage 1a
	Entwurf
	Kirchengesetz über das Bauen
	in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland
	(Kirchbaugesetz – KBauG)
	§ 1
	Ziel kirchlichen Bauens, Geltungsbereich
	§ 2
	Kirchliche Objekte
	§ 3
	Bau- und Denkmalpflege, Kunstpflege
	(4) Für die rechtlich selbstständigen Dienste, Werke und Einrichtungen finden, sofern sie in die jeweiligen Staatskirchenverträge einbezogen sind, Absätze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. Das jeweils zuständige Vertretungsorgan des rechtlich selbststä...
	§ 6
	Kosten- und Finanzierungspläne
	§ 7
	Kirchenaufsichtlich genehmigungspflichtige Beschlüsse und
	denkmalrechtlich genehmigungspflichtige Bau- und Gestaltungsmaßnahmen
	§ 8
	Kirchenaufsichtliches Genehmigungsverfahren
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